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Aufsätze

Am 30. Juni 2015 hat die schleswig-hol-
steinische Landesregierung den Entwurf 
eines Gesetzes zur Stärkung der Kommu-
nalwirtschaft beschlossen. Die Kommu-
nen und ihre Unternehmen sollen in die 
Lage versetzt werden, mehr noch als bis-
her zur Energiewende und zum Ausbau 
einer flächendeckenden Breitbandinfra-
struktur beizutragen. Dazu ist beabsich-
tigt, die gesetzlichen Hürden für das ge-
meindliche Wirtschaften zu senken und 
bürokratische Hemmnisse abzubauen. 
Da mit dem Mehr an wirtschaftlicher Frei-
heit ein erhöhtes Risiko einhergeht, sollen 
die Kommunen im Gegenzug dazu ange-
halten werden, die Steuerung und Kon-
trolle ihrer Unternehmen zu straffen. Im 
nachstehenden Beitrag werden A. das 
Zustandekommen und B. die Inhalte des 
Regierungsentwurfs dargestellt. Unter C. 
erfolgt eine Schlussbetrachtung.

A. Zustandekommen des 
Regierungsentwurfs
Dem Regierungsentwurf ging ein langer 
Abstimmungsprozess voraus. Anders als 
in üblichen Gesetzgebungsverfahren, in 
denen die betroffenen Ressorts und Ver-
bände lediglich angehört werden, hat das 
Innenministerium 2013 eigens eine Pro-
jektgruppe eingerichtet, um den Entwurf 
in einer Arbeitsgruppe zu entwickeln. Der 
Arbeitsgruppe gehörten Vertreter der 
Unternehmensverbände, der Interessen-
vertretungen der Wirtschaft und des 
Handwerks sowie der kommunalen Lan-
desverbände an. Auch saßen Vertreter 
des Landesrechnungshofs sowie des 
Wirtschafts- und des Umweltministeriums 
mit am Tisch. In der Arbeitsgruppe wurde 
der Entwurf Vorschrift für Vorschrift ent-
wickelt. Ziel war es, auf Jahre verlässliche 
Rahmenbedingungen für die Kommunen 
und ihre Unternehmen zu schaffen.
Im Sommer 2014 hatte die Arbeitsgruppe 
einen ersten Gesetzentwurf fertiggestellt. 
Im Herbst ging dieser in die Ressortan-
hörung. Auf Hinweis des Sozialministe-
riums wurde der Entwurf um gleichstel-

1lungsrechtliche Regelungen ergänzt.  Am 
16. Dezember 2014 befasste sich das 
Kabinett erstmalig mit dem Papier und 

2gab es in die Verbandsanhörung,  wo-
raufhin der Text nochmals grundlegend 
überarbeitet wurde. Am 30. Juni 2015 

* Der Verfasser war Mitglied der Arbeitsgruppe zur 
Novellierung des Gemeindewirtschaftsrechts und 
ist in der Kommunalabteilung des Ministeriums für 
Inneres und Bundesangelegenheiten (MIB) mit der 
Aufsicht über die wirtschaftliche Betätigung der 
Mittelstädte befasst.

1 § 1 Abs. 1 a der Gemeindeordnung (GO), § 1 Abs. 
1 a der Kreisordnung, § 18 Abs. 2 der Amtsord-
nung, § 14 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale 
Zusammenarbeit.

2 Vorentwurf unter www.schleswig-holstein.de/
DE/Fachinhalte/K/kommunales/kommunalesWirt
schaftsrecht/novellierung.html.

3 LT-Drs. 18/3152.
4 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und 

Technologie, Breitbandstrategie Schleswig-Hol-
stein („Breitband 2030“), S. 15 f. und S. 40.

5 Die Zulässigkeitsvoraussetzungen gehen auf § 67 
Abs. 1 der Deutschen Gemeindeordnung vom 30. 
Januar 1935 (RGBl. I S. 49) zurück.

6 § 101 Abs. 1 GO.
 7 Art. 20 Abs. 3 des Grundgesetzes (GG); Ehlers, JZ 

1990, 1089, 1091.

Der Entwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung der Kommunalwirtschaft
Oliver Lehmann*

konnte dem Kabinett endlich ein ausge-
3reifter Entwurf vorgelegt werden.  Der 

Landtag hatte sich vor der Sommerpause 
allerdings nicht mehr damit befassen kön-
nen.

B. Inhalte des Regierungsentwurfs
Der Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 
der Kommunalwirtschaft sieht im Wesent-
lichen folgende Regelungen vor:
I. Entschärfung der Zulässigkeitsvoraus-

setzungen für die wirtschaftliche Betä-
tigung der Kommunen, insbesondere 
im Bereich der Energiewirtschaft,

II. Erleichterungen für grenzüberschrei-
tende Betätigungen,

III. Reduzierung der anzeigepflichtigen 
Rechtsgeschäfte,

IV. Straffung der Gründungsvorausset-
zungen für kommunale Gesellschaften,

V. Einführung einer Beteiligungsverwal-
tung.

I. Entschärfung der 
Zulässigkeitsvoraussetzungen
Die beabsichtigte Entschärfung der Zu-
lässigkeitsvoraussetzungen dient den 
umwelt-, energie- und strukturpolitischen 
Zielen des Landes. Den Kommunen und 
ihren wirtschaftlichen Unternehmen soll 
es erleichtert werden, sich für die Energie-
wende und für den flächendeckenden 
Ausbau einer Breitbandinfrastruktur zu 
engagieren.
Bei der Energiewende geht es um den 
Ausbau regenerativer Energien, z. B. um 
die Errichtung und den Betrieb von Wind- 
und Solarparks, aber auch um ein Ange-
bot von Energiedienstleistungen. Zu 
denken ist hier an Maßnahmen für ein 
Energiemanagement, z. B. an die Errich-
tung „intelligenter Netze“, welche eine Ab-
stimmung des Energiebedarfs mit der 
Energieproduktion erlauben, ferner an 
sog. contracting-Modelle, in denen die 
Verbraucher bei der Einführung von Ener-
gieeffizienzmaßnahmen technisch und 
auch finanziell unterstützt werden und für 
diese Leistungen auf einen Teil ihrer 
Energiekostenersparnis verzichten.
Durch den flächendeckenden Ausbau 
einer Breitbandinfrastruktur soll insbeson-
dere das wirtschaftliche Entwicklungspo-
tential ländlicher Räume gefördert wer-
den. Nach der Breitbandstrategie des 

Landes gilt es, in Schleswig-Holstein bis 
zum Jahr 2030 eine nachhaltige Infra-
struktur auf Basis von Glasfasernetzen 
aufzubauen. Da sich private Telekommu-
nikationsunternehmen derzeit noch auf 
städtische Zentren konzentrieren, ist auch 
insoweit kommunales Engagement erfor-

4derlich.
Für diese Ziele erwies sich der geltende 
Rechtsrahmen als hinderlich, vor allem 
deswegen, weil die wirtschaftliche Be-
tätigung der Kommunen ausnahmslos 

5der „klassischen“ Schrankentrias  unter-
worfen ist. Danach darf ein Unternehmen 
nur dann errichtet, übernommen oder we-
sentlich erweitert werden, wenn
1. ein öffentlicher Zweck, dessen Erfül-

lung im Vordergrund der Unterneh-
mung stehen muss, das Unternehmen 
rechtfertigt (Zweckbindung),

2. das Unternehmen nach Art und Um-
fang in einem angemessenen Verhält-
nis zu der Leistungsfähigkeit der Ge-
meinde und zum voraussichtlichen 
Bedarf steht (Relationsklausel) und

3. der Zweck nicht besser und wirtschaft-
licher auf andere Weise erfüllt werden 

6kann (Subsidiaritätsklausel).

1. Zweckbindung
Der Zweckbindung liegt Verfassungsrecht 
zugrunde, nämlich das Rechtstaatsprin-

7zip  und die Garantie der gemeindlichen 
Selbstverwaltung. Die Selbstverwaltungs-
garantie berechtigt die Kommunen, alle 
Angelegenheiten der örtlichen Gemein-
schaft im Rahmen der Gesetze in eigener 
Verantwortung zu regeln. Sie haben dabei 
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8das Wohl ihrer Einwohner zu fördern.  
Und so liegt ein öffentlicher Zweck immer 
dann vor, wenn 
a) die Leistungen des Unternehmens im 

Aufgabenbereich der Gemeinde liegen 
(Verbandskompetenz),

b) das Unternehmen eine im öffentlichen 
Interesse gebotene Versorgung der 
Einwohner zum Ziel hat (Einwohnernüt-

9zigkeit)  und
c) nicht gegen ein gesetzliches Verbot 

10verstoßen wird (Handlungsverbot).

Die Rechtsprechung räumt den Kommu-
nen bei der Zweckfindung einen Beurtei-
lungsspielraum ein. In einer bloßen Ge-
winnerzielungsabsicht ist allerdings kein 

11öffentlicher Zweck mehr zu sehen,  
wenngleich die Wirtschaftsgrundsätze 
des § 107 GO eine gewisse Gewinnmit-

12nahme voraussetzen (3.).  Im Übrigen 
können von einem öffentlichen Zweck 
auch Hilfs- und Annextätigkeiten mitge-
tragen sein, sofern sie diesem unterge-

13ordnet sind.
Hilfstätigkeiten sind Tätigkeiten, die in 
Hilfsbetrieben ausschließlich zur De-
ckung des Eigenbedarfs der Kommune 

14erbracht werden.  Annextätigkeiten sind 
Tätigkeiten, die bei Gelegenheit der ge-
meindlichen Aufgabenerfüllung „miterle-
digt“ werden, bei denen die Fremdbe-
darfsdeckung also nicht im Vordergrund 

15steht.  Gerechtfertigt kann eine Annextä-
tigkeit zunächst zur Auslastung bestehen-

16der Kapazitäten sein,  z. B. wenn Stadt-
werke Energiekapazitäten vermarkten, 
welche den gemeindlichen Eigenbedarf 
übersteigen. Jedoch darf die Kommune 
den Bedarf für eine Auslastung ihrer 
Kapazitäten durch eine bewusste Überdi-
mensionierung ihres Unternehmens nicht 

17selbst schaffen.  Überdies kann zur 
marktgerechten Ergänzung des eigent-
lichen Zwecks auch eine kapazitäts-
erweiternde Annextätigkeit zulässig sein, 
z. B. wenn Stadtwerke ihr Energiever-
sorgungsangebot durch gewisse Zusatz-
leistungen wie Beratung oder Installation 
zu einer wettbewerbsfähigen Gesamt-
leistung abrunden. Zulässig ist die An-
nextätigkeit dann allerdings nur insoweit, 
wie sie sich wirtschaftlich gesehen und 
wegen des Sachzusammenhangs als 
bloße Arrondierung der einem öffent-
lichen Zweck dienenden Hauptleistung 

18darstellt.  Als Freibrief zur rein erwerbs-
wirtschaftlich motivierten Erschließung 
eigenständiger Geschäftsfelder ist die 
Herstellung von Wettbewerbsfähigkeit 
also nicht heranzuziehen. So ist die Gren-
ze des zulässigen Sachzusammenhangs 
einer Nebentätigkeit z. B. dann erreicht, 
wenn Stadtwerke Leistungen für ein voll-
umfängliches Gebäudemanagement an-

19bieten.

a) Verbandskompetenz
Die gemeindliche Selbstverwaltungs-

garantie ist auf die Verbandskompetenz 
der Kommune beschränkt. In sachlicher 
Hinsicht endet sie dort, wo Aufgaben im 
dringenden öffentlichen Interesse einem 
anderen Verwaltungsträger übertragen 

20worden sind.  Was den Breitbandaus-
bau angeht, mag insoweit die Zuweisung 
des Art. 87 f Abs. 1 GG irritieren. Danach 
obliegt es dem Bund, im Bereich der 
Telekommunikation flächendeckend an-
gemessene und ausreichende Dienstleis-
tungen zu gewährleisten. Der Gewährleis-
tungsauftrag ist jedoch nicht dahin-
gehend zu verstehen, dass der Bund hier 
selbst tätig wird. Vor dem Hintergrund der 
in Art. 87 f Abs. 2 GG geregelten Libe-
ralisierung ist in Abs. 1 lediglich eine 

21Regulierungsbefugnis zu sehen.  Ein 
Marktausschluss der Kommunen ist 

22damit nicht verbunden.
Bezugspunkt für die örtliche Kompetenz 
der Kommune ist bei deren wirtschaft-
licher Betätigung die örtliche Gemein-
schaft und nicht – wie beim hoheitlichen 

23Handeln – das Gemeindegebiet.  Daher 
erlaubt das Gemeindewirtschaftsrecht 
auch grenzüberscheitende Betätigungen, 
sofern die Zulässigkeitsvoraussetzungen 
eingehalten und die berechtigten Inte-
ressen der betroffenen Gebietskörper-

24schaften gewahrt bleiben (II.).  Recht-
fertigung und Grenze des örtlichen 
Ausgreifens der Kommunalwirtschaft ist 
allerdings die Einwohnernützigkeit des 
Unternehmens.

b) Einwohnernützigkeit
Der öffentliche Zweck muss in den 
Bedürfnissen und Interessen der örtlichen 
Gemeinschaft wurzeln oder auf sie einen 
spezifischen Bezug haben (örtliche 

25Radizierung),  die wirtschaftliche Betä-
tigung also den Einwohnern nützlich sein. 
In Verbindung mit der geltenden Rela-
tionsklausel, wonach ein kommunales 
Unternehmen nach Art und Umfang nicht 
nur in einem angemessenen Verhältnis 
zur Leistungsfähigkeit, sondern auch zum 
Bedarf der Kommune stehen muss 
(Bedarfsklausel), ist die Einwohnernützig-
keit mitunter als streng quantifizierender 
Maßstab verstanden worden, nämlich 
dahingehend, dass die Leistungen, die im 
Wege des gemeindlichen Wirtschaftens 
erbracht werden, vollständig oder zumin-
dest überwiegend von der örtlichen Ge-

26meinschaft zu verbrauchen sind.  So 
entschied das OVG Schleswig zu einer 
kommunalen Beteiligung an einem Bür-
gerwindpark, dass eine Produktion von 
Energie nur insoweit zulässig ist, wie sie 
überwiegend in der Gemeinde vermarktet 

27wird.
Eine derart restriktive Sichtweise ist ver-
fassungsrechtlich nicht geboten. So 
stellte das Bundesverwaltungsgericht 
klar, dass gemeindliches Wirtschaften 
nicht auf die Deckung des Eigenbedarfs 
zu reduzieren ist. Vielmehr ist eine funk-

tionsbezogene Betrachtungsweise anzu-
legen, welche insbesondere das Erforder-
nis überörtlicher Netzstrukturen, aber 
auch die Vorteile einer interkommunalen 

28Zusammenarbeit berücksichtigt.  Damit 
trägt das Gericht den Realitäten des 
gemeindlichen Wirtschaftens Rechnung. 
Denn eine pauschale Beschränkung auf 
den Eigenbedarf der Kommunen wäre 
insbesondere geeignet, den Breitband-
ausbau zu behindern. Telekommunika-
tionsnetze, die auf das Gebiet einzelner 
Gemeinden beschränkt sind, lassen sich 
nämlich nur schwer am Markt platzieren. 
Der Regierungsentwurf sieht daher vor, 
die missverständliche Bedarfsklausel zur 
Rechtsklarheit zu streichen (2.).
Was die Energiewirtschaft angeht, er-
kannte das Bundesverwaltungsgericht 
bereits 1995 an, dass die örtliche Ener-
gieversorgung zu den durch Art. 28 Abs. 2 
Satz 1 GG gewährleisteten Selbstver-
waltungsangelegenheiten örtlich relevan-

29ten Charakters gehört.  Auch erklärte die 
Bundesregierung, dass die Liberalisie-
rung der Energiemärkte daran nichts 

30ändern sollte.  Gleichwohl wurde in der 
Literatur diskutiert, ob eine energiewirt-
schaftliche Betätigung der Kommunen 
mit den Zielen der Liberalisierung ver-

8 Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG; § 1 Abs. 1 Satz 2 GO.
9 OLG Düsseldorf, Urt. v. 29. Mai 2001 – 20 U 152/00 

– Juris, Rn. 52.
10 Oster, Die wirtschaftliche Betätigung der Gemein-

den und Gemeindeverbände, Bonn 2006, S. 45 ff.
11 BVerwG, Urt. v. 22. Februar 1972 – I C 24.69 – Juris, 

Rn. 17.
12 Jarass, DVBl. 2006, 1, 4 f.
13 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 13. August 

2003 – 15 B 1137/03 – Juris, Rn. 34 ff.; Bracker/ 
Dehn, Erl. 4 zu § 101 GO; Ehlers (1998), DVBl. 1998, 
497, 500 f.;

14 § 101 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 GO.
15 Rehn/ Cronauge, Erl. VII. Nr. 12 zu § 107 GO NRW 

(S. 59) m. w. N.
16 Oster, S. 65.
17 OLG Hamm, Urt. v. 23. September 1997 – 4 U 99/97 

– Juris, Rn. 38.
18 VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 28. März 2000 – 

VGH N 12/98 – Juris, Rn. 29.
19 OLG Düsseldorf, Urt. v. 29. Mai 2001 – 20 U 152/00 

– Juris, Rn. 10 ff. und 52 ff.
20 VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 28. März 2000 – 

VGH N 12/98 – Juris, Rn. 20.
21 BVerfG, Beschl. v. 7. Oktober 2003 – 1 BvR 1712/01 

– Juris, Rn. 94.
22 Rehn/ Cronauge, Erl. VI. Nr. 4. zu § 107 GO NRW (S. 

49); Ehlers, DVBl. 1998, 497, 502;
23 Jarass, DVBl. 2006, 1, 2; Koehler, VR 2000, 44, 48.
24 § 101 Abs. 2 und 3 GO.
25 BVerfG, Beschl. v. 23. November 1988 – 2 BvR 

1619/83, 2 BvR 1628/83 – Juris, Rn. 59.
26 Jarass, ebd.
27 OVG Schleswig, Urt. v. 11. Juli 2013 – 2 LB 32/12 – 

Juris, Rn. 98 und 102.
28 BVerwG, Urt. v. 20. Januar 2005 – 3 C 31/03 – Juris, 

Rn. 36 f.
29 BVerwG, Urt. v. 18. Mai 1995 – 7 C 58/94 – Juris, Rn. 

13 ff.
30 BT-Drs. 13/9211, S. 3.
31 Attendorn/ Schweitzer, NWVBl. 2013, 13, 15.
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31einbar ist,  zumal Energie der europa-
rechtlichen Warenverkehrsfreiheit unter-
fällt.
Vor diesem Hintergrund soll zur Stärkung 
der Stadtwerke in einem neuen § 101 a 
GO klargestellt werden, dass eine ener-
giewirtschaftliche Betätigung der Kom-
munen grundsätzlich einem öffentlichen 
Zweck dient. Es wird damit dem nordr-
hein-westfälischen Gemeindewirtschafts-

32recht gefolgt.  Der Begriff der energie-
wirtschaftlichen Betätigung beschränkt 
sich dabei nicht auf die „klassische“ 
Strom-, Gas- und Wärmeversorgung, 
sondern schließt auch die Kälteversor-
gung ein. Insoweit geht der Entwurf noch 
über das nordrhein-westfälische Vorbild 
hinaus. Umfasst sind somit sämtliche 
Stufen der Produktion und Distribution 
von Energie, auch deren Speicherung zur 
Sicherung der Versorgung und Netzstabi-

33lität.
Wie durch das Wort „grundsätzlich“ an-
gezeigt, handelt es sich bei § 101 a GO-E 
nicht um eine Fiktion, sondern um eine 
gesetzliche Vermutung. Sie würde dazu 
führen, dass die Kommunen den öffent-
lichen Zweck ihrer Energieversorgungs-
unternehmen nicht mehr im Anzeigever-
fahren nach § 108 GO darzulegen hätten. 
Jedoch muss die Vermutung aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen (1.) wider-
legbar bleiben. Den Gegenbeweis hätte 
dann aber nicht die Kommune, sondern 
die für sie zuständige Kommunalaufsicht 

34anzutreten.
Nun betreibt nicht jede Kommune ein 
Stadtwerk. Doch auch ohne eigenes Ver-
sorgungsgebiet kann bei einer Kommune 
das Bedürfnis bestehen, vor Ort durch die 
Erzeugung von regenerativen Energien 
einen Beitrag zur Energiewende zu leis-
ten. Zwar lässt sich dafür nicht der öf-
fentliche Zweck der Daseinsvorsorge gel-
tend machen. Jedoch ist der öffentliche 
Zweck hierauf nicht beschränkt. Vielmehr 
kommen auch Leistungen zur Befriedi-
gung sonstiger Bedürfnisse der Einwoh-

35ner in Betracht,  so auch örtliche Maß-
nahmen zum Umwelt- und Klimaschutz, 
zumal es sich hierbei um Verfassungs-

36ziele handelt.  Vor diesem Hintergrund 
wird in dem Regierungsentwurf klarge-
stellt, dass ein öffentlicher Zweck auch in 
der ortsnahen Erzeugung und Gewinnung 
regenerativer Energien gesehen werden 
kann. Hiermit reagiert die Landesregie-
rung wiederum auf besagte Entscheidung 
des OVG Schleswig.
Da ein Bedürfnis an Umwelt- und Klima-
schutz für die örtliche Gemeinschaft aber 
weniger dringlich ist als die Daseinsvor-

37sorge  und es die kommunale Leis-
tungsfähigkeit zu wahren gilt, aber auch 
den „kommunalen Frieden“ z. B. im Hin-
blick auf die Immissionen von Windkraft-
anlagen, ist es hinsichtlich einer von 
einem Versorgungsgebiet losgelösten 
Erzeugung und Gewinnung regenerativer 

Energien erforderlich, den Ortsbezug des 
öffentlichen Zwecks zu stärken, nämlich 
dahingehend, dass diese nur auf dem 
Gebiet der Stammgemeinde und auf dem 
Gebiet (unmittelbar) angrenzender 
Gemeinden zulässig ist, wobei § 101 a 
Abs. 2 Satz 2 GO-E im Falle eines atypi-
schen Verlaufs der Gemeindegrenzen 
eine arrondierende Betrachtung erlaubt. 
Ferner wird verlangt, dass das Einver-
nehmen mit der betroffenen Kommune 

38hergestellt wird.  Wohlgemerkt: Es han-
delt sich hierbei um ein lex specialis für die 
Erzeugung und Gewinnung regenerativer 
Energien ohne eigenes Versorgungs-
gebiet. Für die Stadtwerke bliebe es bei 
den allgemeinen Voraussetzungen für 
eine grenzüberschreitende Betätigung 
(II.), das auch dann, wenn sie Wind- oder 
Solarparks errichten oder betreiben.
Eine solche branchenspezifische Privile-
gierung hatte die Landesregierung auch 
für den Bereich der Telekommunikation 
erwogen. Jedoch erwies sich diese Ma-
terie als zu vielgestalt, um sie rechtsicher 
im Wege einer widerlegbaren Vermutung 
abzugrenzen. Zwar kann ein öffentlicher 
Zweck regelmäßig für den Bau und 
Betrieb von Breitbandnetzen vermutet 
werden, wie überhaupt das Erbringen von 
Telekommunikationsdienstleistungen 
geeignet ist, den Infrastrukturauftrag der 

39Kommunen zu erfüllen.  Für ein Angebot 
von Tele- und Mediendiensten (z. B. Infor-
mationsdienste, Telespiele und Tele-
shopping) ist eine solche Vermutung 
hingegen nur bedingt möglich. Doch 
gerade Tele- und Mediendienstangebote 
werden zur Wirtschaftlichkeit des Netzbe-
triebs beitragen. Auch kann ein solches 
Angebot im Einzelfall zumindest als An-
nextätigkeit (1.) durchaus zulässig sein. 
Andererseits sind zahlreiche Fälle denk-
bar, in denen eine Betätigung im Bereich 
der Telekommunikation nicht mehr von 
einem öffentlichen Zweck mitgetragen ist, 
z. B. wenn ein Telespiel- und Tele-
shopping-Angebot den Hauptunterneh-
mensgegenstand bildet.
Vor diesem Hintergrund hat die Landes-
regierung hier auf einen Regelungsvor-
schlag verzichtet. Denn eine auf den Bau 
und Betrieb von Breitbandnetzen be-
schränkte Vermutung hätte dahingehend 
missverstanden werden können, dass ein 
Angebot von Telekommunikationsdienst-
leistungen sowie von Tele- und Medien-
diensten generell unzulässig wäre. Und 
ein solches Missverständnis wäre ge-
eignet gewesen, die Kommunen und ihre 
Telekommunikationsunternehmen von 
Wertschöpfungsmöglichkeiten zur Refi-
nanzierung ihrer Investitionen abzu-
schneiden, mithin den zügigen Breitband-

40ausbau zu behindern.

c) Handlungsverbote
Wie unter I. dargelegt, bedient sich die 
Energiewirtschaft sog. contracting-Mo-

delle, um die Verbraucher bei der Einfüh-
rung von Energieeffizienzmaßnahmen 
technisch und auch finanziell zu unter-
stützen. Sofern Energieeffizienzmaßnah-
men dabei vorfinanziert werden, z. B. der 
Einbau neuer Feuerungsanlagen, ist das 
Handlungsverbot des § 101 Abs. 6 GO zu 
beachten. Danach dürfen die Kommunen 
abseits des Sparkassenrechts keine 
Bankunternehmen errichten. Bei der Vor-
finanzierung der Energieeffizienzmaßnah-
men darf also das Kreditgeschäft nicht im 
Vordergrund stehen. In der Regel ist dies 
nicht der Fall. Denn die contracting-Mo-
delle werden zumeist so angelegt, dass 
sich die Investitionskosten innerhalb 
weniger Jahre durch die Energiekostener-

41sparnis amortisieren.  Die Vorfinanzie-
rung ist dann lediglich als dem Haupt-
zweck der Energieversorgung unterge-
ordneter Annex zu sehen (1.) und somit 
zulässig.

2. Bedarfsklausel
Nach der geltenden Bedarfsklausel muss 
ein kommunales Unternehmen nach Art 
und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zum Bedarf der Kommune 
stehen. Die Vorschrift soll gestrichen wer-
den, da sie dahingehend ausgelegt 
werden kann, dass die wirtschaftliche Be-
tätigung vollständig oder zumindest über-
wiegend der Deckung des Eigenbedarfs 
der Kommune dienen müsse und hierbei 
ein streng quantifizierender Maßstab 
anzulegen sei. Hierauf hatte das OVG 
Schleswig in der unter 1. b dargestellten 
Entscheidung erkannt und zur Begrün-
dung neben der Zweckbindung hilfsargu-
mentatorisch die Bedarfsklausel heran-
gezogen.
Zunächst ist festzuhalten, dass die Be-
darfsklausel nicht der örtlichen Radizie-
rung des gemeindlichen Wirtschaftens 
dient. Zusammen mit dem Leistungs-
fähigkeitsbezug soll sie in erster Linie die 
haushaltsrechtliche Begrenzung der un-
ternehmerischen Tätigkeit der Kommu-
nen sicherstellen. Die Kommunen sollen 
vor Gefahren für ihre finanzielle Leistungs-

32 § 107 a der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW).

33 LT-Drs. 18/3152, S. 36.
34 ebd., S. 37.
35 OVG Sachsen-Anhalt, Urt. v. 17. Februar 2011 – 2 L 

126/09 – Juris, Rn. 33.
36 Art. 11 der Verfassung des Landes Schleswig-

Holstein (LV).
37 VGH Baden-Württemberg, Beschl. v. 29. November 

2012 – 1 S 1258/12 – Juris, Rn. 61.
38 LT-Drs. 18/3152, S. 38.
39 Ehlers, DVBl. 1998, 497, 499.
40 LT-Drs. 18/3152, S. 22 f.
41 Art. 3 Buchst. j der Richtlinie 2006/32/EG; Art. 2 Nr. 

27 der Richtlinie 2012/27/EU, dort auch Erwä-
gungsgrund 47.
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fähigkeit bewahrt werden, die sich aus 
einer Überdimensionierung ihrer wirt-
schaftlichen Betätigung ergeben könn-
ten. Ob solche Gefahren bestehen, ist im 
Einzelfall zu entscheiden. Ein pauschal 
quantifizierender Maßstab kann dabei 
nicht angelegt werden. Es besteht Beur-

42teilungsspielraum.
Gleichwohl kann es nicht im Sinne der 
Energiewende sein, die Kommunen bei 
ihren Investitionen in regenerative Ener-
gien und in den Breitbandausbau einer 
rechtlichen Grauzone auszusetzen. Da-
her wäre eine Streichung der Bedarfsklau-
sel zu begrüßen. Die Bedarfsklausel 
könnte dann nicht mehr als Hilfsargument 
herangezogen werden, um hinsichtlich 
der Einwohnernützigkeit des öffentlichen 
Zwecks die Anwendung eines streng 
quantifizierenden Maßstabs zu begrün-
den. So fände sich die Rechtslage dahin-
gehend vereinfacht, dass für den Orts-
bezug des gemeindlichen Wirtschaftens 
allein die sich aus der Zweckbindung 
ergebenden Anforderungen gälten. Damit 
wäre auch Rechtssicherheit für einen 
interkommunalen Breitbandausbau ge-
schaffen. 
Um die haushaltsrechtliche Begrenzung 
der unternehmerischen Tätigkeit der 
Kommunen auch nach einem Wegfall der 
Bedarfsklausel sicherzustellen, findet sich 
der Leistungsfähigkeitsbezug in dem Re-
gierungsentwurf dahingehend erweitert, 
dass dieser nicht nur an die Kommune, 
sondern auch an das betreffende Unter-

43nehmen anzulegen ist.  Zwar unterfallen 
einzelne Unternehmen, z. B. Gesellschaf-
ten, nicht unmittelbar der Kommunal-

44aufsicht.  In diesem Fall wäre es aber 
dennoch möglich, die gemeindliche Ge-
sellschafterin anzuhalten, auf die Wah-
rung der Leistungsfähigkeit ihrer Beteili-
gung hinzuwirken.

3. Subsidiaritätsklausel
Nach der Subsidiaritätsklausel des § 101 
Abs. 1 Nr. 3 GO muss sichergestellt sein, 
dass der öffentliche Zweck nicht besser 
und wirtschaftlicher auf andere Weise er-
füllt werden kann. Das kommunale Unter-
nehmen muss zur Aufgabenerledigung 
also zumindest gleichermaßen geeignet 
sein wie ein Privates.
Der Regierungsentwurf nimmt die ener-
giewirtschaftliche Betätigung (§ 101 a 
GO-E) der Kommunen von der Subsidiari-
tätsklausel aus. Damit wird dem Beispiel 
Nordrhein-Westfalens gefolgt.45 Begrün-
det wurde die Ausnahme dort mit den 
veränderten Bedingungen eines liberali-
sierten Energiemarktes. Zum Bestand der 
Stadtwerke sei es erforderlich, dass deren 
Handlungsspielräume erweitert werden, 
dies insbesondere im Hinblick auf die 

46Erschließung neuer Geschäftsfelder.  Zu 
denken ist hier vor allem an den Bereich 
der Energiedienstleistungen, z. B. an die 
Planung, Vorfinanzierung, Installation und 

Instandhaltung sowie an den Betrieb von 
effizienteren Energieanlagen beim Ver-
braucher (I.).
Auf diesem Markt ist allerdings auch das 
Handwerk tätig. Dessen Interesse sieht 
die Landesregierung aber als gewahrt an, 
da sich die betroffenen Verbände im 
Vorfeld zum Gesetzgebungsverfahren auf 
eine Marktpartnervereinbarung verstän-
digt haben. Die Energiewirtschaft und die 
Handwerkerschaft werden ihre Ge-
schäftsfelder im Bereich der Annextätig-
keiten künftig einvernehmlich „abgren-

47zen“.  Legislatorische Zurückhaltung ist 
hier auch deshalb angebracht, weil die 
betreffenden Dienstleistungen ähnlich 
vielgestalt sind wie im Bereich der Tele-
kommunikation, so dass ein gesetzlicher 
Katalog nur schwer zu erstellen wäre und 
man überdies Gefahr liefe, durch allzu 
starre Regelungen die angestrebte Stei-
gerung der Energieeffizienz zu behindern.
Der bereichsspezifische Wegfall der Sub-
sidiaritätsklausel ist möglich, da diese 
verfassungsrechtlich nicht zwingend ge-
boten ist. Das Grundgesetz legt keine 
bestimmte Wirtschaftsordnung fest. Ins-
besondere sieht es keinen Vorrang der 

48Marktwirtschaft vor.  Zwar dient die 
Subsidiaritätsklausel u. a. dazu, die Privat-
wirtschaft vor einer ungehemmten wirt-
schaftlichen Betätigung der Kommunen 

49schützen,  zumal diese auf dem Kapital-
markt bessere Konditionen erhalten und 
somit auch in einer wirtschaftlichen 
Schieflage liquide bleiben, wenngleich 
das Beihilferecht hier inzwischen enge 

50Grenzen setzt.  Jedoch gewähren die 
Grundrechte grundsätzlich keinen An-
spruch auf Abwehr gemeindlichen Wirt-
schaftens, insbesondere keinen Konkur-

51renzschutz.
Auch dient die Subsidiaritätsklausel vor-
rangig dem öffentlichen Interesse an einer 

52wirtschaftlichen Haushaltsführung.  Die 
Kommunen sollen sich bei ihrer wirt-
schaftlichen Betätigung hinsichtlich der 
Rentabilität an privaten Mitbewerbern 

53messen lassen müssen.  Um nicht den 
Eindruck zu erwecken, dass den Kommu-
nen mit der bereichsspezifischen Strei-
chung der Subsidiaritätsklausel insoweit 
ein Recht auf Unwirtschaftlichkeit einge-

54räumt wird,  stellt der Regierungsentwurf 
in § 107 GO klar, dass die Wirtschafts-
grundsätze auch für die als Gesellschaf-
ten verfassten Energieversorgungsunter-
nehmen der Kommunen gelten. Danach 
sind wirtschaftliche Unternehmen u. a. so 
zu führen, dass sie mindestens eine 
marktübliche Verzinsung des Eigenkapi-

55tals  erwirtschaften sollen.

II. Erleichterung einer 
grenzüberschreitenden Betätigung 
der Kommunen
§ 101 Abs. 2 und 3 GO erlauben den Kom-
munen, sich grenzüberschreitend wirt-
schaftlich zu betätigen, wenn die berech-

tigten Interessen der betroffenen Kommu-
nen gewahrt werden und berechtigte 
Interessen des Bundes und des Landes 
dem Vorhaben nicht entgegenstehen. 
Was die betroffenen Kommunen angeht, 
gelten bei im Wettbewerb wahrgenom-
menen Aufgaben grundsätzlich nur die-
jenigen Interessen als berechtigt, welche 
nach bundesrechtlichen Vorgaben eine 
Einschränkung des Wettbewerbs zulas-

56sen.  Es handelt sich hierbei um Aus-
nahmefälle, z. B. des unlauteren Wett-

57bewerbs  oder des Monopolmiss-
58brauchs.

Als verfahrensrechtliche Sicherung ver-
langt der geltende § 101 Abs. 3 Satz 2 GO, 
dass die Kommunalaufsicht über eine die 
Landesgrenzen überschreitende Betäti-
gung zu unterrichten ist. Diese Anzeige-
pflicht soll entfallen. An ihre Stelle tritt im 
Regierungsentwurf eine Genehmigungs-
pflicht von wirtschaftlichen Betätigungen 
im Ausland. Einerseits würde damit die 
örtliche Schwelle der Befassung der Kom-
munalaufsicht herabgesetzt, andererseits 
die vormals bestehende Anzeigepflicht zu 
einem Genehmigungsvorbehalt weiter-

42 OVG Sachsen-Anhalt, Urt. v. 17. Februar 2011 – 2 L 
126/09 – Juris, Rn. 37.

43 Zur Erleichterung einer wirtschaftlichen Gesamtbe-
trachtung der kommunalen Unternehmen beab-
sichtigt das MIB, ein Unternehmenskataster her-
auszugeben, welches eine Konzernrechnung für 
die wirtschaftliche Betätigung und die Beteiligun-
gen der Kommunen hinsichtlich der Kennzahlen 
des Schuldendeckungsgrads und der Eigenkapi-
talquote erlaubt (Haushaltserlass 2016).

44 Brüning, NVwZ 2015, 689, 693.
45 § 107 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GO NRW.
46 NW. LT-Drs. 12/3730, S. 105; 12/3947, S. 94.
47 LT-Drs. 18/3152, S. 24 und 37.
48 BVerfG, Urt. v. 20. Juli 1954 – BvR 459/52 u. a. – 

Juris, Rn. 37 f.
49 OVG Sachsen-Anhalt, Urt. v. 29. Oktober 2008 – 4 L 

146/05 – Juris, Rn. 39.
50 Reck, DVBl. 2009, 1546, 1547 f.
51 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 21. Septem-

ber 2004 – 15 B 1709/04 – Juris, Rn. 25. Ob aus 
einer Verletzung der Subsidiaritätsklausel zivil-
rechtliche oder öffentlich-rechtliche Unterlas-
sungsansprüche geltend zu machen sind, ist von 
der Rechtsprechung in der Vergangenheit unter-
schiedlich beurteilt worden (Püttner, DVBl. 2010, 
1189, 1191). Die schleswig-holsteinische Rege-
lung ist jedoch so gefasst, dass sie solche An-
sprüche nicht begründet (Jungkamp, NVwZ 2010, 
546, 547; auch BGH, Urt. v. 25. April 2002 – I ZR 
250/00 – Juris, Rn. 18; Urt. v. 26. September 2002 – I 
ZR 293/99 – Juris, Rn. 26 und 30). 

52 OVG Sachsen-Anhalt, Urt. v. 29. Oktober 2008 – 4 L 
146/05 – Juris, Rn. 38.

53 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 21. Septem-
ber 2004 – 15 B 1709/04 – Juris, Rn. 24.

54 Brüning, NVwZ 2015, 689, 694; Ehlers, NWVBl. 
2000, 1, 4.

55 Sprenger, Praxis der Kommunalverwaltung (PdK), 
Rn. 5 zu § 107 GO.

56 § 101 Abs. 2 Satz 2 GO; Sprenger, Erl. 6.5 zu § 101 
GO; Brüning, NVwZ 2015, 689, 694; Jarass, DVBl. 
2006, 1, 3.

57 § 3 Abs. 1 des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb.

58 § 109 GO.
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entwickelt, wobei für die Genehmigung 
energiewirtschaftlicher Betätigungen im 
Ausland stets die oberste Kommunal-
aufsicht beim Ministerium für Inneres und 
Bundesangelegenheiten zuständig sein 

59soll.
Der Genehmigungsvorbehalt ist geboten, 
da eine wirtschaftliche Betätigung im 
Ausland besonders risikoträchtig ist, ins-
besondere dann, wenn die dort geltende 
Rechtsordnung die Eigentümer nicht in 
gleicher Weise schützt wie in der Bundes-
republik. Es ist somit zwischen grenz-
nahen, EU-weiten und globale Betätigun-

60gen zu unterscheiden.

III. Vereinfachung des 
Anzeigeverfahrens
Aufgabe der Kommunalaufsicht ist es, die 
Rechtsstaatlichkeit der Selbstverwaltung 
sicherzustellen und dabei auch den 
Gefahren einer wirtschaftlichen Betäti-
gung vorzubeugen. Dazu ist es erforder-
lich, die Kommunen frühzeitig zu beraten. 
Daher sind sie dazu verpflichtet, der 
Kommunalaufsicht wesentliche Rechts-
geschäfte sechs Wochen vor der Be-
schlussfassung durch die Gemeindever-

61tretung anzuzeigen.  Allerdings ist die 
Pflicht zu einer rechtzeitigen Befassung 
der Kommunalaufsicht auch geeignet, die 
Entscheidungsprozesse vor Ort zu ver-
zögern, was mitunter dazu führen kann, 
dass kurzfristig bestehende Geschäfts-
möglichkeiten nicht ergriffen werden kön-
nen. Vor diesem Hintergrund soll der 
Katalog der anzeigepflichtigen Rechts-
geschäfte auf den Kernbereich dessen 
zurückgeführt werden, was zur Sicher-
stellung der gemeindewirtschaftlichen 
Anforderungen unerlässlich ist: Zweck-
bindung, Leistungsfähigkeitsbezug und 

62angemessene Einflussnahme.  Entfallen 
können somit z. B. Anzeigepflichten zur 
Veräußerung oder Auflösung von Unter-
nehmen. Der Regierungsentwurf sieht 
eine Halbierung der Anzeigepflichten 

63vor.

IV. Straffung der 
Gründungsvoraussetzungen für 
kommunale Gesellschaften
Der Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 
der Kommunalwirtschaft fasst § 102 GO 
neu. Danach sollen die Kommunen ver-
pflichtet werden, sich in den Gesell-
schaftsverträgen bzw. Satzungen ihrer 
Gesellschaften diejenigen Rechte zu 
sichern, welche für deren angemessene 
Steuerung und Kontrolle erforderlich sind, 
und das ungeachtet der Art und des 

64Umfangs der Beteiligungen.  Bevor 
unter 3. die beabsichtigen Änderungen 
der Gründungsvoraussetzungen für Ge-
sellschaften im Einzelnen dargestellt 
werden, sollen 1. deren Anlass und 2. de-
ren rechtliche Hintergründe erläutert wer-
den. 4. wird zu klären sein, was unter einer 
angemessenen Steuerung und Kontrolle 

der kommunalen Gesellschaften zu 
verstehen ist.

1. Anlass der Änderung
Anlass für die Straffung der Gründungs-
voraussetzungen für Gesellschaften gibt 
die beabsichtigte Erweiterung der wirt-
schaftlichen Betätigungsmöglichkeiten 
der Kommunen (I.). Die Bereiche der 
Energiewirtschaft und der Telekommuni-
kation sind in besonderem Maße inves-
titionsträchtig. Mehr wirtschaftliche Frei-
heit bedeutet hier auch mehr Risiko. Vor 
diesem Hintergrund soll das Ehrenamt in 
die Lage versetzt werden, z. B. im Falle 
einer drohenden wirtschaftlichen Schief-
lage, rechtzeitig nachzusteuern. Diesem 
Ziel dient auch die Einführung einer Be-
teiligungsverwaltung (V.).
Eine Verbesserung der Steuerung und 
Kontrolle ist ohnehin überfällig. Denn der 
Umfang der öffentlichen Aufgaben, die 
Gesellschaften übertragen werden, 
nimmt stetig zu, wie auch die damit ver-
bundenen Risiken und Konflikte. In ein-
zelnen Kommunen beträgt der Anteil der 
in privaten Rechtsformen erledigten Auf-
gaben – den für diese Aufgaben gebun-
denen Finanzmitteln nach – bereits mehr 
als die Hälfte. Und zahlreiche dieser Ge-
sellschaften weisen sowohl Bonitäts- als 
auch Stabilitätsmängel auf. Sie sind also 
nicht hinreichend rentabel und/oder unter-

65kapitalisiert.  Auch ist es in anderen Bun-
desländern bereits zu Insolvenzen kom-

66munaler Unternehmen gekommen.

2. Rechtliche Hintergründe
Die öffentliche Verwaltung bleibt auch 

67dann Verwaltung, wenn sie wirtschaftet.  
Insbesondere ist sie an das Rechtsstaats- 
und Demokratieprinzip gebunden (be-
sondere Rechtsbindung). So muss das 
kommunale Wirtschaften einem öffentli-
chen Zweck dienen und sich auf den de-
mokratischen Willen zurückführen lassen. 
Im Falle einer Gesellschaft gilt dies unab-
hängig davon, ob die Kommune an dieser 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. 
Auch kommt es grundsätzlich nicht auf 

68den Umfang der Beteiligung an.
Um die besondere Rechtsbindung zu 
wahren, muss sich die Kommune die 
dafür erforderlichen Rechte in den Ge-
sellschaftsverträgen bzw. in den Satzun-
gen ihrer Gesellschaften verbriefen 
lassen. Dies ist erforderlich, da das Ge-
sellschaftsrecht gegenüber dem Kommu-
nalverfassungsrecht vorrangig zur An-
wendung kommt. Es gilt insoweit der 
Grundsatz Bundesrecht bricht Landes-

69recht.  Hierzu ein Beispiel: Das Kom-
munalverfassungsrecht berechtigt die 
Gemeinde, ihren Vertreterinnen bzw. 
Vertretern in den Aufsichtsräten der 
kommunalen Gesellschaften Weisungen 

70zu erteilen.  Ob die Aufsichtsratsmitglie-
der den Weisungen nachkommen müs-
sen, bemisst sich jedoch nach Gesell-

schaftsrecht. Und insoweit gilt der Grund-
satz, dass Aufsichtsratsmitglieder dem 
Unternehmensinteresse verpflichtet sind 
und im Rahmen der ihnen persönlich ob-
liegenden Amtsführung keinen Wei-

71sungen unterliegen.  Zwar erkennt die 
Rechtsprechung an, dass bei einer kom-
munalen Gesellschaft in dem Regelfall 
eines fakultativen Aufsichtsrats von die-
sem Grundsatz abgewichen werden 
kann. Jedoch sollte diese Abweichung im 
Gesellschaftsvertrag bzw. in der Satzung 

72verankert werden.

3. Inhalt der Änderungen
Der Regierungsentwurf sieht vor, dass 
sich die Kommunen ungeachtet der Art 
und des Umfangs der Beteiligung in den 
Gesellschaftsverträgen bzw. Satzungen 
ihrer Gesellschaften diejenigen Rechte 
sichern, welche zur Wahrung der beson-
deren Rechtsbindung erforderlich sind. 
Es wird insoweit dem Beispiel Branden-

73burgs gefolgt.  Allerdings kann es sich 
im Falle einer Minderheitsbeteiligung für 
den gemeindlichen Gesellschafter als 
schwierig erweisen, den Gesellschafts-
vertrag bzw. die Satzung entsprechend zu 

59 § 101 a Abs. 1 Satz 2 GO.
60 LT-Drs. 18/3152, S. 35.
61 § 108 Abs. 1 Satz 1 GO.
62 § 101 Abs. 1 Nr. 1 und 2, § 102 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 

GO; LT-Drs. 18/3152, S. 52.
63 Entfallen würden die Anzeigepflichten des § 108 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 5, 8 und 9 sowie des § 101 Abs. 3 
Satz 2 und des § 106 a Abs. 2 Satz 4 GO. Um Ablauf 
des Anzeigeverfahrens zu beschleunigen, beab-
sichtigt das MIB, die gesetzlichen Anforderungen 
an das gemeindliche Wirtschaften in einer sog. 
Checkliste zusammenzustellen (Haushaltserlass 
2016).

64 LT-Drs. 18/3152, S. 26.
65 Die Leistungsfähigkeit gilt dann als gewahrt, wenn 

die wirtschaftliche Betätigung der Kommune ins-
gesamt einen nach dem Anlagevermögen gewich-
teten Schuldendeckungsgrad von 15 % und eine 
Eigenkapitalquote von 30 % aufweist (Bracker/ 
Dehn, Erl. 4 zu § 101 GO; pwc, Energie- und Ver-
sorgungsunternehmen im Spannungsfeld zwi-
schen Ertrag, Investitionen und Verschuldung, S. 
23 f.).

66 z. B. im Falle der Stadtwerke Gera AG, der Stadt-
werke Wanzleben GmbH, der Flughafen Zwei-
brücken GmbH und der Wohnungsbaugesell-
schaft GVV Singen mbH; auch NW. LT-Drs. 
16/8361, S. 1 f.; 

; für die 
Beispiele danke ich Herrn Heino Siedenschnur, 
Oberste Finanzaufsicht, MIB.

67 VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 28. November 1998 
– VGH N 12/98 – Juris, Rn. 18; Ehlers, DVBl. 1998, 
497, 504.

68 LT-Drs. 18/3152, S. 39.
69 Art. 31 GG.
70 § 28 Satz 1 Nr. 20; § 25 Abs. 1 GO.
71 § 111 Abs. 5 und § 116, § 93 AktG, § 52 Abs. 1 

GmbHG.
72 BVerwG, Urt. v. 31. August 2011 – 8 C 16/10 – Juris, 

Rn. 18 ff.; Ziche, DÖV 2014, 111, 112 f.; Pauly/ 
Schüler, DÖV 2012, 339, 340 ff.

73 § 96 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg (BbgKVerf).

http://www.tagesschau.de/wirt
schaft/kommunen-pleitefirmen-101.html
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ändern, zumal es hierfür regelmäßig einer 
Mehrheit von Dreivierteln der Stimmen be-

74darf.  Daher wird die Möglichkeit vor-
gesehen, dass die Kommunalaufsicht 
Ausnahmen von den Gründungsvoraus-

75setzungen erteilt.  Im Kern muss aber die 
Wahrung der besonderen Rechtsbindung 
der Kommunen in den Gesellschaftsver-
trägen bzw. Satzungen sichergestellt 
sein. So kann es z. B. nicht angehen, dass 
eine Kommune sich als Minderheitsge-
sellschafterin an einer Gesellschaft be-
teiligt, die keinen öffentlichen Zweck ver-
folgt und den damit einhergehenden 
Verstoß gegen die Zulässigkeitsvoraus-
setzungen mit den dortigen Mehrheits-
verhältnissen rechtfertigt. In solchen Fäl-
len hätte die Kommune eine Veräußerung 

76ihrer Anteile zu erwägen.
Was den Katalog der Gründungsvoraus-
setzungen angeht, ändert sich – abge-
sehen von den Anforderungen, welche 
bereits mit dem Vergütungsoffenlegungs-

77gesetz  eingeführt wurden – wenig. 
Hinzukommen soll lediglich die Maßgabe, 
dass die der Gemeindevertretung bzw. 
dem Hauptausschuss vorbehaltenden 
Entscheidungen über die Strukturen, in 
denen die Kommune sich wirtschaftlich 

78betätigt,  in der Haupt- bzw. Gesell-
schafterversammlung oder im Aufsichts-

79rat zu treffen sind.  Denn werden diese 
kraft Gesellschaftsrechts dem Vorstand 
bzw. der Geschäftsführung übertragen, 
wären sie dem gemeindlichen Einfluss, 
der sich vermittelst der gemeindlichen 
Vertreterinnen bzw. Vertreter im Wesent-
lichen auf die besagten Organe der 
Gesellschaft beschränkt, entzogen. Dann 
könnte der Vorstand bzw. die Geschäfts-
führung eigenmächtig z. B. Unternehmen 
erwerben oder veräußern. Eine solche 
gesellschaftsrechtliche Umgehung des 
Kommunalverfassungsrechts wäre mit 
der besonderen Rechtsbindung der Kom-
munen nicht vereinbar.
Als unmittelbare Rechtsfolge der Neufas-
sung des § 102 GO hätten die Kommunen 
bis Ende 2020 die Gesellschaftsverträge 
bzw. Satzungen ihrer Gesellschaften an-

80zupassen.  Die Änderungen sind nota-
riell zu beglaubigen und im Handels-
register eintragen, somit mit Kosten 
verbunden. Deren Höhe richtet sich nach 
der Höhe des Stammkapitals der Ge-
sellschaft, hält sich aber in einem über-

81schaubaren Rahmen.  An dieser Stelle 
ist darauf hinzuweisen, dass eine Ände-
rung der Gesellschaftsverträge bzw. 
Satzungen infolge des Vergütungsoffen-
legungsgesetzes ohnehin erforderlich ist.

4. Angemessenheit der Einflussnahme
Hinsichtlich der Angemessenheit des 
Umfangs der Steuerung und Kontrolle 
kommunaler Gesellschaften ist zu beach-
ten, dass mit der Entscheidung, gemeind-
liche Selbstverwaltungsaufgaben in einer 
privaten Rechtsform zu erledigen, der 

kommunale Wille zum Ausdruck kommt, 
die Aufgabenerledigung aus der Verwal-
tung auszugliedern und den Organen der 
Gesellschaft zu überlassen. Dabei gilt für 
die angemessene Einflussnahme nichts 
anders als im Hinblick auf die Geschäfte 
der laufenden Verwaltung: Das Ehrenamt 
gibt die Ziele und Grundsätze vor und 

82kontrolliert deren Einhaltung.  Verlaufen 
die Geschäfte planmäßig, ist das Ehren-
amt gut beraten, von einer weitergehen-
den Einflussnahme abzusehen. Proble-
matisch ist nämlich nicht nur ein Zuwenig, 
sondern auch ein Zuviel an Einflussnah-
me, sei es, dass betriebliche Abläufe 
durch ein kleinteiliges „Hineinregieren“ 
gestört, sei es, dass durch Indiskretionen 
schützenswerte Geschäftsgeheimnisse 
offenbart werden.
Zwar kann das Weisungsrecht der Kom-
munen angesichts der Selbstverwal-
tungsgarantie staatlicherseits nicht be-
schränkt werden. Der Gesetzgeber sollte 
aber einen angemessenen Umgang mit 
dem Weisungsrecht dadurch flankieren, 
dass er die Möglichkeit für eine rechts-
sichere Selbstbeschränkung des Ehren-

83amtes schafft.  Im Übrigen ist den Mit-
gliedern der Organe der Kommune und 
ihrer Unternehmen zu empfehlen, sich auf 
Regelungen zur guten Unternehmens-

84führung zu verständigen.

V. Einführung einer 
Beteiligungsverwaltung
Bei der Steuerung und Kontrolle ihrer 
Unternehmen (Beteiligungsmanage-
ment) soll die Kommune durch eine bei 
der Bürgermeisterin bzw. beim Bürger-
meister einzurichtende Beteiligungsver-
waltung unterstützt werden. Ihr soll eine 
Relaisfunktion zwischen der Sphäre der 
Kommune und ihrer Unternehmen zu-
kommen, indem sie z. B. die Quartals-

85berichte der Gesellschaften  im Rahmen 
des Berichtswesens nach § 45 c Satz 4 
GO auswertet, sie für das Ehrenamt auf-
bereitet und, falls es einer Nachsteuerung 
bedarf, die dafür erforderlichen Beschlüs-
se vorbereitet.  
Kommunalverfassungsrechtlich gesehen 
handelt es sich bei der Beteiligungsver-
waltung lediglich um eine Verwaltungs-
stelle unter der Leitung der Bürger-
meisterin bzw. des Bürgermeisters. Ihre 
Aufgaben und Befugnisse können somit 
nicht weiter gehen als die der Verwal-
tungschefin bzw. des Verwaltungschefs. 
Die eigentliche Steuerung und Kontrolle 
der Unternehmen bleibt dem Ehrenamt 
vorbehalten. Vor diesem Hintergrund ist 
der neu einzuführende § 109 a GO größ-
tenteils deklaratorischer Natur.
Gleichwohl wird die Einrichtung einer 
Beteiligungsverwaltung gemeinhin em-

86pfohlen  und ist im Gemeindewirt-
schaftsrecht anderer Länder bereits 

87vorgesehen.  Konkrete Anforderungen 
an die Ausstattung mit Personal- und 

Sachmitteln werden dort nicht gestellt. 
Auch der Regierungsentwurf verzichtet 
darauf, um nicht in die gemeindliche 

88Organisationshoheit einzugreifen.

C. Schlussbetrachtung
Die Landesregierung hat einen beacht-
lichen Gesetzentwurf vorgelegt. Zu den-
ken ist hier vor allem an die beabsichtigte 
Streichung der Bedarfsklausel (I. 2.). 
Damit würde eine gesetzliche Hürde für 
das gemeindliche Wirtschaften fallen, die 
sich als erhebliches Hindernis für die 
Errichtung von und die Beteiligung an 
Windparks erwiesen hat und als Damok-
lesschwert über den Breitbandausbau 
schwebt. Auch angesichts der hohen 
Investitionen in diesen Bereichen bedarf 

74 § 53 Abs. 2 GmbHG.
 75 § 102 Abs. 2 Satz 2 GO-E.

76 Garbe/ Emden, LKV 2013, 97, 99.
77 GVOBl. 2015 S. 200.
78 § 28 Satz 1 Nr. 18 GO.
79 § 102 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 GO-E.
80 Zur Erleichterung der erforderlichen Anpassungen 

beabsichtigt das MIB, einen Muster-Gesellschafts-
vertrag herauszugeben (Haushaltserlass 2016).

81 Die Notargebühren für die Beurkundung von Ge-
sellschaftsverträgen bemessen sich nach dem 
Wert des Rechtsverhältnisses als Geschäftswert 
(§ 97 Abs. 1 des Gerichts- und Notarkostengeset-
zes – GNotKG i. V. m. dem Kostenverzeichnisses 
(KV) nach der Anlage 1 zum GNotKG (§ 3, 34 
GNotKG). Als Geschäftswert für einen Beschluss 
zur Änderung eines Gesellschaftsvertrags sind 1 % 
des eingetragenen Stammkapitals, mindestens 
aber 30.000 Euro anzusetzen (§ 108 Abs. 1 Satz 1, 
§ 105 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 GNotKG). Nach der Staf-
felrechnung des § 34 Abs. 2 GNotKG ergibt sich 
somit bis zu einem Stammkapital von 3 Mio. Euro 
ein Grundbetrag von 125 Euro, der mit dem Ge-
bührensatz von 2 für Beurkundungen (KV 21 100) 
zu multiplizieren ist, also 250 Euro. Hinzukommen 
Gebühren für die automatisierte Weiterbearbeitung 
mit einem Satz von 0,3 (KV 22 114), also 37,50 
Euro, sowie in der Regel eine Post- und Telekom-
munikationskostenpauschale in Höhe von 20 Euro 
(KV 32 005). Vorbehaltlich ggf. weiterer Kosten für 
Kopien o. ä. beträgt die Notargebühr 307,50 Euro 
zzgl. Mehrwertsteuer (KV 32 014). Ferner fallen 
62,50 Euro zzgl. Mehrwertsteuer für die Anmeldung 
zum Registergericht (0,5 des Grundbetrages; KV 
24 102) und weitere 70 Euro für die Eintragung in 
das Handelsregister an (§ 1 der Handelsregister-
gebührenverordnung; KV 2 500; § 58 Abs. 1 Satz 1 
GNotKG). Für die Hinweise danke ich RA und Notar 
Andreas Kuhn, Steinbach & Partner GbR.

82 § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2, § 28 Satz 1 Nr. 17 bis 20, 26 
und 27, § 45 b Abs. 4 GO

83 § 104 Abs. 2 GO-E; LT-Drs. 18/3152, S. 47 f.
84 Das MIB beabsichtigt, hierzu das Muster eines 

Public Corporate Governance Kodex herausgeben 
(Haushaltserlass 2016).

85 § 90 AktG, § 52 Abs. 1 GmbHG.
86 KGSt, Steuerung kommunaler Beteiligungen, Be-

richt Nr. 3/ 2012, S. 24 ff.; Sprenger, Erl. 2 zu § 102 
GO.

87 § 98 BbgKVerf; § 75 a der Kommunalverfassung für 
das Land Mecklenburg-Vorpommern; § 118 Abs. 4 
der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-An-
halt.

88 LT-Drs. 18/3152, S. 53.
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es hier dringend der Rechtssicherheit. 
Diese wird durch den Regierungsentwurf 
geschaffen.
Gleichwohl wird manch eine Gemeinde 
ohne Stadtwerk angesichts der örtlichen 
Begrenzung der Erzeugung regenerativer 
Energien (I. 1. b) enttäuscht sein, zumal 
Flächen, welche für die Errichtung von 
Windparks geeignet sind, inzwischen 
Mangelware sind. Jedoch muss auch die 
Energiewende mit Augenmaß betrieben 

werden: Die engen Grenzen des Verfas-
sungsrechts sind zu beachten und die 
Leistungsfähigkeit der Kommunen zu 
wahren. Auch darf der „kommunale Frie-
den“ darüber nicht in die Brüche gehen. 
Längst überfällig ist eine Straffung der 
Steuerung und Kontrolle der kommunalen 
Unternehmen (IV.). Hier hat sich über die 
Jahre ein erhebliches wirtschaftliches 
Risikopotential aufgebaut, welches ein 
effektives Beteiligungsmanagement er-

fordert. Der Regierungsentwurf würde die 
Voraussetzungen dafür schaffen.
Doch ist ein Entwurf noch kein Gesetz. 
Und so bleibt abzuwarten, ob der Gesetz-
geber auch das beschließt, was über nun-
mehr zwei Jahre gereift ist. Jedenfalls 
wäre ein zügiges Gesetzgebungs-
verfahren wünschenswert, denn die Ener-
giewende und der Breitbandausbau 
bedürfen dringend eines verlässlichen 
Rechtsrahmens.

Das Landesprogramm ländlicher Raum 
in Schleswig-Holstein 
2014-2020
Der ländliche Raum ist das Rückgrat 
Schleswig-Holsteins. Schon 2007 bis 
2013 wurde mit dem Zukunftsprogramm 
ländlicher Raum die strukturelle Entwick-
lung und Gestaltung des ländlichen 
Raums in Schleswig-Holstein unterstützt.
Das Landesprogramm ländlicher Raum 
2014 bis 2020 (LPLR), das Ende Mai 2015 
von der Europäischen Kommission ge-
nehmigt wurde, setzt auf bewährte Maß-
nahmen des bisherigen Förderpro-
gramms und ist entsprechend den 
veränderten Zielsetzungen neu ausge-
richtet und erweitert worden. Durch die 
Genehmigung ist eine verbindliche 
Grundlage für die Umsetzung der För-
dermaßnahmen geschaffen worden. 
Insgesamt stehen 620 Millionen Euro für 
die siebenjährige Förderperiode zur Ver-
fügung. Davon stammen fast 420 Millio-
nen aus dem Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER) – 117 Millionen 
Euro mehr als in den sieben Jahren zuvor. 
Diese werden mit nationalen Mitteln in 
Höhe von rund 200 Millionen Euro kofi-
nanziert, die von Bund, Land und Kom-
munen beigesteuert werden.
Die Förderung der ländlichen Entwicklung 
im Rahmen des ELER liegt auf den lang-
fristigen und strategischen Zielen:
• Förderung der Wettbewerbsfähigkeit 

der Land-, Forst und Ernährungswirt-
schaft,

• Gewährleistung der nachhaltigen Be-
wirtschaftung der natürlichen Ressour-
cen und des Klimaschutzes und,

• der ausgewogenen räumlichen Ent-

Umsetzung der ELER-Förderung 2014 
bis 2020 für den ländlichen Raum 
Schleswig-Holstein
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein 

wicklung der ländlichen Wirtschaft und 
der ländlichen Regionen.

Sie ist damit eingebettet in die Gemein-
same Agrarpolitik (GAP) der Europäi-
schen Union, die sich in die erste Säule 
der GAP mit den sogenannten Direktzah-
lungen und der zweiten Säule mit der 
Förderung der ländlichen Räume aufteilt.
Schwerpunkte der Förderung im Rahmen 
des schleswig-holsteinischen LPLR lie-
gen auf einer ganzen Reihe von aktuellen 
beziehungsweise landesspezifischen 
Themen wie zum Beispiel die Verbesse-
rung von Tierwohl, die Intensivierung von 
Maßnahmen im Bereich des Naturschut-
zes und der Wasserwirtschaft oder flan-
kierende Bildungs- und Beratungsmaß-

nahmen. Ein besonderer Schwerpunkt 
liegt auf der Förderung der ländlichen 
Entwicklung mit Basisdienstleistungen, 
Breitbandförderung, touristische Infra-
strukturen, der Modernisierung ländlicher 
Wege und der Erhaltung des kulturellen 
Erbes sowie auf Leader (Liaison entre 
actions de développement de l'économie 
rurale,  Verbindung zwischen Aktionen zur 
Entwicklung der ländlichen Wirtschaft), 
die in dieser Förderperiode mit 186 Mil-
lionen Euro unterstützt werden. 

Die Förderung der ländlichen 
Entwicklung im schleswig-
holsteinischen LPLR 2014 bis 2020
Im kommenden Jahrzehnt werden die 
ländlichen Räume vor besonderen Her-
ausforderungen stehen. Viele Ämter und 
Gemeinden werden sich verstärkt mit 
Themen wie demografischer Wandel oder 
Verlust von Infrastrukturen auseinander 
setzen müssen. Es müssen Antworten ge-
funden werden, wie eine lebenswerte Zu-
kunft für die ländlichen Räume gesichert 
werden kann. Eine zunehmende Bedeu-
tung kommt den Akteuren aus den vielfäl-
tigsten öffentlichen und nicht öffentlichen 
Interessenskreisen, den AktivRegionen, 
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zu. Sie sind es, die auf Grundlage von 
Integrierten Entwicklungskonzepten die 
strategischen Weichenstellungen über 
die Gemeindegrenzen hinaus entwickeln 
werden, um so den kommenden wirt-
schaftlichen, gesellschaftlichen und so-
zialen Veränderungen der ländlichen 
Region kooperativ, kreativ und konstruktiv 
entgegenzutreten. 
Gut die Hälfte der für die ländliche Ent-
wicklung vorgesehenen Mittel wird in die 
22 AktivRegionen fließen.

Erfolgsfaktoren für eine zukunfts-
fähige Entwicklung ländlicher 
Regionen
Die genannten Herausforderungen sind 
hoch und die Veränderungen werden in 
den Ämtern und Gemeinden zügig voran-
schreiten. Aufbauend auf den analysier-
ten örtlichen und regionalen Stärken und 
Schwächen sind kluge Lösungen für die 
Bewältigung der Herausforderungen zu 
erarbeiten. Die ELER-Förderperiode 
2014-2020 sollte genutzt werden, um Po-
tenziale gezielt auszubauen, z.B. in den 
Bereichen Nahversorgung, Bildung, So-
ziales, Dorfentwicklung, aber auch ins-
gesamt für die Lebensqualität auf dem 
Lande. Hierzu gehören weiterhin der Er-
halt des kulturellen Erbes, der ländliche 
Tourismus, die Modernisierung des länd-
lichen Wegenetzes und der Ausbau einer 
schnellen Breitbandinfrastruktur. 
Ein wesentlicher Erfolgsfaktor ist die 
konstruktive Zusammenarbeit zwischen 
Haupt- und Ehrenamt sowohl auf kom-
munaler als auch auf regionaler Ebene 
unter Einbindung starker Wirtschafts- und 
Sozialpartner. Es gilt, die Kräfte zu bün-
deln und das Wir-Gefühl zwischen Haupt- 
und Ehrenamt sowie den relevanten lo-
kalen Akteuren zu stärken. Gerade diese 
konstruktive und kooperative Zusammen-
arbeit ist ein Erfolgsfaktor der AktivRe-
gionen, die nahezu flächendeckend in 
Schleswig-Holstein agieren. 

Zuwendungsrechtliche Rahmen-
bedingungen für die Förderung der 
ländlichen Wirtschaft, Kultur und 
Region im Rahmen der ELER-
Förderperiode 2014 bis 2020

1. ILE-Leitprojekte im Rahmen des 
LPLR (Daseinsvorsorge, ländliches 
Kulturerbe, ländlicher Tourismus):

Die Sicherung der Daseinsvorsorge ist ein 
wichtiges Anliegen, mit Schwerpunkten 
wie Bildung und Nahversorgung. Erprob-
te Ansätze der Nahversorgung, wie zum 
Beispiel MarktTreffs, sollen fortgesetzt 
und konzeptionell weiter entwickelt wer-
den. Um Bildungsorte für Kindergärten, 
für Schule, für Kultur zu erhalten, gibt das 
Land Anreize, neue Partnerschaften zu 
bilden und möglichst viele Angebote im 
Ort und in der Region zu verknüpfen. Die 
Dorfschule von gestern könnte zukünftig 

zum „Haus des Lernens und Lebens“ für 
alle Generationen entwickelt werden. 
Auch Modelle zur Ortskernentwicklung 
sollen unterstützt werden. Daneben be-
stehen Fördermöglichkeiten zum Erhalt 
des ländlichen Kulturerbes sowie in 
bildungsorientierte touristische Naturer-
lebnis-infrastrukturen.
Rechtsgrundlage: Richtlinie zur Förde-
rung der integrierten ländlichen Ent-
wicklung in Schleswig-Holstein, die 
voraussichtlich im September 2015 im 
Amtsblatt veröffentlicht wird.
Fördervoraussetzungen: Gefördert wer-
den Vorhaben, die in Übereinstimmung 
mit vorhandenen Plänen für die Entwick-
lung der Gemeinden und Dörfer in länd-
lichen Gebieten und im Einklang mit der 
jeweiligen integrierten Entwicklungs-
strategie der LAG-AktivRegion oder jeder 
anderen einschlägigen lokalen Entwick-
lungsstrategie stehen. 
Förderfähig: Investitionen in „kleine Infra-
strukturen“. Definition: Investitionen mit 
förderfähigen Kosten von bis zu 5 Mio. 
Euro.

a) Lokale Basisdienstleistungen in 
ländlichen Gebieten
„Bildung und Nahversorgung“

Ziel der Förderung: Sicherung der Le-
bensqualität in den ländlichen Räumen 
durch die Förderung von modellhaften 
und/oder innovativen Projekten im Be-
reich der Bildung und der Nahversorgung.

b) der Nahversorgung (z.B. multifunk-
tionale Nahversorgungszentren) in  
ländlichen Räumen.

Zuwendungsempfänger: 
a) Gemeinden und Gemeindeverbände 

(beim Einsatz von GAK- und EU-Mitteln)
b) juristische Personen des öffentlichen 

Rechts (nur beim alleinigen Einsatz 
von EU-Mitteln möglich)

Förderquoten: 
• Der maximale Fördersatz beträgt 65% 

der zuwendungsfähigen Kosten. Bei 
Umsetzung der Ziele einer Integrierten 
Entwicklungsstrategie (IES) kann der 
Fördersatz um bis zu 10% erhöht wer-
den.

• Für Zuwendungsempfänger nach b) 
53% beim alleinigen Einsatz von ELER-
Mitteln 

Weitere Voraussetzungen oder sonstige 
Bestimmungen:
• beim Einsatz von GAK-Mitteln in Ge-

meinden mit weniger als 10.000 Ein-
wohnern 

• beim alleinigen Einsatz von ELER-Mit-
teln in Orten mit weniger als 35.000 Ein-
wohnern

• Mindestzuschuss in Höhe von 100.000 
Euro für Investitionen (Bagatellgrenze) 

• für investive Vorhaben ist ein Nachweis 
der wirtschaftlichen Tragfähigkeit inklu-
sive Folgekosten vorzulegen

• maximaler Zuschuss je Vorhaben 
750.000 Euro

Fördermittel: 14 Millionen Euro ELER-Mit-

Zuwendungsfähig: Bauliche Investitionen 
(Hoch- und Tiefbau) inklusive fest verbun-
dener Ausstattung zur Schaffung, Verbes-
serung oder Ausdehnung lokaler Basis-
dienstleistungen für die ländliche Bevöl-
kerung (einschließlich Freizeit und Kultur 
bei multifunktionalen Angeboten), insbe-
sondere Angebote zur Sicherung 
a) der Bildung (z.B. multifunktionale 

Bildungshäuser) und

tel, zusätzliche Bereitstellung der erfor-
derlichen GAK-Mittel zur Kofinanzierung 
bei einem Fördersatz von 75%

b) Ländlicher Tourismus 
Ziel der Förderung: Zur Stärkung des 
ländlichen Tourismus werden Investitio-
nen zum Erhalt und zur touristischen 
Inwertsetzung des Naturerbes, für Natur- 
und Umweltbildung gefördert.

Blick auf Schleswig, Foto: Torsten Meyer-Bogya
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Zuwendungsfähig: Bauliche Investitionen 
(Hoch- und Tiefbau) inklusive fest verbun-
dener Ausstattung für kleine Freizeit- und 
Tourismusinfrastrukturen:
a) kleine touristische Infrastrukturvorha-

ben, insbesondere in bildungsorien-
tierte Einrichtungen 
zum Natur- und Umwelterlebnis, zum 
Beispiel in einem Nationalpark, Bio-
sphärenreservat oder Naturpark, 
NATURA 2000 Gebiet. 

b) natur- und raumbezogene Infrastruk-
turen mit touristischem Bezug, ins-
besondere die Anlage, Beschilderung 
und Begleitinfrastruktur von Wander-
wegen, Kanu- und Reitrouten.

Zuwendungsempfänger: 
a) Gemeinden und Gemeindeverbände 
b) juristische Personen des öffentlichen 

Rechts (zum Beispiel Stiftungen, Kirchen)
Förderquoten:
53% der öffentlichen Aufwendungen
Weitere Voraussetzungen oder sonstige 
Bestimmungen:
• Mindestzuschuss in Höhe von 100.000 

Euro bei Investitionen (Bagatellgrenze) 
• Gemeinden mit weniger als 35.000 

Einwohnern
• Für investive Vorhaben ist ein Nach-

weis der wirtschaftlichen Tragfähigkeit 
inklusive Folgekosten vorzulegen

Fördermittel: 5 Millionen Euro ELER-Mittel

c) Erhaltung des kulturellen Erbes 
Ziel der Förderung: Studien und Investitio-
nen im Zusammenhang mit der Erhaltung, 
Wiederherstellung und Verbesserung des 
kulturellen Erbes von Dörfern, einschließ-
lich der dazugehörigen sozioökonomi-
schen Aspekte.
Zuwendungsfähig: 
a) bauliche Investitionen (Hoch- und Tief-

bau) inkl. fest verbundener Ausstat-
tung im Zusammenhang mit der Erhal-
tung, Wiederherstellung und Verbes-
serung des kulturellen Erbes zum 
Beispiel in den folgenden Bereichen: 
- Museen und Gedenkstätten zur 

Darstellung des kulturellen Erbes;
- kulturelle Merkmale der Dörfer wie 

sakrale Gebäude, historische Guts-
anlagen, Baudenkmäler;

- Ensembles/Plätze und Gebäude, 
die für die kulturelle Identität der 
Dörfer prägend sind

b) Kosten für Studien zum Erhalt des Kul-
turerbes können auch ohne Bezug zu 
einem investiven Vorhaben gefördert 
werden, wie die Untersuchung zur 
Verknüpfung des Kulturerbes zu an-
deren Sektoren (zum Beispiel zum 
Tourismus) oder Studien zur Stärkung 
immateriellen Kulturerbes (wie der Nie-
derdeutschen Sprache).

Zuwendungsempfänger: 
a) Gemeinden und Gemeindeverbände  
b) Juristische Personen des öffentlichen 

Rechts

Förderquoten: 
53% der öffentlichen Aufwendungen
Weitere Voraussetzungen oder sonstige 
Bestimmungen:
• Für investive Vorhaben ist ein Nach-

weis der wirtschaftlichen Tragfähigkeit 
inklusive Folgekosten vorzulegen.

• Mindestzuschuss in Höhe von 100.000 
Euro für Investitionen (Bagatellgrenze) 

• Gemeinden mit weniger als 35.000 Ein-
wohnern

Fördermittel: 10 Millionen Euro ELER-
Mittel

Projektauswahlverfahren für alle drei 
ILE-Leitprojekte
Die bewilligungsreifen (inkl. ZBau-Prü-
fung) Förderanträge sind an das zustän-
dige Landesamt für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume (LLUR) zu 
richten.
Das Projektauswahlverfahren für die ELER-
Mittel erfolgt zu bestimmten Stichtagen (ein 
bis zweimal pro Jahr) auf der Grundlage 
von Projektauswahlkriterien (Mindest-
punktzahl und Ranking der Anträge).
Die Anträge werden kontinuierlich entge-
gengenommen. Alle bis zu dem jeweiligen 
Stichtag vorliegenden Förderanträge wer-
den nach Prüfung auf Förderfähigkeit an-
hand der Auswahlkriterien mit einem Punk-
tesystem bewertet und in eine Rangfolge 
gebracht. Die Bewilligung erfolgt entspre-
chend dieser Rangfolge im Rahmen des 
verfügbaren Finanzmittelbudgets.
Förderanträge, die die Mindestpunktzahl 
nicht erreichen oder die mangels ausrei-
chenden Budgets nicht berücksichtigt 
werden können, sind von einer Förderung 
ausgeschlossen. Die Antragsteller erhal-
ten einen Ablehnungsbescheid. Diese 
Projekte können jedoch bis zum nächsten 
Auswahlverfahren nachgebessert und 
erneut eingereicht werden.

Bei Punktgleichheit ergibt sich die Reihen-
folge aus der Mehrzahl der höchstgewich-
teten Kriterien. Bei weiterer Gleichrangig-
keit entscheidet das Eingangsdatum des 
bewilligungsreifen Antrags.
Nicht verbrauchte Budgetmittel werden 
dem Budget des nächsten Projektaus-
wahlverfahrens zugeschlagen.
Die Projektauswahlkriterien sowie die 
Stichtage werden auf der Internetseite 
des MELUR bekanntgegeben.
Stichtage 2015 und 2016 
(bei Bedarf zwei Stichtage pro Jahr)  
Erster Stichtag: 
1. November 2015 - Eingang der bewilli-
gungsreifen Anträge (inkl. ZBau-Prüfung) 
beim LLUR möglichst bis 15.09.2015 zur 
Klärung nicht eindeutiger Angaben.
Zweiter Stichtag: 
1. April 2016 - Antragseingang beim LLUR 
möglichst bis 15.02.2016 zur Klärung 
nicht eindeutiger Angaben.
Ansprechpartner: 
LLUR Regionaldezernat Nord (Flensburg): 
Norbert Limberg, Tel. 0461 804-300, E-
Mail: norbert.limberg@llur.landsh.de
Jan-Nils Klindt, Tel. 0461 804–274, E-Mail: 
jan-nils.klindt@llur.landsh.de
LLUR Zentraldezernat (Flintbek): 
Jürgen Blucha, Tel. 04347 704-604, E-
Mail: juergen.blucha@llur.landsh.de
LLUR Regionaldezernat Südost (Lübeck): 
Axel Strunk, Tel. 0451 885-220, E-Mail: 
axel.strunk@llur.landsh.de
LLUR Regionaldezernat Südwest (Itzehoe): 
Verena Böhnke, Tel. 04821 66-2200, E-
Mail: verena.boehnke@llur.landsh.de

2. Modernisierung ländlicher Wege 
Ziel der Förderung: Der Ausbaustandard 
der ländlichen Wege entspricht überwie-
gend den 1950er und 1960er Jahren und 
ist hinsichtlich Tragfähigkeit und Breite 
den Anforderungen moderner landwirt-

Turmhügelburg in Lütjenburg (Kreis Plön) – Rekonstruktion einer mittelalterlichen Burg-
anlage aus Holstein, Foto: Ingo Wandmacher
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schaftlicher Fahrzeuge nicht mehr ge-
wachsen. Zunehmend findet der Abtrans-
port landwirtschaftlicher Güter mit LKW 
statt, die mit ihren hohen Achslasten die 
Wege noch stärker belasten. Neben der 
Erschließung landwirtschaftlicher Produk-
tionsflächen dienen die ländlichen Wege 
auch der Anbindung von Streusiedlungen 
sowie der Stärkung der touristischen Ent-
wicklung und der Naherholung. Für eine 
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung 
der ländlichen Räume ist daher ein gut 
ausgebautes ländliches Wegenetz von 
zentraler Bedeutung. 
Da ein flächendeckender Ausbau des ge-
samten ländlichen Wegenetzes von ca. 
27.500 km nicht möglich und aufgrund 
unterschiedlicher Anforderungen und 
Funktionalitäten auch nicht erforderlich 
ist, beschränkt sich die Förderung auf die 
Modernisierung des sogenannten „Kern-
wegenetzes“. Das Kernwegenetz umfasst 
dabei diejenigen Strecken in einer 
Gemeinde, die stärker als die übrigen 
Wege den landwirtschaftlichen und außer-
landwirtschaftlichen Schwerlastverkehr 
aufnehmen und eine Mehrfachnutzung 
aufweisen. Diese Förderausrichtung ent-
spricht den Ergebnissen der gemeinsam 

vom SHGT, dem Bauernverband, der 
Akademie für die ländlichen Räume e.V. 
sowie dem MELUR getragenen Studie 
„Wege mit Aussichten“. Die Maßnahme 
„Modernisierung ländlicher Wege“ wird in 
der Förderperiode 2014-2020 wieder als 
eigenständige Landesmaßnahme außer-
halb von AktivRegionen / Leader ange-
boten. 
Rechtsgrundlage: Richtlinie zur Förder-
ung der Modernisierung ländlicher Wege 
in Schleswig-Holstein, die voraussichtlich 

im September 2015 im Amtsblatt veröf-
fentlicht wird.
Zuwendungsfähig: Neu- und Ausbau 
ländlicher Wege sowie der dazugehö-
rigen Anlagen (zum Beispiel Durchlässe, 
Brücken) außerhalb geschlossener Orts-
lagen. Im Vordergrund steht dabei die Ver-
besserung der vorhandenen Infrastruktur.
a) Vorarbeiten
b) Bauleistungen
c) Ingenieurhonorare nach HOAI
Nicht zuwendungsfähig sind u. a. Kosten 
für: 
a) Landankauf
b) Neu- und Ausbau von Stichwegen 

unter 500 m Länge
Zuwendungsempfänger: 
Gemeinden und Gemeindeverbände 
Förderquote: 
max. 53 % der zuwendungsfähigen Kosten
Weitere Voraussetzungen oder sonstige 
Bestimmungen:
• Es können nur Vorhaben in Orten mit 

weniger als 10.000 Einwohnern ge-
fördert werden.

• Mindestzuschuss in Höhe von 75.000 
Euro für Investitionen (Bagatellgrenze) 
erforderlich.

• Es können nur kleine Infrastrukturen 

mit förderungsfähigen Gesamtkosten 
bis zu 1 Million Euro gefördert werden.

• Es können nur Vorhaben durchgeführt 
werden, die in Übereinstimmung mit 
vorhandenen Plänen für die Entwick-
lung der Gemeinden und Dörfer in 
ländlichen Gebieten und im Einklang 
mit der jeweiligen integrierten Entwick-
lungsstrategie der LAG-AktivRegion 
oder jeder anderen einschlägigen lo-
kalen Entwicklungsstrategie stehen.

Fördermittel: 8 Millionen Euro ELER-Mittel

Projektauswahlverfahren für die
Modernisierung der ländlichen Wege
Das Projektauswahlverfahren ist bis auf 
folgende Ausnahmen mit dem Verfahren 
für die ILE-Leitprojekte identisch:
• Es gibt grundsätzlich zwei Auswahl-

termine (Stichtage) jährlich:
01.04. und 01.11. eines jeden Jahres.

• Die baufachliche Prüfung gemäß Zbau 
erfolgt durch das LLUR.

• Die bewilligungsreifen Förderanträge 
(hier: ohne ZBau-Prüfung) müssen 
spätestens 6 Wochen vor dem Stich-
tag im LLUR vorliegen zur Klärung 
nicht eindeutiger Angaben sowie zur 
Durchführung der ZBau-Prüfung.

• Bei Punktgleichheit erhalten zunächst 
die Vorhaben den Vorzug, die das Um-
weltkriterium (Projekt liegt nicht in 
einem NATURA 2000-Gebiet oder Na-
turschutzgebiet) erfüllt haben. Bei wei-
terer Gleichrangigkeit entscheiden 
dann die Mehrzahl der höchstge-
wichteten Kriterien und abschließend 
das Eingangsdatum des bewilligungs-
reifen Antrages.

Ansprechpartner: 
LLUR Zentraldezernat (Flintbek): 
Herbert Höhne, Tel. 04347 704-611, 
E-Mail: herbert.hoehne@llur.landsh.de

3. Ausbau der Breitbandinfrastruktur
Ziel der Förderung: Die Landesregierung 
hält auch in der neuen Förderperiode an 
der Breitbandstrategie 2030 fest, um dem 
ständig wachsenden Bedarf an Band-
breiten sowie dem Erhalt der Wett-
bewerbsfähigkeit und der Standortat-
traktivität im ländlichen Raum von 
Schleswig-Holstein einer angemessenen, 
zeitgemäßen und nachhaltigen Teilhabe 
der Bürgerinnen und Bürgern am digitalen 
Leben zu ermöglichen. Ziel ist es, eine 
flächendeckende Glasfaserinfrastruktur 
zu erreichen. Zurzeit werden die vorhan-
denen Fördermittel aus dem ELER und 
der GAK für die Grundversorgung (FTTC – 
Fiber To The Curb) eingesetzt. Die tech-
nische Voraussetzung für eine Erweite-
rung muss jedoch gegeben sein (FTTH/ 
FTTB – Fiber To The Building/Fiber To The 
Home). Inwieweit die ELER-Fördermittel 
künftig auch für schnellstes Internet (Next 
Generation Access-NGA) eingesetzt wer-
den können, wird derzeit auch unter bei-
hilferechtlichen und fördertechnischen 
Aspekten geprüft. Vor diesem Hinter-
grund wird auf eine detailliertere Darstel-
lung der Förderbedingungen verzichtet.
Fördermittel: 20 Millionen Euro ELER-
Mittel, zusätzliche Bereitstellung der 
erforderlichen GAK-Mittel zur Kofinanzie-
rung bei einem Fördersatz von 75 %.
Ansprechpartner: 
LLUR Regionaldezernat Mitte (Flintbek):
Jürgen Wolff, Tel. 04347 704-636, E-Mail: 
juergen.wolff@llur.landsh.de
Breitband-Kompetenzzentrum Schles-
wig-Holstein (BKZSH): 

Ausbau der Breitbandinfrastruktur im ländlichen Raum, Foto: Anna Mester
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Richard Krause, Tel. 0431 53025681-10, 
E-Mail: richard.krause@bkzsh.de

4. AktivRegionen / Leader 
Ziele und Umsetzungsstand der Förde-
rung: Der flächendeckende Leader-
Ansatz wird auch in der Förderperiode 
2014 bis 2020 beibehalten. Bis zum 
30.09.2014 konnten die Regionen ihre 
neu erarbeitete Integrierte Entwicklungs-
strategie (IES) zur Bewerbung als Aner-
kennung als neue Lokale Aktionsgruppe 
LAG AktivRegion beim MELUR einrei-
chen. Mit Wirkung zum 01.01.2015 wur-
den von der ELER-Verwaltungsbehörde 
22 Strategien unter Vorbehalt der Pro-
grammgenehmigung durch die EU-Kom-
mission genehmigt und damit 22 LAG 
AktivRegionen anerkannt. 
Die Umsetzung von Leader konzentriert 
sich künftig auf die vier Schwerpunkte 
Klimawandel & Energie, nachhaltige 
Daseinsvorsorge, Wachstum & Innova-
tion und Bildung. Unter diesen vier 
Schwerpunkten konnten die LAGn eine 
begrenzte Anzahl von Kernthemen zur 
Umsetzung ihrer regionsspezifischen 
Zielsetzungen definieren. Welche Vorha-

ben für die regionale Zielerreichung um-
gesetzt werden, entscheiden die LAG 
AktivRegionen nach dem Bottom-up – 
Prinzip auf Grundlage der IES sowie auf 
Grundlage von selbst definierten Projekt-
auswahlkriterien. Die LAG'n legen auch 
die Förderquoten und ggf. weitere För-
derbedingungen (zum Beispiel Bagatell- 
und Obergrenzen) für ihre Projekte fest. 
Um möglichst schnell nach Programm-
genehmigung mit der Projektumsetzung 
beginnen zu können, wurde die Beset-
zung der Regionalmanagements unter 
dem Genehmigungsvorbehalt zugelas-
sen. Dies ist bis auf wenige Ausnahmen 
bereits erfolgt und die Akteure der LAG 
AktivRegionen können somit nach Inkraft-
treten der Leader–Richtlinie, die voraus-
sichtlich im September 2015 im Amtsblatt 
veröffentlicht wird, die ersten Förderan-
träge an das Landesamt für Landwirt-
schaft, Umwelt und Ländliche Räume 
(LLUR) zur Umsetzung ihrer IES stellen. 
Die IES sind auf der Homepage der 
jeweiligen LAG eingestellt.
Fördermittel: 63 Millionen Euro ELER 
Mittel
Hinweis: Mit Ausnahme des Regional-

managements ist die Umsatzsteuer im 
Rahmen von Leader nicht förderungs-
fähig.
Ansprechpartner : 
Regionalmanagements der jeweiligen Ak-
tivRegionen, siehe http://www.aktiv
region.schleswig-holstein.de

Einhaltung des Vergaberechts – Ein 
Hinweis in eigener Sache
Die Erfahrungen im Zusammenhang mit 
der Prüfung von Zuwendungen an die 
kommunalen Verwaltungen durch die ver-
schiedenen Prüfstellen haben in der letz-
ten ELER-Förderperiode aufgezeigt, dass 
nicht immer Aufträge entsprechend den 
geltenden vergaberechtlichen Bestim-
mungen ausgeschrieben wurden. Dies 
führte dann dazu, dass Zuwendungen ge-
kürzt oder zurück gefordert werden muss-
ten. Vor diesem Hintergrund noch einmal 
der Hinweis und die Bitte, die vergabe-
rechtlichen Bestimmungen einzuhalten. 
Dies gilt insbesondere auch für Förde-
rungen, die aus Mitteln durch den Euro-
päischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raumes 
finanziert werden.

Wer gerne auf einem romantischen Feld-
weg seinen Spaziergang genießt, hört es 
rascheln, fiepen, zwitschern, schwirren 
und summen. Ein wunderbarer Duft 
durchströmt die Nase und die Augen er-
freuen sich an der bunten Vielfalt. Hat man 
zu guter Letzt auch noch ein passendes 
Gefäß dabei, warten zahlreiche Früchte 
darauf, gepflückt zu werden, um zu Hause 
ein neues Rezept für eine leckere Holun-
derbeeren-Suppe oder Hagebutten-
Chutney auszuprobieren. Für uns Schles-
wig-Holsteiner gehören sie einfach zur 
Landschaft und prägen das Landschafts-
bild. Es gibt sie schon ein paar Hundert 
Jahre - von Menschenhand geschaffen. 
Fährt man durch den Elbtunnel und das 
typische schleswig-holsteinische Natur-
element ist ganz plötzlich da. Die Rede ist 
von Knicks: Knicks sind Ur-Holsteiner und 
etwas ganz Besonderes, nicht nur aus 
kulturhistorischer Sicht, sondern auch aus 
ökologischer.

Dem Dänenkönig Christian sei Dank…
Knicks sind wie lebendige Zäune, die im 
auslaufenden 18. Jahrhundert auf Anwei-

Knicklandschaft - typisch 
Schleswig-Holstein! 

Hendrikje Wiebe, Thomas Voigt, Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein

Knicklandschaft Schleswig-Holstein

sung des über Schleswig-Holstein herr-
schenden Dänenkönigs Christian VII ge-
pflanzt wurden. Im Zuge der Verkoppe-

lung, quasi einer ersten Flurbereinigung, 
wurde ehemals gemeinschaftlich genutz-
tes Land auf einzelne Bauern umverteilt. 
Damals wie heute eigenen sich Knicks als 
Abgrenzung zu Nachbarflächen, als 
Schutz vor Erosion, als Viehzaun und vor 
allem auch als Holzlieferant. Früher war es 
einfachen Bauern und der gemeinen 
Bevölkerung nicht erlaubt, ihren Holzvor-
rat im Wald zu decken. Aber mit dem 
schnell wüchsigen Holz konnten die 
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Eigentümer sich fortan unproblematisch 
Holz aus dem Knick holen. Um es sich 
einfach zu machen, entnahmen die 
Bauern Sträucher und Schösslinge aus 
umliegenden Wäldern und pflanzten sie 
gleich in der Nachbarschaft ein. Somit 
prägte eine bunt gemischte Vielfalt regio-
naler Bäume und Gebüsche das Land-
schaftsbild. Schlehen-Hasel-Knicks sind 
eher im Östlichen Hügelland heimisch, 
Eichen-Birken-Knicks finden sich verein-
zelt im südlichen Ostholstein und die 
Knicks feuchter Standorte sind überall 
dort, wo Weichhölzer, wie Erlen, mit nas-
sen Füßen klar kommen. Heutzutage wer-
den zur Neuanlage von Knicks weniger 
Baumarten verwendet, so dass die bunt 
gemischten Knicks geringer werden.
So genannte Überhälter sind eine weitere 
Besonderheit Schleswig-Holsteins: Sie 
sind die beim Knicken stehen gelassenen 
Bäume, die weithin sichtbar sind. Früher 
wurden sie meist als Bauholz genutzt, 
heute haben sie als alte Bäume eine 
besondere ökologische Funktion, beher-
bergen sie doch bis zu 400 unterschied-
liche Tierarten. Aber um den Knick kom-
plett zu machen, braucht man nicht nur 

Die daumengroßen Haselmäuse sind 
überwiegend nachtaktiv und leben von 
Nüssen und Früchten.

Hilfe für unsere Knicks: Die Knickinitiative
Knicks haben eine herausragende Bedeutung, denn sie sind Lebensraum und 
Rückzugsort für Tiere und Pflanzen. Weiterhin sind sie aber auch wichtige lineare 
Landschaftselemente, die unterschiedlichste Biotope mit einander verbinden 
und vernetzen. Der scheue Rothirsch orientiert sich beispielsweise an den 
linienhaften Knicks, denn sie geben ihm eine lückenlose Deckung bei seinen aus-
giebigen Wanderungen.
Die Segeberger Knickinitiative ist ausgehend von einer Idee des vom Bundesamt 
für Naturschutz geförderten „Erprobungs- und Entwicklungsvorhaben (E & E) 
Wiedervernetzung“ der Stiftung Naturschutz, der Kreisnaturschutzbehörde und 
dem Umweltministerium gemeinsam entwickelt worden. Dort geht es um die öko-
logische An- und Verbindung sogenannter Grünbrücken an ihre Landschaft im 
Hinterland. Mit Hilfe des Vernetzungsprojektes soll die Knicklandschaft als 
verbindendes Element unterstützt werden. Dafür ist es in vielen Regionen not-
wendig, sie wieder durchgängig zu gestalten und größere Lücken im Knicknetz zu 
schließen und sie damit ökologisch aufzuwerten. Durch die finanzielle Unter-
stützung von Land, Bund und EU können die Knicks von freiwilligen Partner-
landwirten so verbessert werden, dass die typischen Tiere und Pflanzen der 
Knicks wieder vorkommen können. Die Neuanlage von Knicks wird natürlich auch 
angestrebt, doch aktuell liegt das Augenmerk besonders auf der Bepflanzung 
lückig gewordener Knicks mit ausschließlich standortheimischen, knick-typi-
schen Gehölzen zertifizierter regionaler Herkunft. 
Weitere Informationen zum E&E Projekt oder zur Knickinitiative finden Sie hier:
www.wiedervernetzung.de. 

Wiederbepflanzung eines strauchfrei gewordenen Knicks in der Agrarlandschaft.

Bäume und einen Erdwall, sondern auch 
dornige oder stachelige Sträucher. Schle-
he, Weißdorn und  Brombeere, sind per-
fekt darin, nicht vom Vieh verbissen zu 
werden und stachelig, um als picksiger 
Zaun die Weidetiere auf den Koppeln zu 
halten. An seinem Fuße unterhalb der  
Strauchschicht runden die verschiedens-
ten Gräser, Stauden und Kräuter als 
Knicksaum sein Erscheinungsbild ab. Ab 
Ende des 2. Weltkrieges gab es nach 
Schätzungen in Schleswig-Holstein noch  
80.000 Kilometer Knicks. Davon sind  bis 
heute nur noch knapp 68.000 Kilometer 

(nach Angaben des MELUR) übrig ge-
blieben. Ungefähr ein Prozent der Lan-
desfläche ist von diesem Landschaftsele-
ment geprägt und beherbergt insgesamt 
bis zu 7.000 Tierarten. Im optimalen Fall 
kann man in einem Kilometer Knick bis zu 
1.600 Arten antreffen.

Knicks – die verbindende Lebensader
Die besondere hohe ökologische Be-
deutung der Knicks in der ausgeräumten 
Agrarlandschaft gerade im waldärmsten 
Bundesland ist unumstritten. Sie simu-
lieren quasi Waldränder und sind zu jeder 

Jahreszeit für Vögel, Insekten und kleine 
Säugetiere attraktiv. Leider verschwindet 
dieser wichtige Lebensraum zu nehmend 
aus dem Landschaftsbild. In Knicks ist für 
viele verschiedene Tierarten der Tisch 
immer reich gedeckt, denn sie sind ein 
Bindeglied nicht nur in einer umfang-
reichen Nahrungskette, sondern auch 
zwischen den verstreut liegenden und 
meist nur kleinen Waldflächen. Zahlreiche 
Arten haben hier einen Lebens- und Rück-
zugsraum gefunden, Knicks verbinden 
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und vernetzen Biotope miteinander und 
sorgen dafür, dass Arten wandern können 
und sich weiter verbreiten. Zu ihnen 
gehören auch die kleinen Haselmäuse, 
die in den Knicks eine zweite Heimat 
gefunden haben – eigentlich leben sie in 
Feldgehölzen und unterholzreichen Laub-
wäldern. Sie knabbern gut geschützt vor 
ihren Feinden nicht nur an Haselnüssen, 
sondern auch an Brombeeren, anderen 
Früchten, Knospen und Insekten, die in 
einem bunten Knick leben.

Ein weiterer Bewohner der Knickland-
schaft ist der Neuntöter. Der auffällige 
schwarze Augenschweif und falkenähn-
liche Schnabel macht ihn unverwechsel-
bar. Er ist ein typischer Vertreter für 
Heckenbewohner schlechthin, denn in 
den Wallhecken findet er eine gut ge-
deckte Tafel. Insekten, aber auch kleine 
Säugetiere spießt er an den spitzen Dor-
nen von Schlehe und Weißdorn auf, um 
sich so einen Vorrat anzulegen. In dem 
dichten Dornengebüsch baut er versteckt 

sein Nest, das er im August Richtung 
Afrika verlässt.
Wer noch mehr über unsere heimischen 
Knicks wissen möchte, kann sich die neue 
kostenlose Broschüre des Umweltminis-
teriums  bestellen:  MELUR - Broschüren-
stelle, Postfach 7151, 24171 Kiel, Telefon 
(0431) 988-7146, 
Mail: broschuere@melur.landsh.de 
angefordert werden. Als Download steht 
sie unter www.wildes-sh.de/rund-um-
natur/knickschutz/ zur Verfügung.

Sieger-Gemeinde kann 10.000 Euro 
Projekt-Förderung gewinnen – 
Teilnahmeanträge können jetzt 
abgegeben werden
Schleswig-holsteinische Gemeinden kön-
nen sich mit verlängerter Frist noch bis 
zum Donnerstag, 17. September 2015, 
zum Landes-Wettbewerb 2015 „Unser 
Dorf hat Zukunft“ anmelden. 

Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume des Landes Schleswig-Holstein 
(MELUR) ruft die schleswig-holsteini-
schen Dörfer dazu auf, sich an dem nur 
alle drei Jahre stattfinden Wettbewerb 

Zeigen Sie, was Sie in Ihren 
Dörfern initiieren und wie Sie es umset-
zen“, sagt Minister Robert Habeck. 
Ausgezeichnet werden sollen Gemeinden, 

die zukunfts-
fähige Ent-
wicklungs-
ideen erar-
beiten (und 
umsetzen)  
u n d  d a -
durch anre-
gende Bei-
spiele ge-

ben. Dabei wird besonders gewürdigt, 
was eine Dorfgemeinschaft mit ehren-
amtlichem Engagement und ohne staatli-
che Förderung leistet. 

Das MELUR unterstützt 
investive Vorhaben und entsprechende 
konzeptionelle Vorarbeiten eines Projek-
tes, das zumindest in einem Themenfeld 
des Landes-Wettbewerbs verankert ist. 
Die Gemeinde muss das Projekt mit glei-
cher Summe kofinanzieren.
Teilnehmen dürfen alle politisch selbst-

Das ausrich-
tende 

zu 
beteiligen. „

Das Sieger-Dorf 
kann eine Projekt-Förderung in Höhe von 
bis zu 10.000 Euro gewinnen und ist 
automatisch für den Bundes-Wettbewerb 
2016 qualifiziert. 

Landes-Wettbewerb 2015 
„Unser Dorf hat Zukunft” gestartet

ständigen Gemeinden mit bis zu 3.000 Ein-
wohnern und räumlich geschlossene Ge-
meindeteile mit überwiegend dörflichem 
Charakter mit bis zu 3.000 Einwohnern; 
ausgenommen sind die Sieger-Dörfer von 
2009 und 2012.
Alle Details zum Landes-Wettbewerb 2015 
können von der Internetseite www.dorf
wettbewerb.schleswig-holstein.de herun-
tergeladen Das Hauptaugenmerk 
b

Der Teilnahmeantrag ist bis zum 17. Sep-
tember 2015 zu senden an das Organi-
sationsteam des Landes-Wettbewerbs:
Landes-Wettbewerb 2015 
„Unser Dorf hat Zukunft“
Organisationsteam ews group gmbh
LindenArcaden
Konrad-Adenauer-Straße 6
23558 Lübeck
dorfwettbewerb@ews-group.de

ge-
lebter Willkommenskultur, gerade auch in 
Hinblick der 

werden. 
ei „Unser Dorf hat Zukunft“ liegt in die-

sem Jahr auf folgenden Themenfeldern:
• Entwicklungskonzepte und wirtschaft-

liche Initiativen
• Soziale und kulturelle Aktivitäten
• Lokale vernetzte Bildungsprojekte
• Gelebte Willkommenskultur
• Ästhetische und nachhaltige Entwick-

lung des Ortsbildes

Bereits die Teilnahme am Landes-Wettbe-
werb 2015 soll in den Dörfern dazu führen, 
sich mit Zukunftsfragen und nachhaltigen 
pragmatischen Lösungswegen zu be-
schäftigen. „Wir wünschen uns – ergän-
zend zu den Bundes-Wettbewerbskriterien 
– von unseren schleswig-holsteinischen 
Dörfern insbesondere praktikable Umset-
zungsideen zu vernetzter Bildung und 

besonders drängenden Fra-
ge, wie Flüchtlinge in unseren Dörfern eine 
neue Heimat finden können“, betont Minis-
ter Robert Habeck. 

Auf Basis aller Teilnahmeanträge wird die 
vom MELUR berufene Jury nach einer Vor-
auswahl die zehn besten Gemeinden (Top 
10) zu einem Austausch über zukunfts-
fähige Dorfentwicklung einladen. Die Jury 
besucht und bewertet die Top 10 Anfang 
November 2015 auf einer Rundreise. In 
den downloadbaren Ausschreibungsun-
terlagen sind Leitfragen zu finden, die da-
bei Orientierung geben, worauf die Jury 
des Landes-Wettbewerbs in diesem Jahr 
insbesondere achten wird.
Der Jury 2015 gehören außer des Schles-
wig-Holsteinischen Gemeindetages e. V. an:
• Akademie für die ländlichen Räume 

Schleswig-Holsteins e. V.
• IHK Schleswig-Holstein
• Landesnaturschutzverband Schles-

wig-Holstein e. V.
• LandFrauenVerband Schleswig-Hol-

stein e. V.
• Landjugendverband Schleswig-Hol-

stein e. V.
• Landesverband der Volkshochschulen 

Schleswig-Holsteins e. V.
• Schleswig-Holsteinischer Heimatbund 

e. V.
• Ministerium für Energiewende, Land-

wirtschaft, Umwelt und ländliche Räu-
me des Landes Schleswig-Holstein, 
Abteilung Naturschutz, Forstwirtschaft 
und  ländliche Räume

Die Abschlussveranstaltung wird voraus-
sichtlich Anfang Dezember 2015 im Sie-
ger-Dorf stattfinden. „Zu diesem Tag 
werden alle Gemeinden, die sich zum 
Wettbewerb angemeldet haben, in das 
Sieger-Dorf eingeladen, um bei der feier-
lichen Preisverleihung dabei sein und vom 
gegenseitigen Austausch profitieren zu 
können“, sagt Minister Robert Habeck, 
„Ideentransfer, Voneinander-Lernen und 
Netzwerkaufbau stehen dabei im Vorder-
grund.“
Bereits seit sechs Jahrzehnten gibt es in 
Schleswig-Holstein den Wettbewerb – 
früher unter dem Titel „Unser Dorf soll 
schöner werden“. Im nördlichsten Bun-
desland wurde der Dorf-Wettbewerb „er-
funden“ und wird nun deutschlandweit 
alle drei Jahre ausgetragen.

Ingwer Seelhoff, Geschäftsführer ews group gmbh, Lübeck 
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Mit einer Reihe jüngerer Entscheidungen haben der Bundes-
finanzhof und der Europäische Gerichtshof den Rahmen der um-
satzsteuerlich relevanten Tätigkeiten von juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts erheblich erweitert. In besonderem 
Maße betroffen ist das Zusammenwirken kommunaler Ge-
bietskörperschaften, die in Deutschland traditionell ihre Res-
sourcen zum  Zwecke der Erledigung öffentlicher Aufgaben bün-
deln. Durch die Umsatzbesteuerung des diesen Kooperationen 
zugrundeliegenden Leistungsaustausches wird das Leitmotiv 
Interkommunaler Zusammenarbeit, die Erzielung von Kosten-
vorteilen um die Leistungen für Bürger und öffentliche Haushalte 
qualitativ hochwertig und erschwinglich zu halten, in Frage ge-
stellt. 
Seit jeher kooperieren deutsche Städte und Gemeinden in zahl-
reichen Aufgabengebieten, um Kostenvorteile oder Qualitätsver-
besserungen zu erreichen. Sie streben dies unter anderem an 
durch koordinierte Aufgabenerfüllung, Leistungserbringung 
einer öffentlichen Einrichtung für eine andere, die Zusammen-
legung von Organisationseinheiten sowie die gemeinsamen 
Nutzung von Infrastruktur. Die Lage der Städte und Gemeinden 
ist gegenwärtig geprägt  von teils starkem Bevölkerungsrück-
gang sowie einer vielerorts zunehmend schwierigen kommu-
nalen Haushaltslage. Dies führt zu Konstellationen, in denen sich 
einige öffentliche Aufgaben von Einzelkommunen nur noch unter 
erheblich erhöhtem finanziellen Aufwand wahrnehmen lassen, 
andere gar nicht mehr. Vor dem Hintergrund der demografischen 
Entwicklung Deutschlands ist interkommunales Zusammen-
wirken wichtiger als je zuvor. Deshalb trifft die restriktive Recht-
sprechung zur Umsatzsteuerbefreiung von Leistungen der 
öffentlichen Hand die Städte, Gemeinden und Landkreise be-
sonders hart. Es besteht ein ganz überwiegender nationaler 
Konsens darüber, dass es dringend geboten ist, umfassende 
Reformmaßnahmen zugunsten der Zukunftsfähigkeit interkom-
munaler Zusammenarbeit einzuleiten. Im Folgenden werden die 
auf nationaler Ebene ergriffenen Maßnahmen und die diese 
tragenden Überlegungen dargestellt. 
Traditionell ging man in Deutschland davon aus, dass zwischen 
Körperschaften des öffentlichen Rechts erbrachte Beistands-
leistungen nicht umsatzsteuerpflichtig sind, wenn diese der 
Ausübung hoheitlicher Aufgabe dienten. Dieser Wertung lag die 
Meinung zu Grunde, dass auf derartige Beistandsleistungen 
Amtshilfegrundsätze Anwendung finden und diese somit weder 
ertragsteuerpflichtig noch umsatzsteuerbar sind. Zuletzt hatte 
dies die Oberfinanzdirektion (OFD) Niedersachsen in einer Ver-
fügung vom 12. Januar 2012, in der sie sich zur steuerlichen Be-
handlung des Schulschwimmens äußerte, bestätigt. Danach 
begründeten weder die entgeltliche noch die unentgeltliche 
Überlassung eines Bades für Zwecke des Schulschwimmens 
durch eine Kommune an einen anderen Schulträger einen Be-
trieb gewerblicher Art, so dass das Entgelt nicht der Umsatz-
steuer unterliege.
Mit dem sog. Turnhallen-Urteil des BFH vom 10.11.2011 (V R 
41/10), das am 15.02.2012 veröffentlicht wurde, änderte sich 
diese Betrachtungsweise drastisch. 
In dem verhandelten Fall hatte eine Gemeinde einer Anderen die 
Nutzung einer Turnhalle zur Durchführung des schulischen 
Sportunterrichts der dortigen Grundschule gegen Kostenerstat-
tung ermöglicht. Aus Sicht des BFH ist es mit Art. 4 Abs. 5 der 

Richtlinie 77/388/EWG (Anmerkung: heute Art. 13 Mehrwert-
steuersystem-Richtlinie, MwStSysRL) nicht zu vereinbaren, Bei-
standsleistungen, die zwischen juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts erbracht werden, auch dann von der Umsatz-
besteuerung auszunehmen, wenn diese zwar auf öffentlich-
rechtlicher Grundlage, dabei jedoch im Wettbewerb zu Leis-
tungen Privater erbracht werden. Der BFH hat sich mit dieser Ent-
scheidung ausdrücklich gegen die bis dato gepflogene Praxis 
der Finanzverwaltung gestellt.
Wegen der Tragweite des Urteils des BFH und wohl auch der 
Proteste der kommunalen Spitzenverbände und Innenressorts 
von Bund und Ländern gegen eine Umsetzung dieses Urteils 
erließ die Bundesfinanzverwaltung zunächst mit Schreiben vom 
02.04.2012 folgenden Nichtanwendungserlass:
„Der Europäische Gerichtshof und der BFH haben in mehreren 
Entscheidungen zur Umsatzbesteuerung von Leistungen der 
öffentlichen Hand Recht gesprochen. Zur Prüfung der Kon-
sequenzen aller Urteile wurde eine Arbeitsgruppe aus Vertretern 
von Bund und Ländern eingesetzt, die aus fachlicher Sicht 
Vorschläge zum weiteren Umgang mit der Rechtsprechung 
ausgearbeitet hat. Diese Vorschläge werden nunmehr von den 
übergeordneten Fachgremien auch unter Berücksichtigung der 
Interessen der Betroffenen bewertet. Ich gehe davon aus, dass 
sich die Abteilungsleiter (Steuer) nach der Sommerpause mit 
den Ergebnissen der Arbeitsgruppe befassen werden. Bis zum 
Ergehen neuer Regelungen zur Umsatzbesteuerung von Leis-
tungen der öffentlichen Hand gilt die hierzu bestehende Ver-
waltungsauffassung weiter. Daher wird auch das BFH-Urteil vom 
10.11.2011 - V R 41/10 von der Finanzverwaltung bis auf Weite-
res nicht über den entschiedenen Einzelfall hinaus angewandt.“
Auch wurde bisher auf eine Veröffentlichung der BFH-Ent-
scheidung vom 10.11.2011 im Bundessteuerblatt verzichtet, da 
dies die Wirkung gehabt hätte, dass die Finanzbehörden die 
Entscheidungen allgemein anzuwenden hätten. Eine im Jahr 

Umsatzbesteuerung 
interkommunaler 
Zusammenarbeit

Ralph Sonnenschein, Referatsleiter für 
Föderalismusreform und Finanzausgleich beim DStGB
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2012 von den Steuerabteilungsleitern von 
Bund und Ländern geplante Veröffentli-
chung mit fünfjähriger Frist zur optionalen 
Anwendung konnte durch die Intervention 
der Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände verhindert werden. Im 
Mai 2013 fand eine gemeinsame Be-
sprechung der Arbeitsgruppe mit Vertre-
tern der kommunalen Spitzenverbände 
auf Bundesebene statt. Im Ergebnis die-
ses Gesprächs bestand zwischen den 
Beteiligten Einigkeit, dass dem Instru-
ment der Interkommunalen Zusammenar-
beit erhebliche Bedeutung zukommt. Als 
gemeinsames Ziel wurde daher for-
muliert, für die Kommunen eine dauer-
hafte und rechtssichere Planungsgrund-
lage auch unter Beachtung unionsrecht-
licher Vorschriften zu schaffen. Es wurde 
festgehalten, dass man sich um eine 
kommunalfreundliche Lösung bemühe. 
Die Umsatzsteuerreferatsleiter wurden 
gebeten, im Rahmen der bereits beste-
henden Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur 
Umsatzbesteuerung der öffentlichen 
Hand alle bekannten Lösungsansätze zu 
prüfen und gemeinsam mit Vertretern der 
kommunalen Spitzenverbände und der 
Innenministerkonferenz (IMK) zu erörtern. 
Unterstützt wurde dieses Unterfangen 
auch von den Regierungsparteien CDU/
CSU und SPD, die in ihrem Koalitionsver-
trag einen klaren politischen Auftrag for-
muliert hatten:  
„Die interkommunale Zusammenarbeit 
soll steuerrechtlich nicht behindert 
werden. Wir lehnen daher eine umsatz-
steuerliche Belastung kommunaler Bei-
standsleistungen ab und werden uns – 
soweit erforderlich – EU-rechtlich für eine 
umfassende Freistellung solcher Leistun-
gen von der Umsatzsteuer einsetzen.“
Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe ist seit 
Juni 2013 mehrfach mit den kommunalen 
Spitzenverbänden und Vertretern der IMK 
zusammengekommen. Die kommunalen 
Spitzenverbände haben der AG einen Vor-
schlag für eine gesetzliche Ausklamme-
rung interkommunaler Kooperationen von 
der Umsatzsteuerpflicht unterbreitet, der 
sich an die Rechtsprechung des Ge-
richtshofs der Europäischen Union 
(EuGH) zur Freistellung bestimmter For-
men interkommunaler Kooperationen 
vom Vergaberecht und dem hierzu ent-
wickelten Wettbewerbskonzept orientier-
te. Zusammengefasst sieht er vor, juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts 
grundsätzlich nicht als Unternehmer i.S.d. 
§ 2 UStG zu betrachten, es sei denn, diese 
Betrachtung führe zu relevanten Wettbe-
werbsverzerrungen. Wann eine solche 
gegeben sei, solle durch einen Kriterien-
katalog bestimmt werden.
In der Sitzung wurde dieser von der Fi-
nanzseite kritisch betrachtete Ansatz 
durch einen Vortrag von Prof. Dr. Joachim 
Englisch flankiert, der an der Westfäli-
schen Wilhelms-Universität Münster einen 

Lehrstuhl für u. a. Umsatzsteuerrecht inne-
hat. Er vertrat insbesondere, die EU-Mehr-
wertsteuersystemrichtlinie lasse Ausnah-
men von Besteuerungen für den Fall 
interkommunaler Kooperationen zu und 
entwickelte einen Kriterienkatalog zur Frei-
stellung von Beistandsleistungen von der 
Umsatzsteuerpflicht. Er riet zudem aus-
drücklich, schon aus Gründen der Rechts-
sicherheit, diese Ausnahmen nicht über 
einen Nichtanwendungserlass, sondern 
durch eine generellabstrakte Regelung im 
Umsatzsteuergesetz zu normieren.
Im Einzelnen schlug er folgende Kriterien 
vor, unter denen der Leistungsaustausch 
zwischen juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts von spezifischen öffent-
lichen Erwägungen getragen ist und 
generell keine relevanten Wettbewerbs-
verzerrungen angenommen werden kön-
nen:
• Es handelt sich um eine langfristige 

Kooperation (z. B. Zweckverband oder 
öffentlich-rechtlicher Vertrag).

• Der Leistungsaustausch dient dem 
Erhalt öffentlicher Infrastruktur.

• Es handelt sich um die Wahrnehmung 
einer allen Beteiligten gleichermaßen 
obliegenden öffentlichen Aufgabe.

• Es ist eine vollständige Wahrung von 
Einflussnahmemöglichkeiten des Leis-
tungsempfängers gegeben.

• Die Leistung wird gegen bloße Kosten-
erstattung erbracht.

• Die Leistung verhält sich im Rahmen 
der vorhandenen Personal- und Sach-
mittelausstattung.

Nachdem dieser Vorschlag in der Arbeits-
gruppe intensiv diskutiert und ein zwi-
schenzeitlich favorisiertes Rückerstat-
tungsmodell verworfen war, wurde im Jahr 
2014 aus der Arbeitsgruppe heraus der 
Entwurf einer neuen Regelung im Um-
satzsteuergesetz entsprechend den oben 
stehenden Grundsätzen entwickelt. 
Dieser wurde durch die Finanzminister-
konferenz gebilligt und vom Bundesmi-
nisterium der Finanzen in einem Geset-
zesvorentwurf formuliert.
Die kommunalen Spitzenverbände haben 
den Entwurf in einer gemeinsamen 
Stellungnahme begrüßt und sehen ihn als 
grundsätzlich geeignet, die interkommu-
nale Zusammenarbeit gemäß der Koali-
tionsvereinbarung zwischen CDU/CSU 
und SPD vor Beeinträchtigungen zu 
schützen. Diskussionsbedarf wurde noch 
gesehen bezüglich der Besteuerung bis-
lang unbesteuerter hoheitlicher Leistun-
gen, der Absicherung der vertikalen 
Zusammenarbeit zwischen Gebietskör-
perschaften sowie der Zusammenarbeit 
im Back-office-Bereich. 
Die Veröffentlichung als offizieller Refe-
rentenentwurf war für das erste Quartal 
2015 in Aussicht gestellt worden. Diese 
Ankündigung wurde jedoch nicht umge-
setzt. Grund dafür war eine massive 

Kampagne des Wirtschaftsflügels der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, die die 
Privatwirtschaft in ihren Wettbewerbs-
interessen benachteiligt sieht. Diese for-
derte die Einstellung der Arbeiten an einer 
umsatzsteuerrechtlichen Befreiung inter-
kommunaler Zusammenarbeit. Dem ge-
genüber hat das kommunalfreundliche 
Lager der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
klar Partei für die Fortführung des Ge-
setzgebungsverfahrens ergriffen. Mehr-
fach haben daraufhin Vertreter der kom-
munalen Spitzenverbände an Sitzungen 
der Fraktionsarbeitskreise „Finanzen“ 
und „Kommunales“ teilgenommen. Es 
wurde nochmals auf die große Bedeutung 
einer normativen Lösung der Umsatz-
steuerproblematik interkommunaler Zu-
sammenarbeit hingewiesen. Darüber 
hinaus wurde dargelegt, dass das Um-
satzsteuerrecht nicht geeignet ist, die 
Abgrenzungsproblematik zwischen zu-
lässiger und unzulässiger gemeindewirt-
schaftlicher Betätigung zu lösen. Diese 
Diskussion betreffe vielmehr die Sub-
sidiaritätsklauseln der einschlägigen 
Landesbestimmungen sowie die dort auf-
gestellten Kataloge zulässiger Betäti-
gungsfelder der Gemeindewirtschaft. 
Zudem seien auf Landesebene die Fra-
gen der Nachrangigkeit der Gemeinde-
wirtschaft zur Privatwirtschaft in den ver-
gangenen 15 Jahren ausgiebig diskutiert 
und zu befriedigenden Ergebnissen 
geführt worden. Auch wurde versichert, 
dass die kommunalen Spitzenverbände 
keineswegs beabsichtigten, neue kom-
munalwirtschaftliche Betätigungsfelder 
zuungunsten der Privatwirtschaft zu 
schaffen.    
Nach monatelanger teils hitziger Debatte 
haben sich die widerstreitenden Flügel 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion nun 
einander angenähert und Einigkeit da-
rüber erzielt, dass an dem Gesetzesvor-
haben festgehalten werden soll. Nach 
bisherigen Planungen soll der Entwurf En-
de September 2015 verabschiedet wer-
den. Mit nennenswertem Widerstand 
durch den Bundesrat ist nicht zu rechnen. 
Der Gesetzentwurf ist inhaltlich identisch 
mit dem Vorentwurf der Bund-Länder-
Arbeitsgruppe der Umsatzsteuerreferats-
leiter, der im Jahr 2014 von der Finanz-
ministerkonferenz mehrheitlich bei einer 
Enthaltung gebilligt worden war.
Es sollte nicht damit gerechnet werden, 
dass die deutsche Finanzrechtsprechung
ihre Ansicht zur Umsatzbesteuerung 
interkommunaler Kooperationen ändert 
und die künftige Änderung des Um-
satzsteuergesetzes als europarechts-
konform betrachten wird. Vielmehr ist zu 
erwarten, dass mittelfristig eine kritische 
Entscheidung des BFH oder des EuGH 
ergehen wird. Diese unsichere Perspek-
tive muss hingenommen werden. Sie 
verschafft den verschiedenen Erschei-
nungsformen der interkommunalen Zu-
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sammenarbeit zumindest über den Zeit-
raum von einigen Jahren angemessene 
Handlungsspielräume. Zwischenzeitlich 
liegt das politische Handlungsfeld auf 
europäischer Ebene. Die Bundesre-

gierung bemüht sich deshalb derzeit auf 
europäischer Ebene um Akzeptanz für die 
deutsche Position, der gemäß die inter-
kommunale Zusammenarbeit keine unter-
nehmerische Tätigkeit darstellt und daher 

nicht mit Umsatzsteuer belastet werden 
sollte. Sie hat eine entsprechende Klar-
stellung im Rahmen von Artikel 13 
MwStSystRL angeregt und zugesagt, in 
diesen Bemühungen nicht nachzulassen.

Aus Sicht der Kommunen muss die ak-
tuelle Vergaberechtsreform zu einer 
umfassenden Vereinheitlichung und Ver-
einfachung des Vergaberechts führen. 
Ziel muss sein, den Wildwuchs im Verga-
berecht zu beseitigen. Eine 1:1-Umset-
zung der EU-Richtlinien in das deutsche 
Recht darf nicht zum Verzicht auf eigene 
Gestaltungen des nationalen Rechts-
gebers führen. Dopplungen, wie sie im 
Falle des nationalen Präqualifikationsver-
fahrens und der Einheitlichen Europäi-
sche Eigenerklärung, sind zu vermeiden. 
Die Einführung der elektronischen Kom-
munikation und der eVergabe gestaltet 
das Vergaberecht rechtssicherer, zeit- 
und kostengünstiger. Hier ist eine Kompa-
tibilität der verschiedenen eVergabe- und 
Bedienkonzept-Systeme anzustreben. 
Für die interkommunale Zusammenarbeit 
steht eine Klarstellung hinsichtlich der 
Vergaberechtsfreiheit aus. 

1. Vereinfachung des Vergaberechts 
erfordert umfassende 
Vereinheitlichung
Die Umsetzung der EU-Vergaberichtlinien 
vom 17. April 2014 hat mit dem Beschluss 
der Bundesregierung vom 08. Juli 2015 
und dem Entwurf eines Gesetzes zur Mo-
dernisierung des Vergaberechts (Verg
ModG) einen wesentlichen Schritt erfah-
ren. Der Gesetzentwurf mit der Neufas-
sung des 4. Teils des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB-E) 
muss ebenso wie die noch zu erlassen-
den fünf Verordnungen im Vergaberecht 
nach den Vorgaben der EU-Richtlinien bis 
zum 18. April 2016 in Kraft treten. 
Die aktuelle Vergaberechtsreform muss 
aus Sicht der Kommunen zu einer umfas-
senden Vereinheitlichung und Vereinfa-
chung des Vergaberechts führen. Daher 
ist es richtig, die allgemeinen Grundsätze, 
den Anwendungsbereich sowie die Re-
geln über die Vergabearten, die Ausnah-
men bei der öffentlich-öffentlichen Ko-
operation, die Ausschlussgründe, die 

Die Umsetzung der neuen 
EU-Vergaberichtlinien
Zehn Thesen und Forderungen aus Sicht des DStGB

Norbert Portz, Beigeordneter für Vergaberecht des
 Deutschen Städte- und Gemeindebundes

Grundsätze der Leistungsbeschreibung 
sowie die Eignungs- und Zuschlagskri-
terien ebenso wie die Vorgaben der 
Selbstreinigung und die Vertragsände-
rungen während der Vertragslaufzeit 
einheitlich für alle Vergaben im GWB zu 
regeln. Auch die Integration der EG-
VOL/A und der VOF – bei Beibehaltung 
der spezifischen Regeln insbesondere für 
die Vergabe freiberuflicher Leistungen – in 
die Vergabeverordnung ist richtig. Die 
Fortführung der VOB/A oberhalb der 
Schwellenwerte sprengt aber diese ein-
heitliche Struktur. Sie kann zu divergie-
renden und für die Praxis schwer hand-
habbaren Regelungen führen. Die VOB-
Beibehaltung bedeutet daher einen Sys-
tembruch und steht einer umfassenden 
Vereinheitlichung entgegen.

2. Diskrepanz von Ober- und 
Unterschwellenrecht vermeiden
Die Bundesregierung will erst nach 
Umsetzung der EU-Richtlinien „zeitnah 
den Anpassungsbedarf für Vergaben 
unterhalb der EU-Schwellenwerte prü-
fen“. Damit existieren im April 2016 für nur 
etwa fünf Prozent der EU-Vergaben Re-
geln, die – etwa mit der Erweiterung des 
Verhandlungsverfahrens oder der freien 
Wahl für Auftraggeber zwischen dem 
offenen und dem nichtoffenen Verfahren – 
flexibler sind, als die 95 Prozent der 
Unterschwellenvergaben. Diese Diskre-
panz ist nicht nachvollziehbar. Sie muss 
durch eine zeitgleiche Übertragung der 
flexibleren EU-Normen auch für das Mas-
sengeschäft der Unterschwellenverga-
ben zum 18. April 2016 verhindert werden.
Dennoch bedarf es unterhalb der EU-
Schwellenwerte eines eigenständigen 
sowie bundesweit geltenden, schlanken 
Vergaberechts. Eine reine 1:1-Übertra-
gung des EU-Vergaberechts auf Unter-
schwellenvergaben wird den spezifischen 
und damit eigenständigen Anforderun-
gen des dort als Haushaltsrecht gere-
gelten Vergaberechts, das dem Ziel dient, 

eine funktionstüchtige Verwaltung unter 
Beachtung der Grundsätze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit sicherzu-
stellen, nicht gerecht. Daher muss es 
weiter eigene Regelungen für Vergaben 
unterhalb der EU-Schwellenwerte geben, 
wonach etwa beschränkte oder auch 
freihändige Vergaben dann möglich sind, 
wenn ein Missverhältnis zwischen dem 
Aufwand der Ausschreibung und dem 
Wert der Leistung besteht.

3. Verordnung über Konzessions-
vergabe schlank ausgestalten
Die noch zu erlassende nationale Ver-
ordnung über die Konzessionsvergabe 
muss in Umsetzung der viel zu umfänglich 
geratenen EU-Vergaberichtlinie über die 
Konzessionsvergabe 2014/23/EU we-
sentlich schlanker werden. Die Grund-
sätze der Konzessionsvergabe und die 
Ausnahmen bei öffentlich-öffentlicher 
Zusammenarbeit werden bereits im GWB 
geregelt. Das Konzessionsverfahrens-
recht kann daher auf wenige Ecknormen 
beschränkt werden. 

4. 1:1-Umsetzung darf nicht zu 
Verzicht auf eigene Gestaltung führen
Die von der Bundesregierung geplante 
Umsetzung der EU-Richtlinien in das 
deutsche Recht „1:1“ darf nicht zum 
Verzicht auf eigene Gestaltungen des 
nationalen Rechtsgebers führen. So soll-
ten sowohl die zwingenden Ausschluss-
gründe von Angeboten reduziert werden 
als auch der unsägliche und durch die 
vielen Landesvergabegesetze geschaf-
fene Wildwuchs beseitigt werden. Die 
Landesvergabegesetze und Durchfüh-
rungsverordnungen widersprechen § 97 
Abs. 1 GWB und dem dortigen Grundsatz 
eines transparenten Wettbewerbs. 
Weiter muss die in der Vergabeverord-
nung (§ 4 Abs. 2 S. 4 VgV) noch beste-
hende Grenze von 25 Prozent für die Be-
rücksichtigung der Qualität des Personals 
als Zuschlagskriterium möglichst schnell 
entfallen. Diese Grenze wird den spezifi-
schen Herausforderungen, denen die 
Kommunen gerade bei der Ausschrei-
bung von personenbezogenen Dienst-
leistungen für Flüchtlinge und der Aus-
wahl qualifizierten Betreuungspersonals 
im Hinblick auf deren pädagogischen und 
sozialen Fähigkeiten sowie bei der Spra-
che (auch Englisch) genügen müssen, 
nicht gerecht.
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5. Doppelregelungen vermeiden – PQ-
Verfahren mit EEE harmonisieren
Doppelregelungen darf es nicht geben. So 
ist insbesondere das nationale und be-
stehende Präqualifikationsverfahren (PQ) 
gänzlich in die Einheitliche Europäische 
Eigenerklärung (EEE) zu integrieren. Da 
die Einheitliche Europäische Eigenerklä-
rung anders als das deutsche PQ-Verfah-
ren auch die Abgabe auftragsbezogener 
Erklärungen der Bieter als Eignungsnach-
weis vorsieht, muss zur vollen Kompatibili-
tät künftig auch das PQ-Verfahren die 
Möglichkeit für auftragsbezogene Unter-
nehmensnachweise schaffen. 

6. Beachtung ökologischer und 
sozialer Aspekte praxisnah gestalten
Die Berücksichtigung und Akzeptanz 
sozialer und ökologischer Aspekte hängt 
neben den einzuhaltenden rechtlichen 
Vorgaben (insbesondere: Auftragsbezug) 
stark von deren praktischen Handhab-
barkeit ab. Diese besteht nur, wenn euro-
paweit gültige und allgemein anerkannte 
Gütezeichen (Labels) die Überprüfung 
sozialer und ökologischer Aspekte durch 
Auftraggeber ermöglichen. Auch die Ein-
beziehung der Lebenszykluskosten, also 
etwa des Prozesses der Herstellung oder 
der Recyclingkosten eines Produkts, ist 
für die Praxis schwer handhabbar. Hier 
bedarf es gerade wegen des unbedingt 
zu wahrenden Auftragsbezugs ergänzen-
der Hilfen für Auftraggeber, etwa in Form 
verständlicher Leitfäden und Praxisbei-
spielen.

7. Einführung der eVergabe erfordert 
kompatible Systeme
Die Einführung der elektronischen Kom-
munikation und der eVergabe moderni-

siert das Vergaberecht. Sie macht es zeit- 
und kostengünstiger sowie rechtssiche-
rer. Voraussetzung für eine breite Anwen-
dung ist, dass die verschiedenen eVer-
gabe- und Bedienkonzept-Systeme kom-
patibel (xVergabe) werden. Nur dann 
kann die eVergabe über den EU-Bereich 
hinaus auch schnell unterhalb der EU-
Schwellenwerte breite Akzeptanz finden.

8. Optionen des EU-Vergaberechts bei 
Umsetzung nutzen 
Dort, wo die Richtlinien Optionen der 
Mitgliedstaaten zur Einführung von 
Regeln vorsehen, sind die Optionen im 
Sinne eines „Mehr an Gestaltungs-
spielraum“ zu nutzen. Dies gilt etwa für 
das Absehen vom zwingenden Aus-
schluss wegen Nichteignung eines Bie-
ters dann, wenn zwingende Gründe des 
öffentlichen Interesses (Beispiel Beschaf-
fung von allgemein-wichtigen Leistungen, 
wie Impfstoffen) entgegenstehen. Die 
Wahl für Auftraggeber zwischen dem 
offenen und dem nicht offenen Verfahren 
beinhaltet demgegenüber keine Option 
des Mitgliedstaates, sondern ist in Art. 26 
Abs. 2 der Richtlinie 2014/24/EU („Die 
Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die 
öffentlichen Auftraggeber offene oder 
nichtoffene Verfahren […] anwenden kön-
nen.“) zwingend vorgegeben. Sie muss 
daher in Deutschland eingeführt werden.

9. Klarstellung bei 
Vergaberechtsfreiheit öffentlich-
öffentlicher Kooperationen 
Erstmalig kodifiziert wurden in den Richt-
linien die „Öffentlichen Aufträge zwischen 
Einrichtungen des öffentlichen Sektors“, 
Art. 12 VRL. Für die interkommunale Zu-
sammenarbeit bedarf es bei der Um-

setzung einer Klarstellung hinsichtlich 
ihrer Vergaberechtsfreiheit. So muss eine 
vergaberechtsfreie Zusammenarbeit zwi-
schen Kommunen auf der Grundlage von 
Art. 12 VRL und des Erwägungsgrundes 
33 („Kooperatives Konzept, Beitrag zur 
gemeinsamen Ausführung, nicht unbe-
dingt Übernahme wesentlicher vertrag-
licher Pflichten“) auch dann gegeben 
sein, wenn zwei Kommunen einen im 
öffentlichen Interesse liegenden Leis-
tungsaustausch vereinbaren und eine 
Kommune die Leistung (Beispiel: Abfall-
entsorgung) erbringt und die andere 
Kommune hierfür „nur“ ein entsprechen-
des Entgelt zahlt. Bei dieser rein kom-
munalen Kooperation beschaffen Kom-
munen keine Leistungen von externen 
Dritten am Markt. Sie regeln vielmehr ihren 
Leistungsaustausch als innerstaatlichen 
Organisationsakt. Das Vergaberecht darf 
daher keine Anwendung finden.

10. Praxis braucht Ruhe und keine 
weiteren Novellen
Im Vergaberecht gilt zu oft der Satz „Nach 
der Reform ist vor der Reform“. Das führt 
zu Verunsicherungen für die Anwender. 
Diese müssen sich immer wieder in 
schnellem Abstand auf neue Regeln ein-
stellen, die im Übrigen (siehe insbe-
sondere die Landesvergabegesetze) 
häufig zu noch komplexeren und bürokra-
tisch aufwendigen und kostenintensiven 
Verfahren führen. Daher haben die Kom-
munen den dringenden Wunsch, dass 
man sie nach Umsetzung des EU-Verga-
berechts im April 2016 in Ruhe arbeiten 
lässt und vor immer weiteren und in 
kurzen Abständen erfolgenden Änderun-
gen verschont. 

Rechtsprechungsberichte Quelle: DStGB aktuell

1. BVerwG: 
Kommunalaufsicht darf 
überschuldeten Kreis zur Erhöhung 
der Kreisumlage anweisen
Das Bundesverwaltungsgericht hat mit 
Urteil vom 16. Juni 2015 (Az.: 10 C 13.14) 
entschieden, dass die Kommunalaufsicht 
einen überschuldeten Landkreis anwei-
sen darf, zum Haushaltsausgleich die 
Kreisumlage anzuheben. 
Kommt ein Kreis seiner Verpflichtung, 
einen ausgeglichenen Haushalt zu er-
stellen, beharrlich nicht nach, dann darf er 
kommunalaufsichtlich zu Maßnahmen an-
gewiesen werden, die gegenüber den 
kreisangehörigen Gemeinden rechtlich 
zulässig sind. Dazu kann auch eine Erhö-
hung der Kreisumlage gehören. 

Der Kläger, ein seit Jahren finanziell notlei-
dender hessischer Landkreis, hatte trotz 
Aufforderung durch den Beklagten weder 
eine Anhebung des Kreisumlagesatzes 
für das Haushaltsjahr 2010 noch Einspar-
maßnahmen in entsprechender Höhe be-
schlossen. Die Kommunalaufsicht des 
Landes wies ihn daraufhin an, den Hebe-
satz für die Kreisumlage um 3 Prozent zu 
erhöhen. Die Klage des Kreises hierge-
gen war vor dem Verwaltungsgericht zu-
nächst erfolgreich, wurde jedoch in der 
Berufungsinstanz durch den Verwal-
tungsgerichtshof abgewiesen.
Die Revision des Klägers hatte keinen Er-
folg. Der Verwaltungsgerichtshof ist zu 
Recht davon ausgegangen, dass der Klä-
ger seiner im Rahmen der kommunalen 

Selbstverwaltung zu beachtenden Pflicht 
zum Haushaltsausgleich nicht nachge-
kommen war. Der Kläger konnte sich 
dieser Pflicht nicht mit dem Argument ent-
ziehen, er werde vom Land finanziell un-
zureichend ausgestattet. Die Kommunal-
aufsicht durfte mit einer Anweisung zur 
Erhöhung des Kreisumlagesatzes auf 
eine Verringerung des Haushaltsdefizits 
des Kreises hinwirken. Dabei sind nach 
den tatsächlichen Feststellungen des 
Verwaltungsgerichtshofs die Belange der 
kreisangehörigen Gemeinden, denen 
einen finanzielle Mindestausstattung zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben verbleiben 
muss, gewahrt worden.
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2. BVerwG: 
Kein Billigkeitserlass bei 
Mindestbesteuerung nach GewStG 
Das BVerwG hat mit Urteil vom 19.02.2015 
(Az. 9 C 10.14) geurteilt, dass ein Billig-
keitserlass nach § 163 AO geboten sein 
kann, wenn eine steuerrechtliche Vor-
schrift im Einzelfall zu Ergebnissen führt, 
die dem Belastungsgrund des Gesetzes 
zuwiderlaufen. Billigkeitsmaßnahmen 
dürfen aber nicht die einem gesetzlichen 
Steuertatbestand innewohnende Wer-
tung des Gesetzgebers generell durch-
brechen (im Anschluss an BVerfG, Be-
schluss vom 5. April 1978 - 1 BvR 117/73 - 
BVerfGE 48, 102, 116). Im Zusammen-
hang mit den Regelungen zur Mindest-
besteuerung (§ 10a Satz 1 und 2 GewStG) 
scheiden Billigkeitsmaßnahmen nach 
§ 163 AO zur generellen Vermeidung 
sogenannten Definitiveffekte aus, weil 
darin eine strukturelle Gesetzeskorrektur 
läge (im Anschluss an BFH, Vorlage-
beschluss vom 26. Februar 2014 - I R 
59/12 - BFHE 246, 27 Rn. 38). Da der 
Gesetzgeber weder in § 10a GewStG 
selbst, noch in einem anderen Rege-
lungszusammenhang Ausnahmen für 
solche möglicherweise eintretenden Fälle 
einer Definitivbelastung vorgesehen ha-
be, könne dem Gewerbesteuerrecht bei 
der gebotenen objektiven Betrachtung 
keine Wertung dahin entnommen werden, 
dass ein endgültiger Wegfall von Verlust-
vorträgen - stets oder jedenfalls für Pro-
jektgesellschaften wie die Klägerin - ver-
mieden werden sollte. Im entschiedenen 
Fall hatte das Bundesverwaltungsgericht 
geurteilt, dass einer sog. Projektgesell-
schaft kein Billigkeitserlass der Gewerbe-
steuer wegen des endgültigen Wegfalls 
des Verlustvortrags nach § 10a GewStG 
zu gewähren ist.
Die Klägerin wurde 1997 als Leasing-Ob-
jektgesellschaft zur Finanzierung eines 
einzigen Projekts (Erwerb und Vermietung 
einer Müllverbrennungsanlage) gegrün-
det. Nach abschreibungsbedingten Ver-
lusten in den Anfangsjahren fiel erst im 
Jahr 2008, dem letzten Jahr ihrer Ge-
schäftstätigkeit, aufgrund des planmäßi-
gen Ausscheidens des stillen Gesell-
schafters ein hoher Gewinn von ca. 140 
Mio. Euro an (sog. Exitgewinn). Zwar stan-
den diesem Gewinn festgestellte Gewer-
beverluste in Höhe von ca. 110 Mio. Euro 
gegenüber. Diese konnten aufgrund der 
sogenannten Mindestbesteuerung ge-
mäß § 10a GewStG - einer Regelung, die 
erst im Jahr 2004, also während der Lauf-
zeit der o. g. Verträge eingeführt worden 
ist - aber nur teilweise zur Verrechnung 
zugelassen werden. Hiervon ausgehend 
setzte die beklagte Gemeinde die Ge-
werbesteuer für 2008 auf ca. 4,7 Mio. Euro 
fest. Ohne die Mindestbesteuerung hätte 
die Gewerbesteuer nur ca. 2,5 Mio. Euro 
betragen.
In der Folge beantragte die Klägerin bei 

der Beklagten den Erlass des Differenz-
betrages von ca. 2,2 Mio. Euro wegen des 
Vorliegens eines Härtefalls. Der Antrag 
blieb ohne Erfolg. Auf die daraufhin er-
hobene Klage hat das Verwaltungsgericht 
München die Beklagte verpflichtet, den 
begehrten Erlass nach § 163 Abgaben-
ordnung zu gewähren. Zur Begründung 
hat es ausgeführt, eine zum Erlass ver-
pflichtende unbillige Härte liege immer 
dann vor, wenn die Mindestbesteuerung - 
wie hier - zu einer endgültigen Belastung 
führe (sog. Definitivverlust), zu der der 
Steuerpflichtige nicht durch eigenes 
Verhalten beigetragen habe.
Der dagegen gerichteten Sprungrevision 
der beklagten Gemeinde gab das 
Bundesverwaltungsgericht statt und wies 
die Klage ab. Die Festsetzung einer 
Steuer ist aus sachlichen Gründen nur 
dann unbillig, wenn sie zwar dem Wortlaut 
des Gesetzes entspricht, aber den Wer-
tungen des Gesetzes zuwiderläuft. Dies 
ist hier nicht der Fall, denn dem Gesetz-
geber war bei Einführung der Mindestbe-
steuerung - nicht zuletzt aufgrund von 
Sachverständigenanhörungen - das Pro-
blem etwaiger Definitivverluste durchaus 
bekannt. Er hat diese aber bewusst in 
Kauf genommen und auf Ausnahme-
regelungen verzichtet. Die Gewährung 
eines Billigkeitserlasses käme bei dieser 
Sachlage einer strukturellen Gesetzes-
korrektur gleich, die aber nicht Sinn einer 
Härtefallregelung im Einzelfall ist. Ob die 
Mindestbesteuerung in ihrer gegenwär-
tigen Form verfassungsgemäß ist, ließ 
das Bundesverwaltungsgericht offen. 
Denn diese Frage ist nicht in dem 
vorliegenden Rechtsstreit, sondern in 
einem finanzgerichtlichen Verfahren ge-
gen den Gewerbesteuermessbescheid 
zu klären.

3. OVG Berlin-Brandenburg: 
Besondere Pflicht zur Nachschau bei 
Halteverbot 
Das Oberverwaltungsgericht Berlin-
Brandenburg (Urteil vom 7. Mai 2015, Az. 
OVG 1 B 33.14) hat bestätigt, dass an die 
Sichtbarkeit von Verkehrszeichen, die den 
ruhenden Verkehr betreffen, andere An-
forderungen zu stellen sind als an solche 
für den fließenden Verkehr. Ein Verkehrs-
teilnehmer, der sein Kraftfahrzeug abstellt, 
ist verpflichtet, sich gegebenenfalls auch 
nach dem Abstellen seines Fahrzeugs 
darüber zu informieren, ob das Halten an 
der betreffenden Stelle zulässig ist. 
Der Kläger des betreffenden Verfahrens 
muss eine Umsetzungsgebühr bezahlen, 
nachdem sein Fahrzeug umgesetzt wor-
den war, weil es in einem Bereich ab-
gestellt war, in dem mobile Haltever-
botsschilder angebracht waren. Er hat 
vergeblich geltend gemacht, die Halte-
verbotsschilder seien nicht mit einem 
raschen und beiläufigen Blick erkennbar 

gewesen. Das Oberverwaltungsgericht 
hat klargestellt, dass ein Verkehrsteil-
nehmer, der sein Kraftfahrzeug abstellt, 
verpflichtet ist, sich ggf. auch nach dem 
Abstellen seines Fahrzeugs darüber zu 
informieren, ob das Halten an der betref-
fenden Stelle zulässig ist. Ein Fahrer muss 
sich nach solchen Verkehrszeichen sorg-
fältig umsehen bzw. sich über den örtli-
chen und zeitlichen Geltungsbereich 
eines etwaigen Haltverbotsschilds infor-
mieren. Bevor er sein Fahrzeug endgültig 
abstellt, muss er den leicht einsehbaren 
Nahbereich auf das Vorhandensein sol-
cher Verkehrsregelungen überprüfen und 
dafür ggf. auch eine gewisse Strecke 
nach beiden Richtungen abschreiten. 
Hierzu ist er gerade dann verpflichtet, 
wenn ihm die Sicht auf mögliche Auf-
stellorte, zum Beispiel durch andere Fahr-
zeuge, versperrt ist. 
Ein Verkehrszeichen, das so aufgestellt 
oder angebracht ist, dass es ein durch-
schnittlicher Kraftfahrer bei Anwendung 
der nach § 1 StVO erforderlichen Sorgfalt 
erkennen kann, äußert seine Rechts-
wirkung gegenüber jedem Verkehrsteil-
nehmer, gleichgültig, ob er das Verkehrs-
zeichen tatsächlich wahrnimmt oder 
nicht. 
Der Senat hat die Revision zum Bundes-
verwaltungsgericht zugelassen.

4. 
Bei Freiwilligkeit ist Einsatz von 
Beamten im Streik erlaubt
Das Arbeitsgericht Bonn entschied am 
26.05.2015, dass die Deutsche Post im 
Tarifkampf Beamte einsetzen darf, um 
streikende Angestellte zu ersetzen. Das 
Gerichtsverfahren wurde auf Antrag der 
Gewerkschaft ver.di betrieben, die die 
Beamten als Streikbrecher betrachtet und 
ihren Einsatz für bestreikte Tätigkeiten 
ganz verbieten lassen wollte. Das Gericht 
folgte der Klage nicht. Es berief sich auf 
eine Präzedenzentscheidung des Bun-
desverfassungsgerichtes (BVerfG) von 
1993, nach der nur der „zwangsweise" 
Einsatz von Beamten bei Angestellten-
streiks der Post untersagt ist. Freiwillige 
Einsätze seien dagegen erlaubt. Dabei 
prüfte das Gericht, ob die Beamten gegen 
den Auftrag ihres Arbeitgebers offiziell Be-
schwerde eingelegt haben (ArbG Bonn 
Urteil vom 26.05.2015 - 3 Ga 18/15).
Wie aus der Pressemitteilung des Ge-
richts hervorgeht, könne nach dem glaub-
haft gemachten Vortrag der Parteien nicht 
mit hinreichender Sicherheit davon aus-
gegangen werden, dass die Deutsche 
Post in der laufenden Tarifauseinander-
setzung Beamte rechtswidrig eingesetzt 
habe. Eindeutige Widersprüche der ein-
gesetzten Beamten seien nicht oder nicht 
beweisbar erfolgt. Neben ihren rund 
140.000 Angestellten hat die Post etwa 
38.000 Beamte, die nicht streiken dürfen 

ArbG Bonn:
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und während Streiks im Rahmen von 
Notfallplänen immer wieder auch für Ar-
beiten von streikenden Angestellten-Kol-
legen eingesetzt werden. Die Gewerk-
schaft sieht darin die Durchschlagskraft 
der Streiks und damit ihre gesetzlich 
geschützten Rechte eingeschränkt.
Zu der Verhandlung hatte Verdi zahlreiche 
Fälle von Beamten vorgelegt, die bei 
Warnstreiks für Tätigkeiten von Ange-
stellten eingesprungen waren. Auch bei 
diesen Fällen sei aber keiner zwangs-
weise eingesetzt worden, sagte der 
Rechtsanwalt der Post. Er legte unter 
anderem eidesstattliche Versicherungen 
von Vorgesetzten einiger der genannten 
Mitarbeiter vor. Die Gewerkschaft hat 
allerdings Zweifel, ob Beamte es über-
haupt wagen, sich gegen die Übernahme 
von bestreikten Tätigkeiten zu wehren, 
wenn der Vorgesetzte drängt. Beamte 
dürfen dienstliche Anweisungen nicht 
ablehnen, um nicht gegen Gesetze zu ver-
stoßen. Sie haben aber die Möglichkeit, 
beim Dienstherren offiziell Beschwerde 
gegen den Auftrag einzulegen. Solche 
Beschwerden könnten mit der Entschei-
dung, die die Freiwilligkeit des Einsatzes 
betont, einen größeren Stellenwert be-
kommen. 

5. OVG Mecklenburg-Vorpommern
Keine Ferienwohnungen in 
allgemeinen Wohngebieten
Die Vermietung von Wohnraum als 
Ferienwohnung in einem Gebiet, das in 
einem Bebauungsplan als allgemeines 
Wohngebiet festgesetzt worden ist, ist 
rechtswidrig. Dies hebt das Oberverwal-
tungsgericht Mecklenburg-Vorpommern 
in Greifswald hervor. Es bestätigte die an-
geordnete sofortige Vollziehung von Nut-
zungsuntersagungen, die die Vermietung 
von Wohnungen an der Ostseeküste an 
Feriengäste betrafen (Beschluss vom 
14.04.2015, Az.: 3 M 86/14 sowie Be-
schlüsse vom 20.05.2015, Az.: 3 M 92/14 
und andere).
Eine Nutzung als Ferienwohnung sei in 
einem allgemeinen Wohngebiet weder 
allgemein noch ausnahmsweise zuge-
lassen, so das OVG. Ob die Gemeinde bei 
der Festsetzung eines allgemeinen 
Wohngebietes die Vorstellung hatte, 
rechtlich sei eine Ferienwohnungsnut-
zung in einem allgemeinen Wohngebiet 
zulässig, sei unerheblich. Rechtlich spiele 
es auch keine Rolle, wenn die Eigentümer 
einer rechtswidrig genutzten Ferienwoh-
nung eine Kurabgabe an die Gemeinde 
zahlten oder die Gemeinde oder der 

Landkreis Kenntnis von dieser Art der 
Nutzung habe.
Eine vom Landkreis ausgesprochene Er-
klärung, die rechtswidrige Nutzung zu 
dulden, lag in den vom OVG entschie-
denen Fällen nicht vor. Stelle aber die 
zuständige Bauaufsichtsbehörde (hier: 
der Landkreis) die rechtswidrige Nutzung 
fest, sei bei Fehlen einer die Ferienwohn-
nutzung legitimierenden Baugenehmi-
gung in der Regel die Anordnung der 
sofortigen Vollziehung der Nutzungsun-
tersagung rechtmäßig. Nur in besonders 
gelagerten Einzelfällen sei die Bauauf-
sichtsbehörde veranlasst, besondere Er-
messenerwägungen anzustellen, um fest-
zustellen, ob das öffentliche Interesse an 
der sofortigen Vollziehung der Nutzungs-
untersagung überwiegt. In einem eine 
Ferienwohnung in Rerik betreffenden Fall 
hat das OVG die sofortige Vollziehung der 
Nutzungsuntersagung befristet bis zum 
31.10.2015 aufgehoben, weil davon aus-
zugehen war, dass die Gemeinde bis zu 
diesem Zeitpunkt den Bebauungsplan 
zugunsten der Ferienwohnnutzung geän-
dert haben wird. In den anderen Verfahren 
hat es die Rechtmäßigkeit der Anordnung 
der sofortigen Vollziehung bestätigt.

Aus der Rechtsprechung

Pflicht des Altkonzessionärs zur Her-
ausgabe kalkulatorischer Netzdaten an 
die Gemeinde, „Gasnetz Springe“
EnWG § 46 Abs. 2 Satz 4

Leitsatz:
Der Auskunftsanspruch der Gemeinde 
gegenüber dem bisherigen Nutzungs-
berechtigten nach § 46 Abs. 2 Satz 4 
EnWG umfasst auch Angaben zu den 
kalkulatorischen Restwerten und den 
kalkulatorischen Nutzungsdauern für 
sämtliche Anlagen des zu überlas-
senden Versorgungsnetzes.

BGH, Urteil vom 14. April 2015 
EnZR 11/14 

Zum Tatbestand:
Die Parteien streiten darüber, in welchem 
Umfang die Beklagte gegenüber der kla-
genden Gemeinde im Zusammenhang 
mit der Neuvergabe eines Konzes-
sionsvertrags zu einer Auskunft nach § 46 
Abs. 2 Satz 4 EnWG verpflichtet ist.
Die Klägerin schloss mit der Rechts-
vorgängerin der Beklagten am 28. Juni 
1989 einen Konzessionsvertrag über die 
Gasversorgung in ihrem Stadtgebiet, der 
später bis zum 30. Juni 2014 verlängert 

wurde. Zur Vorbereitung der Neuvergabe 
des Konzessionsvertrags verlangte die 
Klägerin von der Beklagten im November 
2009 die Mitteilung bestimmter Informa-
tionen über das Gasnetz, insbesondere 
Angaben zu kalkulatorischen Restwerten. 
Dieses Begehren wurde von der Beklag-
ten abgelehnt.
Auf die Auskunftsklage der Klägerin wur-
de die Beklagte vom Landgericht antrags-
gemäß verurteilt, der Klägerin für sämt-
liche Anlagen, die in dem Mengengerüst 
der Beklagten mit Stand zum 31. De-
zember 2011 ("Gasnetz Springe Gesamt-
übersicht") aufgeführt sind, Folgendes 
mitzuteilen:
- die im jeweiligen Zeitpunkt ihrer Errich-
tung erstmals aktivierten Anschaffungs- 
und Herstellungskosten (historische An-
schaffungs- und Herstellungskosten) 
sowie das Jahr der Aktivierung,
- die der letzten Bestimmung des Aus-
gangsniveaus der Beklagten nach § 21a 
EnWG i.V.m. § 6 Abs. 1 ARegV zugrunde 
liegenden kalkulatorischen Restwerte 
nach §§ 6, 32 GasNEV,
- die der letzten Bestimmung des Aus-
gangsniveaus der Beklagten nach § 21a 
EnWG i.V.m. § 6 Abs. 1 ARegV zugrunde 
liegenden kalkulatorischen Nutzungs-

dauern für die laufende Abschreibung 
nach § 6 GasNEV sowie
- die kalkulatorischen Restwerte mit Stand 
zum 31. Dezember 2011.
Die dagegen gerichtete Berufung der Be-
klagten hat das Oberlandesgericht zu-
rückgewiesen. Mit der vom Berufungs-
gericht zugelassenen Revision verfolgt 
die Beklagte ihren Klageabweisungs-
antrag weiter.

Aus den Gründen:
Die Revision ist unbegründet.

I.
Das Berufungsgericht hat seine Entschei-
dung (OLG Celle, RdE 2014, 122) im 
Wesentlichen wie folgt begründet:
Der Klägerin stehe der Auskunfts-
anspruch aus § 46 Abs. 2 Satz 4 EnWG in 
der seit dem 4. August 2011 geltenden 
Fassung zu. Diese Vorschrift sei auf zu 
diesem Zeitpunkt bestehende Konzes-
sionsverträge anwendbar. Für die hier 
maßgebliche Phase vor Abschluss eines 
Konzessionsvertrags regele sie den 
Auskunftsanspruch abschließend. Da-
nach sei der bisherige Nutzungsberech-
tigte verpflichtet, der Gemeinde spätes-
tens ein Jahr vor der Bekanntmachung 
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nach § 46 Abs. 3 EnWG diejenigen Infor-
mationen über die technische und wirt-
schaftliche Situation des Netzes zur Ver-
fügung zu stellen, die für eine Bewertung 
des Netzes im Rahmen einer Bewerbung 
um den (Neu-)Abschluss eines Konzes-
sionsvertrages erforderlich seien. Ob kal-
kulatorische Netzdaten von dem Aus-
kunftsanspruch der Gemeinde umfasst 
seien, sei allerdings umstritten. Nach dem 
noch unter der Geltung der früheren 
Rechtslage erstellten Gemeinsamen Leit-
faden von Bundeskartellamt und Bundes-
netzagentur seien kalkulatorische Netz-
daten nicht in der - wie hier - ersten Phase 
des Neuvergabeverfahrens mitzuteilen 
gewesen, sondern erst nach dessen Ab-
schluss gegenüber dem neuen Konzes-
sionsinhaber. Daran könne indes nach 
der neuen Rechtslage nicht festgehalten 
werden. Danach seien auch die von der 
Klägerin begehrten kalkulatorischen 
Netzdaten bereits in der ersten Phase des 
Konzessionsverfahrens mitzuteilen. Die 
Netzdaten seien geeignet, die Beurtei-
lungsgrundlage der möglichen Bewerber 
um eine Konzession zu verbessern, weil 
sich der Ertrag aus dem Netzbetrieb vor-
rangig nach der kalkulatorischen Eigen-
kapitalverzinsung und der kalkulato-
rischen Abschreibung bestimme. Die 
Kenntnis dieser Daten sei im Rahmen 
einer Bewerbung um die Neuvergabe der 
Konzession auch erforderlich, um sowohl 
den zu erwartenden Ertrag aus dem 
Netzbetrieb als auch die entstehenden 
Kosten möglichst genau abschätzen zu 
können. Dies decke sich auch mit dem 
Wortlaut der Vorschrift und dem Willen 
des Gesetzgebers. Etwas anderes er-
gebe sich auch nicht, wenn der Kaufpreis 
für den Netzübergang durch den Ertrags-
wert zu begrenzen sei und deshalb in-
soweit erst eine spätere Kenntnis der 
streitigen Netzdaten erforderlich sei. Auch 
dann hätten die Konzessionsbewerber 
ein Interesse daran, bereits in der ersten 
Phase des Konzessionsverfahrens die 
Daten zu kennen, um die Folgekosten 
eines Konzessionsvertrags abschätzen 
zu können. Dies diene zugleich dazu, den 
Informationsvorsprung des bisherigen 
Konzessionsinhabers auszugleichen und 
einen diskriminierungsfreien Wettbewerb 
zu fördern.
Dem Auskunftsanspruch stehe nicht ent-
gegen, dass es sich bei den kalkulato-
rischen Netzdaten möglicherweise um 
Geschäftsgeheimnisse der Beklagten 
handele. Die Beklagte habe bereits ein 
Geheimhaltungsinteresse nicht hinrei-
chend substantiiert dargelegt, so dass 
das Interesse an der Offenlegung der 
Daten gegenüber den möglichen Bewer-
bern ein etwaiges Geheimhaltungsinte-
resse der Beklagten überwiege. Zwar 
könnten unter Umständen aus den frag-
lichen Informationen Rückschlüsse auf 
die Struktur des zu übertragenden Gas-

netzes gezogen werden. Wegen des 
geringen Anteils dieses Teilnetzes am 
Gesamtnetz der Beklagten ließen sich 
daraus aber keine Rückschlüsse auf 
deren Kostenkalkulation ziehen.

II.
Diese Beurteilung hält rechtlicher Nach-
prüfung stand, so dass die Revision zu-
rückzuweisen ist. Das Berufungsgericht 
hat zu Recht den von der Klägerin geltend 
gemachten Auskunftsanspruch in vollem 
Umfang bejaht.

1. Das Berufungsgericht ist zu Recht von 
einer Anwendung des § 46 Abs. 2 Satz 4 
EnWG in der seit dem 4. August 2011 gel-
tenden Fassung ausgegangen. Soweit - 
anders als hier - ein neuer Konzessions-
vertrag bereits abgeschlossen worden ist 
und sich der bisherige Konzessionsin-
haber gegen die Wirksamkeit des neuen 
Vertrags wendet, ist zwar nach der Recht-
sprechung des Senats in Bezug auf den 
Inhalt des Anspruchs des neuen Energie-
versorgungsunternehmens auf das zur 
Zeit seiner Entstehung geltende Recht 
abzustellen, so dass es insoweit auf den 
Zeitpunkt des Abschlusses des neuen 
Konzessionsvertrags ankommt und der 
eigentliche Vertragsbeginn unerheblich 
ist (vgl. Senatsurteile vom 17. Dezember 
2013 - KZR 66/12, BGHZ 199, 289 Rn. 60 
und 70 - Stromnetz Berkenthin und KZR 
65/12, WuW/E DE-R 4139 Rn. 57 - Strom-
netz Heiligenhafen). Hier geht es aber um 
den Inhalt eines gesetzlichen Auskunfts-
anspruchs in einem laufenden Konzes-
sionsverfahren, das auf einen in der Zu-
kunft liegenden Abschluss eines neuen 
Konzessionsvertrags gerichtet ist. Maß-
geblich ist somit nach allgemeinen 
Grundsätzen das zur Zeit der letzten 
mündlichen Tatsachenverhandlung gel-
tende Recht (vgl. nur BGH, Urteil vom 29. 
Juni 2010 - KZR 24/08, WuW/E DE-R 2963 
Rn. 25). Da diese im Dezember 2013 
stattgefunden hat, ist hier § 46 Abs. 2 Satz 
4 EnWG in der seit dem 4. August 2011 
geltenden Fassung anwendbar.

2. Entgegen der Auffassung der Revision 
hat das Berufungsgericht zu Recht ange-
nommen, dass der Klägerin gegen die 
Beklagte ein Anspruch auf die begehrte 
Auskunft aus § 46 Abs. 2 Satz 4 EnWG 
zusteht. Der Informationsanspruch der 
Gemeinde gegenüber dem bisherigen 
Netzbetreiber umfasst bereits im Verfah-
rensstadium der Neuvergabe von Kon-
zessionsverträgen insbesondere Anga-
ben zu den kalkulatorischen Restwerten 
und kalkulatorischen Nutzungsdauern.

a) Das entspricht der zu dieser Vorschrift 
in Rechtsprechung und Schrifttum über-
wiegend vertretenen Auffassung (OLG 
Frankfurt am Main, RdE 2011, 422 Rn. 85; 
Theobald in Danner/Theobald, Energie-

recht, Stand: September 2013, § 46 Rn. 
110 f.; Byok/Dierkes, RdE 2012, 221, 224; 
Schau, NdsVBl. 2013, 89, 92 f.; eben-so 
zur früheren Rechtslage: Säcker/Mohr/
Wolf, Konzessionsverträge im System des 
europäischen und deutschen Wettbe-
werbsrecht, S. 93 ff.; Bahr/Sassenberg, 
RdE 2011, 170, 171; Becker, RdE 2010, 
243, 244; Byok/Dierkes, RdE 2011, 394, 
398 f.; Büttner/Templin, ZNER 2011, 121, 
127 f.; Schau, RdE 2011, 1, 3 f.), der sich 
der Senat anschließt. Die Gegenauffas-
sung, die einen Informationsanspruch 
hinsichtlich der kalkulatorischen Daten 
erst nach Abschluss des neuen Konzes-
sionsvertrags für gegeben erachtet 
(BerlKommEnR/Wegner, 2. Aufl., EnWG, 
§ 46 Rn. 106; Jacob, N&R 2012, 194, 198 
f.; ders., VersorgW 2014, 76 ff.; ebenso zur 
früheren Rechtslage: Berzel in Kermel, 
Praxishandbuch der Konzessionsverträ-
ge und der Konzessionsabgaben, Kap. 5 
Rn. 110 ff.; Höch/Kalwa, RdE 2010, 364, 
365; Kermel, RdE 2005, 153, 158 f.; 
Marthol/Wolf, VersorgW 2010, 293 f.; 
Pippke/Gaßner, RdE 2006, 33, 38 f.), über-
zeugt nicht.

b) Die Frage, welche Daten im Einzelnen 
von dem Informationsanspruch des § 46 
Abs. 2 Satz 4 EnWG umfasst sind, wird 
durch den Wortlaut der Vorschrift nicht 
eindeutig beantwortet, wenngleich er 
nahe legt, dass auch kalkulatorische 
Netzdaten unter den Auskunftsanspruch 
fallen. Nach dieser Vorschrift hat der bis-
herige Nutzungsberechtigte der Gemein-
de diejenigen Informationen über die 
technische und wirtschaftliche Situation 
des Netzes zur Verfügung zu stellen, die 
für eine Bewertung des Netzes im Rah-
men einer Bewerbung um den Abschluss 
eines neuen Konzessionsvertrags erfor-
derlich sind.
Die Bewerber um einen neuen Konzes-
sionsvertrag müssen somit in die Lage 
versetzt werden, den wirtschaftlichen 
Wert des Energienetzes bestimmen zu 
können. Die Bieter müssen bei der vor An-
gebotserstellung gebotenen Wirtschaft-
lichkeitsprüfung wissen, wie effizient ein 
Netz ist und welche Maßnahmen ge-
gebenenfalls zur Kostensenkung not-
wendig sind. Denn die Erlöse für den 
Netzzugang sind gemäß § 21a EnWG in 
Verbindung mit den Vorschriften der An-
reizregulierungsverordnung am wettbe-
werbsanalogen Preis ausgerichtet, der 
sich unternehmensintern in der Maxime 
möglichst kosteneffizienter Leistungser-
bringung ausdrückt (vgl. Säcker/ Mohr/
Wolf, Konzessionsverträge im System des 
europäischen und deutschen Wettbe-
werbsrecht, S. 94). In diesem Zusammen-
hang sind die genehmigten (kalkulato-
rischen) Restwerte der Anlagen des Alt-
konzessionärs für den Bieter von Interes-
se, weil er diese im Falle des Zuschlags 
übernehmen und fortführen muss.
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Darüber hinaus sind die begehrten Aus-
künfte im Rahmen des Bieterverfahrens 
auch deshalb von maßgeblichem Inte-
resse, weil sie zur Abschätzung der nach 
§ 46 Abs. 2 Satz 2 EnWG zu entrichtenden 
angemessenen Vergütung von Bedeu-
tung sind. Nach der Rechtsprechung des 
Senats können zur Berechnung der Ver-
gütung sowohl der Ertragswert als auch 
der Sachzeitwert zu Grunde gelegt wer-
den, es sei denn, dass der Sachzeitwert 
den Ertragswert des Versorgungsnetzes 
nicht unerheblich übersteigt (Senatsurteil 
vom 16. November 1999 - KZR 12/97, 
BGHZ 143, 128, 152 ff. - Endschaftsbe-
stimmung I; Senatsbeschluss vom 3. Juni 
2014 - EnVR 10/13, RdE 2015, 29 Rn. 45 - 
Stromnetz Homberg). Der Ertragswert 
des Netzes hängt indes im Rahmen der 
nach § 4 Abs. 1, § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV 
festgelegten Erlösobergrenzen, die auf 
den neuen Netzbetreiber nach den Maß-
gaben des § 26 ARegV übergehen, maß-
geblich von der genehmigten kalkulato-
rischen Eigenkapitalverzinsung ab, die 
sich aus der Eigenkapitalquote und dem 
kalkulatorischen Restwert des Anlagever-
mögens zusammensetzt (so auch Ge-
meinsamer Leitfaden von Bundeskartell-
amt und Bundesnetzagentur zur Vergabe 
von Strom- und Gaskonzessionen und 
zum Wechsel des Konzessionsnehmers 
vom 15. Dezember 2010, Rn. 59). Nach 
§ 6 Abs. 1 Satz 1 ARegV sind die vom 
Netzbetreiber anzusetzenden kalkulato-
rischen Restwerte einer Regulierung ge-
mäß §§ 6, 32 GasNEV/StromNEV unter-
worfen. So sind die Abschreibungen nach 
§ 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Gas-NEV/Strom
NEV nach den im Zeitpunkt ihrer Errich-
tung erstmalig aktivierten Anschaffungs- 
und Herstellungskosten (historische An-
schaffungs- und Herstellungskosten) zu 
ermitteln und die Nutzungsdauern nach 
§ 6 Abs. 5 GasNEV/StromNEV in Ver-
bindung mit Anlage 1 zu diesen Vorschrif-
ten festzustellen. Auch insoweit bleibt der 
neue Netzbetreiber an die einmal in An-
satz gebrachte Nutzungsdauer einer An-
lage für die Restdauer ihrer kalkulatori-
schen Abschreibung gebunden (§ 6 Abs. 
5 Satz 2 Gas-NEV/StromNEV).

c) Entscheidend für eine solch weitgehen-
de Auskunftspflicht des Altkonzessionärs 
bereits zu Beginn des neuen Vergabe-
verfahrens spricht der Zweck des § 46 
EnWG. Diese Vorschrift soll einen Wett-
bewerb um die Netze ermöglichen. Damit 
soll - was § 46 Abs. 3 Satz 5 EnWG zeigt - 
das energiewirtschaftsrechtliche Ziel des 
§ 1 EnWG einer möglichst sicheren, 
preisgünstigen, verbraucherfreundlichen, 
effizienten und umweltverträglichen lei-
tungsgebundenen Versorgung der Allge-
meinheit mit Elektrizität und Gas erreicht 
werden. Vor diesem Hintergrund dienen 
die gegenüber der Gemeinde bestehen-
den Auskunftspflichten des § 46 Abs. 2 

Satz 4 EnWG der Information potentieller 
Bieter, damit sich andere Unternehmen 
um die Wegenutzungsrechte bewerben 
können, um damit zugleich der Gemeinde 
eine Bestenauslese zu ermöglichen (vgl. 
Senatsurteil vom 18. November 2014 - 
EnZR 33/13, ZNER 2015, 24 Rn. 17, Die 
Gemeinde 2015, S. 168 - Stromnetz 
Schierke). Nur wenn allen potentiellen 
Bietern bekannt ist, in welcher Größenord-
nung sich die angemessene Vergütung 
im Sinne des § 46 Abs. 2 Satz 2 EnWG 
bewegen wird, kann auch ein Wettbewerb 
entstehen. Die umfangreichen Netzinfor-
mationen zum Sachzeit- und Ertragswert 
dienen der gebotenen Verfahrenstrans-
parenz und Gleichbehandlung aller Bieter. 
Denn diese müssen schon für die Ent-
scheidung über die Teilnahme am Kon-
zessionsvergabeverfahren sowohl die 
Kosten ihres Angebots als auch die 
zukünftigen Erträge aus dem Netzbetrieb 
und damit die wirtschaftlichen Folgen 
einer Netzübernahme kalkulieren können, 
weil § 46 Abs. 2 Satz 2 EnWG für den Fall 
eines Obsiegens die Netzüberlassungs- 
und Vergütungspflicht unmittelbar an den 
Zuschlag der Gemeinde für einen Neu-
konzessionär anschließt. Daher ist für die 
Teilnahme am Wettbewerb die Kenntnis 
der im Erfolgsfall entstehenden Folge-
kosten notwendig, um allen Bewerbern 
eine vorherige Wirtschaftlichkeitsanalyse 
zu ermöglichen (Theobald in Danner/
Theobald, Energierecht, Stand: Septem-
ber 2013, § 46 Rn. 110 f.; Schau, NdsVBl. 
2013, 89, 93; ebenso bereits zur früheren 
Rechtslage Büttner/Templin, ZNER 2011, 
121, 128).

d) Dieses Auslegungsergebnis wird durch 
die Systematik des § 46 EnWG bestätigt. 
Diese Vorschrift sieht in Absatz 1 Satz 1 
und Absatz 2 Satz 2 vor, dass mit dem 
Zuschlag im Vergabeverfahren und dem 
Abschluss des neuen Konzessionsver-
trags kraft Gesetzes zum einen der 
Übereignungs- oder Überlassungsan-
spruch des neuen Konzessionärs gegen 
den Altkonzessionär und zum anderen 
der Anspruch des bisherigen Nutzungs-
berechtigten gegen den Neukonzes-
sionär auf Zahlung einer angemessenen 
Vergütung entstehen. Damit verbindet 
das Gesetz in § 46 Abs. 2 Satz 4 EnWG die 
- zeitlich vorangehende - Informations-
pflicht des Altkonzessionärs über die 
wirtschaftliche Situation des Netzes, die 
für eine Bewertung des Netzes im Rah-
men einer Bewerbung um den Abschluss 
des neuen Konzessionsvertrags erfor-
derlich ist. Diese Verknüpfung legt es 
nahe, dass die Informationspflicht auch 
solche Daten umfasst, die für die Be-
messung der angemessenen Vergütung 
von Bedeutung sind.
Dagegen spricht nicht, dass die Daten 
gemäß § 46 Abs. 3 Satz 1 EnWG in ge-
eigneter Form zu veröffentlichen sind. 

Daraus ergibt sich insbesondere nicht, 
dass die Auskunftspflicht in § 46 Abs. 2 
Satz 4 EnWG nicht auf vertrauliche Kal-
kulationsdaten des bisherigen Nutzungs-
berechtigten gerichtet sein kann (so aber 
Jacob, N&R 2012, 194, 198 f.; ders., 
VersorgW 2014, 76, 78). Soweit es der 
Schutz des Geschäftsgeheimnisses ge-
bietet, führt dies lediglich dazu, dass die 
Daten nicht allgemein zugänglich ge-
macht, sondern lediglich den Bietern zur 
Verfügung gestellt werden dürfen.

e) Schließlich sprechen auch die Geset-
zesmaterialien nicht gegen eine weitge-
hende Informationspflicht des Altkonzes-
sionärs. Die Einfügung des Satzes 4 in 
§ 46 Abs. 2 EnWG durch das Gesetz zur 
Neuregelung energiewirtschaftsrechtli-
cher Vorschriften vom 26. Juli 2011 (BGBl. 
I S. 1554) sollte den Informationsan-
spruch der Gemeinde gegenüber dem 
aktuellen Netzbetreiber anlässlich des 
Auslaufens eines Konzessionsvertrags 
ausdrücklich gesetzlich verankern, nach-
dem dieser Informationsanspruch, ob-
wohl er sich auch aus dem Konzessions-
vertrag als ungeschriebene Nebenpflicht 
ableiten lässt, in der Praxis von Netz-
betreibern häufig bestritten worden war 
(BT-Drucks. 17/6072, S. 88). Zugleich 
sollte dies der diskriminierungsfreien und 
effizienten Durchführung des Ausschrei-
bungsverfahrens dienen, um den Wettbe-
werb um die Vergabe der Konzession 
sicherzustellen (BT-Drucks. 17/6072, 
aaO). Über den Umfang des Informa-
tionsanspruchs verhalten sich die Geset-
zesmaterialien dagegen nicht. Insbe-
sondere kann aus der in anderem Zusam-
menhang, nämlich im Hinblick auf das 
Vorliegen einer Wettbewerbsbeschrän-
kung durch Nichterfüllung des Informa-
tionsanspruchs, erfolgten Erwähnung des 
Gemeinsamen Leitfadens von Bundes-
kartellamt und Bundesnetzagentur zur 
Vergabe von Strom- und Gaskonzessio-
nen und zum Wechsel des Konzessions-
nehmers vom 15. Dezember 2010 nicht 
geschlossen werden, dass der Gesetz-
geber sich die dort vorgeschlagene Auf-
listung der - gestuft - mitzuteilenden Daten 
im Bieterverfahren einerseits (Leitfaden, 
Rn. 25) und nach Abschluss des neuen 
Konzessionsvertrags andererseits (Leit-
faden, Rn. 57 f.) im Rahmen des § 46 Abs. 
2 Satz 4 EnWG zu eigen machen wollte. 
Zudem sind in dem Leitfaden die für das 
Bieterverfahren aufgeführten Angaben, in 
denen kalkulatorische Daten - anders als 
im anschließenden Stadium nach Ver-
tragsschluss - nicht erwähnt werden, er-
sichtlich nicht abschließend, sondern 
lediglich - was sich aus Rn. 28 des Leit-
fadens ergibt ("jedenfalls") - im Sinne von 
Minimalanforderungen gemeint.

f) Insoweit ist unerheblich, dass in diesem 
frühen Stadium des Vergabeverfahrens 
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möglicherweise noch nicht bis ins Letzte 
feststeht, auf welche Teile des Netzes sich 
der Überlassungsanspruch des § 46 Abs. 
2 Satz 2 EnWG bezieht, weil dieser nur die 
für den Betrieb der Netze der allgemeinen 
Versorgung im Gemeindegebiet notwen-
digen Verteilungsanlagen umfasst (siehe 
dazu Senatsbeschluss vom 3. Juni 2014 - 
EnVR 10/13, RdE 2015, 29 Rn. 31 ff. - 
Stromnetz Homberg) und darüber zwi-
schen dem Alt- und Neukonzessionär 
möglicherweise Streit bestehen wird. 
Diese Ungewissheit stellt allein für den 
Bieter ein gewisses, von ihm zu tragendes 
und bei seiner Kalkulation zu berück-
sichtigendes Kostenrisiko dar, das jedoch 
nicht dahingehend gegen sein Informa-
tionsbedürfnis gewendet werden kann, 
dass ihm gar keine kalkulatorischen 
Daten offengelegt werden müssten.
Entsprechendes gilt für das - von der Re-
vision zu Unrecht als übergangen gerügte 
- Vorbringen der Beklagten, die kalkulato-
rischen Netzdaten seien (allein) nicht aus-
reichend, um eine aussagefähige Ertrags-
wertberechnung vornehmen zu können, 
weil dazu als zweite Komponente auch 
der Wertbeitrag aus der Erzielung von 
Synergieeffekten einbezogen werden 
müsse, der indes erst nach der - nach Ab-
schluss des Konzessionsvergabeverfah-
rens möglichen - Aufteilung der Erlösober-
grenzen ermittelt werden könne. Das 
Berufungsgericht hat sich damit befasst, 
die Frage der Synergieeffekte aber zu 
Recht als unerheblich angesehen. Denn 
auch dieser Umstand stellt zwar für die 
Bieter eine Unsicherheit für ihre Preiskal-
kulation dar, die aber nach der tatrichter-
lichen Würdigung des Berufungsgerichts 
gleichwohl eine Abschätzung des Er-
tragswerts aufgrund der kalkulatorischen 
Netzdaten ermöglicht. Diese Würdigung 
ist aus Rechtsgründen nicht zu beanstan-
den.

g) Entgegen der Auffassung der Revision 
steht dem Auskunftsanspruch auch nicht 
entgegen, dass es sich bei den kalkula-
torischen Netzdaten um Geschäftsge-
heimnisse der Beklagten handelt.

aa) Das Berufungsgericht ist zu Recht 
davon ausgegangen, dass zwischen dem 
berechtigten Interesse der Gemeinde an 
einer umfassenden Auskunft im Sinne des 
§ 46 Abs. 2 Satz 4 EnWG und dem als 
Ausfluss der Grundrechte der Art. 12 und 
14 GG zu gewährenden Geheimnis-
schutz, insbesondere dem Schutz von 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen, 
eine Abwägung zu treffen ist. Damit wird 
zugleich der verfassungsrechtlichen An-

forderung nach praktischer Konkordanz 
Rechnung getragen (vgl. BVerfG, WuW/E 
DE-R 1715 Rn. 98; BGH, Beschluss vom 
21. Januar 2014 - EnVR 12/12, RdE 2014, 
276 Rn. 103 - Stadtwerke Konstanz 
GmbH). Hierbei ist bei der verfassungs-
konformen Auslegung des § 46 Abs. 2 
Satz 4 EnWG, der insoweit lex specialis zu 
§ 6a EnWG ist, neben dem privaten 
Interesse an effektivem Rechtsschutz und 
dem - je nach Fallkonstellation - öffent-
lichen oder privaten Interesse an Geheim-
nisschutz auch das öffentliche Interesse 
an der Information in die Abwägung ein-
zustellen (vgl. BVerfG, WuW/E DE-R 1715 
Rn. 116; BGH, Beschluss vom 21. Januar 
2014 - EnVR 12/12, aaO).

bb) Die Informationen über die kalku-
latorischen Netzdaten sind Geschäfts-
geheimnisse der Unternehmen. Die in 
Rede stehenden Daten enthalten An-
gaben zu den historischen Anschaffungs- 
und Herstellungskosten, dem Jahr ihrer 
Aktivierung, den kalkulatorischen Rest-
werten nach §§ 6, 32 GasNEV, den kal-
kulatorischen Nutzungsdauern für die 
laufende Abschreibung nach § 6 GasNEV 
und den kalkulatorischen Restwerten mit 
Stand zum 31. Dezember 2011. Diese 
Daten sind nicht offenkundig. An ihrer 
Nichtverbreitung hat der bisherige Nut-
zungsberechtigte durchaus ein anerken-
nenswertes Interesse. Die Verpflichtung 
der Gemeinden zum Schutz von Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnissen ergibt sich 
aus § 30 VwVfG, der - wie § 71 Satz 1 
EnWG zeigt - in Verfahren nach dem Ener-
giewirtschaftsgesetz anwendbar ist.
Allerdings ist der Geheimnisschutz der 
kalkulatorischen Netzdaten im Rahmen 
des Konzessionsvergabeverfahrens nach 
§ 46 EnWG von vornherein eingeschränkt. 
Mit Abschluss des neuen Konzessions-
vertrags muss der bisherige Konzes-
sionsinhaber diese Daten - was auch von 
der Beklagten nicht in Abrede gestellt wird 
- dem Neukonzessionär offenbaren, um 
die Verhandlungen über die wirtschaftlich 
angemessene Vergütung sachgerecht 
und fair führen zu können. Erst recht gilt 
dies nach Abschluss des Übereignungs- 
oder Überlassungsvertrags, damit der 
neue Netzbetreiber zur Fortführung der 
kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 
nach § 26 Abs. 1 ARegV oder zur Be-
antragung der Neufestlegung der kalen-
derjährlichen Erlösobergrenzen nach § 26 
Abs. 2 ARegV in der Lage ist.
Aufgrund dessen ist dem bisherigen 
Netzbetreiber eine Offenlegung der kal-
kulatorischen Netzdaten bereits im Bie-
terverfahren zumutbar. Zwar erfolgt dann 

die Information gegenüber allen Bietern 
und nicht nur gegenüber dem obsiegen-
den Wettbewerber. An einer entsprechen-
den Information besteht aber - wie oben 
dargelegt - ein öffentliches Interesse, das 
das Geheimhaltungsinteresse des bishe-
rigen Nutzungsberechtigten überwiegt. 
Denn nur durch eine Information aller 
Bieter zum Sachzeit- und Ertragswert des 
ausgeschriebenen Netzes kann ein 
Wettbewerb um dieses Netz entstehen 
und wird der insoweit gebotenen Ver-
fahrenstransparenz und Gleichbehand-
lung aller Bieter Genüge getan.
Vor diesem Hintergrund hat die Beklagte 
keine konkreten Umstände dargelegt, 
wonach vorliegend der verfassungsrecht-
liche Schutz von Betriebs- und Geschäfts-
geheimnissen das öffentliche Interesse 
an einer Offenlegung der streitgegen-
ständlichen Netzdaten überwiegen wür-
de. Vielmehr hat sie sich nur pauschal auf 
die Wahrung ihrer Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse berufen, was den An-
forderungen an einen substantiierten 
Sachvortrag dazu, bei Offenlegung wel-
cher konkreten Geheimnisse sie welche 
Nachteile zu befürchten hätte (vgl. BGH, 
Urteil vom 19. November 2008 - VIII ZR 
138/07, BGHZ 178, 362 Rn. 46; Senats-
urteil vom 20. Juli 2010 - EnZR 23/09, RdE 
2010, 385 Rn. 35 - Stromnetznutzungs-
entgelt IV), nicht genügt.

cc) Danach ist allerdings nur eine 
Information der Bieter und nicht etwa der 
gesamten Öffentlichkeit erforderlich. Eine 
Veröffentlichung der kalkulatorischen 
Netzdaten auf der Homepage der Ge-
meinde ist daher von § 46 Abs. 3 Satz 1 
EnWG nicht gedeckt, weil dies mangels 
Erforderlichkeit nicht die "geeignete Form" 
im Sinne dieser Vorschrift darstellt. Soweit 
die Gesetzesmaterialien eine Veröffent-
lichung auf der Homepage für zulässig 
erachten (vgl. BT-Drucks. 17/6072, S. 88), 
kommt dem keine Bedeutung zu. Denn 
zum einen hat eine solch weitreichende 
Veröffentlichungsbefugnis im Gesetzes-
wortlaut keinen Niederschlag gefunden. 
Zum anderen sind die Materialien insoweit 
widersprüchlich, weil durch die Änderung 
des § 46 Abs. 3 Satz 1 lediglich klargestellt 
werden sollte, dass die Gemeinde die 
vom bisherigen Netzbetreiber zur Verfü-
gung gestellten Daten im Rahmen der 
Ausschreibung allen potentiellen Bewer-
bern zur Verfügung stellen muss (vgl. BT-
Drucks. 17/6072, aaO); dies bedingt aber 
nur eine Information der Bewerber und 
gerade nicht der gesamten Öffentlichkeit.



204 Die Gemeinde SH 7+8/2015

Aus dem Landesverband

Verwaltungsgericht Schleswig 
weist Musterklagen von Landkreisen
ab - Keine Schulkostenbeiträge von
Gemeinden
Die 9. Kammer des Schleswig-Holsteini-
schen Verwaltungsgerichts hat am 8. Juli 
2015 zwei Musterklagen wegen Beteili-
gung der Wohnsitzgemeinden an der 
Finanzierung von Förderzentren mit dem 
Schwerpunkt „Geistige Entwicklung“ ab-
gewiesen.
In beiden Verfahren machen die Kreise 
Ansprüche auf Zahlung von Schulkosten-
beiträgen gegen kreisangehörige Ge-
meinden geltend. Die Kreise sind Träger 
von Förderzentren mit dem Schwerpunkt 
„Geistige Entwicklung“, die von Kindern 
aus den beklagten Gemeinden besucht 
werden.
Die Förderzentren mit dem Schwerpunkt 
„Geistige Entwicklung“ stehen anders - 
als allgemeinbildende Schulen oder För-
derzentren mit dem Schwerpunkt „Ler-
nen“ - in der originären Trägerschaft der 
Kreise. Diese haben bislang von den Ge-
meinden dafür keine Schulkostenbeiträge 
erhoben, sondern sie aus eigenen Mitteln, 
d.h. im Wesentlichen über die Kreisum-
lage finanziert. Landesweit geht es um 
Beträge zwischen 15 und 20 Millionen 
Euro.
Ausgangspunkt des Streits bildet die 
Neufassung der Rechtsgrundlage über 
Schulkostenbeiträge im Jahr 2007 (§ 111 
Abs. 1 Satz 1 SchulG).
Seit dem Jahr 2012 vertritt das zuständige 
Bildungsministerium eine andere Auffas-
sung als noch im Jahr 2007. Damals ging 
das Bildungsministerium davon aus, dass 
sich an der bisherigen Rechtslage durch 
die Neufassung nichts geändert hat. 
Heute geht es davon aus, dass die Vor-
schrift auch Ansprüche der Kreise gegen 
die Städte und Gemeinden begründet, in 
denen die in den Förderzentren „Geistige 
Entwicklung“ beschulten Kinder wohnen.
Die Kammer hat die Klagen abgewiesen. 
Sie folgt damit der Auffassung der Ge-
meinden.
Die Kammer hat sich mit dem Wortlaut der 
Vorschrift befasst. Danach könnte der 
Wortlaut für sich genommen zwar den 
Anspruch rechtfertigen. Sowohl die Syste-
matik der gesetzlichen Regelungen, der 
Sinn und Zweck der Vorschrift als auch 
insbesondere die Entstehungsgeschichte 
haben die Kammer allerdings zu einer 
einschränkenden Auslegung bewogen. 

Infothek

Gemeint sind nur die Förderzentren in 
gemeindlicher Trägerschaft.
Mit der Regelung des § 111 Abs. 1 SchulG 
sei beabsichtigt, dass Gemeinden einen 
Ausgleich für ersparte Aufwendungen 
leisten, wenn Kinder Schulen oder Förder-
zentren im Bereich anderer Gemeinden 
besuchten. Die Wohnsitzgemeinden 
müssten dann einen Ausgleich leisten, 
wenn sie selbst Träger der betroffenen 
Schulart sein könnten. Das sei aber bei 
den Förderzentren mit Schwerpunkt 
„Geistige Entwicklung“ nicht der Fall, die 
als überörtlich wahrzunehmende Aufgabe 
in originärer Trägerschaft der Kreise stün-
den. Für solche Aufgaben müssten die 
Kreise auch selbst die Kosten tragen und 
könnten sich nicht zu 100 % bei den Ge-
meinden refinanzieren. Nach der vor 2007 
geltenden Fassung sei dies eindeutig ge-
wesen; wie sich aus den Gesetzesma-
terialien ergebe, habe sich daran nichts 
ändern sollen.
Gegen das Urteil kann binnen eines 
Monats nach Zustellung die vom Verwal-
tungsgericht wegen Grundsatzbedeu-
tung zugelassene Berufung beim Schles-
wig-Holsteinischen Oberverwaltungs-
gericht eingelegt werden (Aktenzeichen 9 
A 162/14 und 9 A 300/14).

Studie: E-Mobilität in Kleinstädten 
und im ländlichen Raum besonders 
verbreitet
Die Mehrheit der Nutzer von E-Mobilen 
lebt in einem kleinstädtischen bis länd-
lichen Umfeld. Lediglich knapp jeder 
Fünfte der Befragten lebt in einer größeren 
Stadt mit mehr als 100.000 Einwohnern. 
Über die Hälfte wohnt sogar in Klein-
städten und Landgemeinden mit einer 
Größe von weniger als 20.000 Einwoh-
nern. Zu diesem Ergebnis kommt eine 
aktuelle Studie des Instituts für Verkehrs-
forschung am Deutschen Zentrum für 
Luft- und Raumfahrt.
Der Studie zufolge ist - trotz ausgepräg-
tem Umweltbewusstsein - die Zahl der 
Haushalte, die neben einem Elektroauto 
noch einen weiteren Pkw besitzen, relativ 
hoch: Vier von fünf Personen gaben dies 
in der Befragung an. Allerdings: Die Hälfte 
der Halter hatten vor der Anschaffung 
eines Elektrofahrzeugs zwei herkömm-
liche Pkws und haben eines dieser Fahr-

zeuge bewusst durch ein elektrisches 
Auto ersetzt. Eine untergeordnete Rolle 
bei der Kaufentscheidung spielten exter-
ne Anreize, wie die Befreiung von der Kfz-
Steuer oder kostenloses Parken und 
Aufladen. Dagegen dominieren das Inte-
resse an der innovativen Fahrzeugtech-
nologie und der Reduzierung der Umwelt-
belastung die Beweggründe für die 
Anschaffung eines E-Fahrzeugs – sowohl 
bei den privaten als auch bei den ge-
werblichen Nutzern. Aber auch günsti-
gere Energiekosten pro Kilometer und der 
Fahrspaß am Elektroantrieb bewegten die 
Nutzer zum Kauf eines Elektro-Autos.
Ein weiteres interessantes Ergebnis der 
Studie: Weder private noch gewerbliche 
Nutzer messen Lademöglichkeiten im 
öffentlichen Straßenraum viel Bedeutung 
zu. Lediglich jeder fünfte Befragte gab an, 
mindestens einmal wöchentlich eine öf-
fentliche Ladesäule zu nutzen. Vorherr-
schend ist allerdings der Wunsch nach 
Schnellladepunkten im (halb-)öffentlichen 
Raum. Die deutliche Mehrheit bewertet 
diese Möglichkeiten als absolut notwen-
dig.
Die gewerblichen E-Fahrzeug-Nutzer sind 
mehrheitlich kleine Unternehmen mit 
maximal 49 Mitarbeitern und neun Fahr-
zeugen (inklusive dem E-Auto). Dies 
widerspricht der oft geäußerten Erwar-
tung, dass vor allem große Unternehmen 
mit großen Fahrzeugflotten die Treiber der 
Elektromobilität darstellen würden. Knapp 
über die Hälfte der gewerblichen Fahr-
zeuge kommen in großen und mittleren 
Städten zum Einsatz.
Die Studie räumt letztlich mit dem Vorurteil 
auf, dass die Elektromobilität vor allem ein 
Thema für die Großstädte ist. Es wird 
deutlich, dass die Elektromobilität ein 
großes Potenzial in den Kleinstädten und 
im ländlichen Raum hat – etwa beim 
Einsatz in kleinen und mittelständischen 
Unternehmen oder bei den täglichen 
Wegen zwischen Arbeit und Wohnsitz. 
Hier sollte auch die weitere Förderung der 
E-Mobilität ansetzen. Dazu gehört eine 
dezentrale Förderung von E-Auto-Flotten 
der öffentlichen Hand, aber auch im 
Bereich der kleinen und mittelständischen 
Unternehmen. Weiteres Potenzial für die 
Elektromobilität besteht etwa im Bereich 
des Lieferverkehrs, der Pflegedienste, der 
Taxiflotten und des Car-Sharings. Deshalb 
sollte die im Aktionsprogramm Klima-
schutz 2020 der Bundesregierung vor-
geschlagene Sonderabschreibung für 
gewerblich genutzte Elektrofahrzeuge, 
die zuletzt auch die Wirtschaftsminis-
terkonferenz gefordert hat, aufgegriffen 
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werden. Anreize für die Nutzung der Elek-
tromobilität für den täglichen Weg zwi-
schen Arbeit und Wohnsitz wären zudem 
sinnvoll. Hierzu sollten -  anknüpfend an 
die Ergebnisse der Studie - gezielt die 
Schnellladepunkte im (halb-)öffentlichen 
Raum gefördert werden, indem hierfür 
auch entsprechende Förderungen, etwa 
durch eine Sonderabschreibung für den 
Aufbau dieser Ladeinfrastruktur, erfolgen.
Die vollständige Studie des Deutschen 
Zentrums für Luft- und Raumfahrt kann im 
Internet unter der Adresse www.dlr.de 
abgerufen werden.

Termine:

09. September 2015: Bau-, Planungs- 
und Umweltausschuss des SHGT
09. September 2015: Effektives Arbeiten 
in Bauhof und Gemeinden 
09. September 2015: 12. Norddeutsche 
Kanalsanierungs-Tage 
15. September 2015: KomFIT 2015 
17. September 2015: Bürgermeister-
fachkonferenz 2015, Duvenstedt 
22. September 2015: Besprechung der 
Geschäftsführer der Kreisverbände des 
SHGT

24. September 2015: Schul-, Sozial- und 
Kulturausschuss des SHGT
29. September 2015: Bürgervorsteher-
tagung 
29. September 2015: Rechts-, Verfas-
sungs- und Finanzausschuss des SHGT
06. Oktober 2015: Landesvorstand SHGT 
07. Oktober 2015: 7. Klima- und Ener-
giekonferenz des SHGT 
13. November 2015: Delegiertenver-
sammlung des SHGT 

In seiner Sitzung am 20. Mai 2015 konnte 
sich der Landesvorstand mit dem erfolg-
reichen Abschluss mehrerer schwieriger 
Verhandlungsprozesse befassen, die die 
Geschäftsstelle des Gemeindetages in 
den vorhergehenden Wochen mit der 
Landesregierung geführt hatte.
So bestätigte der Landesvorstand die 
Einigung zwischen Landesregierung und 
Kommunen im Rahmen des Flüchtlings-
paktes. Diese Einigung bringt den kreis-
angehörigen Kommunen eine neue Inte-

SHGT Landesvorstand tagte im 
Mai 2015

grationspauschale von 900,00 Euro pro 
Flüchtling und damit zusammen mit 
neuen Koordinierungsstellen für die Krei-
se eine deutlich bessere finanzielle Unter-
stützung des Landes für die Integration 
der Flüchtlinge. Außerdem sagt das Land 
eine Aufstockung der Erstaufnahme-
einrichtungen mit dem Ziel zu, die Flücht-
linge künftig dort mindestens sechs 
Wochen lang unterzubringen und von 
Anfang an den Flüchtlingen Sprach- und 
Integrationsunterricht zukommen zu las-

sen. Wichtig ist außerdem die Zusage des 
Landes, künftig Flüchtlinge mit offensicht-
lich unbegründeten Asylanträgen nicht 
mehr auf die Kreise weiter zu verteilen.
Ebenso bestätigte der Landesvorstand 
den Abschluss der Verhandlungen mit 
dem Sozialministerium über die künftige 
Finanzierung des Krippenausbaus. Diese 
bringt den Gemeinden deutlich höhere 
finanzielle Mittel im Rahmen des zusätz-
lichen Konnexitätsausgleiches für den 
Krippenausbau. Die auf dieser Grundlage 
den Kommunen zustehende Summe wird 
im Ergebnis von rund 10 Mio. Euro im Jahr 
2014 auf rund 37 Mio. Euro im Jahr 2015 
ansteigen. In den Folgejahren wird diese 
Summe weiter im Umfang von etwa 7 Mio. 
Euro pro Jahr ansteigen. 

Der Zweckverbandsausschuss des 
Schleswig-Holsteinischen Gemeindeta-
ges tagte im Rahmen seiner alljährlich 
stattfindenden Sitzung am 13. Mai 2015 
im Haus der kommunalen Selbstverwal-
tung in Kiel. Aus der aktuellen politischen 
Lage auf Bundes-, Landes- und kommu-
naler Ebene heraus ergaben sich drei Be-
ratungsschwerpunkte. Zunächst befass-
te sich der Ausschuss - wiederholt - mit 
der Umsatzbesteuerung der öffentlichen 
Hand für sogenannte Beistandsleistun-
gen im Rahmen der interkommunalen 
Zusammenarbeit. Nach einem Urteil des 
Bundesfinanzhofes (BFH) aus dem Jahre 
2012 ergab sich die Situation, dass weite 
Teile der Zusammenarbeit von Kommu-
nen auf rein öffentlich-rechtlicher Ebene 
umsatzsteuerpflichtig wurden. Betroffen 
sind etwa die Inanspruchnahme von Bau-
hofleistungen oder das Vermieten von 
Turnhallen an eine benachbarte Gemein-

Zweckverbandsausschuss des SHGT 
tagte am 13. Mai 2015 in Kiel

de. Intensive Gespräche der Kommu-
nalen Spitzenverbände auf Landes- und 
Bundesebene haben dazu geführt, dass 
ein Nichtanwendungserlass die beste-
hende Praxis zugunsten rein öffentlich-
rechtlicher Kooperationen zunächst si-
chert. Langfristig soll diese Form der 
Kooperation durch einen neuen § 2b Um-
satzsteuergesetz (UStG) privilegiert wer-
den. Der nunmehr vorliegende Gesetz-
entwurf soll zügig verabschiedet werden; 
mit der dritten Lesung wird bereits im 
September 2015 gerechnet. Die Aus-
schussmitglieder begrüßten den vorlie-
genden Gesetzentwurf.
Ein weiterer Beratungsschwerpunkt ergab 
sich aus dem teilweise zu beobachtenden 
Trend, wonach sich einzelne Gemeinden 
aus Kostengründen aus ihren Schulver-
bänden herauslösen. Aus der Beobach-
tung einiger Ausschussmitglieder aus 
dem ländlichen Raum heraus wird die 

Situation dadurch verschärft, dass gerade 
in dünn besiedelten Gebieten zwischen 
den Schulen ein erheblicher Konkurrenz-
kampf um die verbleibenden Schüler 
stattfindet. Diese Beobachtungen zeigen, 
dass der Zusammenhalt innerhalb der 
Schulverbände und die Entwicklung der 
Schulkostenbeiträge miteinander verbun-
den sind.
Schließlich berieten die Ausschussmit-
glieder über den Sachstand zur Einfüh-
rung einer Schulischen Assistenz und 
über die zum Zeitpunkt der Sitzung noch 
offene Frage, wer die Assistenten an-
stellen würde. Hierbei wurde deutlich, 
dass eine große Mehrheit der Schulträger 
eine eigene Anstellung nicht befürwortet. 
Unklarheiten bei der finanziellen Erstat-
tung und der schwankende Bedarf für den 
Einsatz schulischer Assistenten innerhalb 
eines Schulträgers waren die wesentli-
chen Gründe, die von den Ausschussmit-
gliedern vorgetragen wurden. Erst kurz 
nach dem Sitzungstermin hatte sich das 
Land bereit erklärt, die Schulischen As-
sistenten selbst anzustellen.

Daniel Kiewitz
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Zur Kenntnis nehmen konnte der Landes-
vorstand ebenfalls die nunmehr bekun-
dete Bereitschaft des Landes, selbst die 
notwendigen Anstellungsverhältnisse für 
die schulischen Assistenten an den 
Grundschulen zu schaffen. So kann auch 
gewährleistet werden, dass alle Schulen 
gleich behandelt werden. Viele Schul-
träger hatten befürchtet, dass sie bei der 
Einführung der schulischen Assistenz be-
nachteiligt werden, wenn der Schulträger 
nicht selbst zur Übernahme der Anstel-
lungsträgerschaft bereit ist. Der Gemein-
detag konnte sich mit der Landesre-
gierung auf ein Optionsmodell einigen, in 
dessen Rahmen das Land selbst die 
Anstellungsträgerschaft dort übernimmt, 
wo der Schulträger dies nicht möchte. 
Entscheidend ist, dass es sich um eine 
Aufgabe des Landes handelt, die des-
wegen auch vom Land finanziert wird. 
Daher sollte auch die Durchführung der 
Aufgabe beim Land liegen.

Weiteres Thema der Sitzung war die Um-
setzung des Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetzes des Bundes. Der Bund 
unterstützt in den Jahren 2015 bis 2018 
kommunale Investitionen in bestimmte 
Einrichtungen mit bis zu 90 %. Dafür steht 
eine Summe von 99,5 Mio. Euro in Schles-
wig-Holstein bereit. Allerdings macht der 
Bund die Vorgabe, dass dies nur für 
finanzschwache Kommunen möglich ist 
und auch nur für bestimmte Investitions-
zwecke zulässig ist. Die Details muss das 
Land regeln. Der Landesvorstand be-
schloss einen detaillierten Vorschlag da-
für, wie der Kreis der finanzschwachen 
Kommunen zu bestimmen ist. Insbeson-
dere hält der Landesvorstand es für zu 
eng gewählt, nur die Empfänger der 
Haushaltskonsolidierungshilfe und nur 
Empfänger von Fehlbetragszuweisungen 
über 80.000 Euro als finanzschwach zu 
bezeichnen.
Weiteres Schwerpunktthema der Sitzung 

war der Windkraftausbau. Der Landesvor-
stand begrüßte den von der Landesregie-
rung angekündigten Gesetzesvorschlag 
zur Einführung einer gesetzlichen Ver-
änderungssperre mit Ausnahmemöglich-
keit. Dadurch können viele Kommunen 
darauf verzichten, zur Sicherung ihrer 
Rechtsposition in eine kurzfristige neue 
Flächennutzungsplanung einzutreten. 
Außerdem wird dadurch Zeit gewonnen 
für den Beginn einer neuen landespla-
nerischen Ausweisung von Windkraftge-
bieten. Der Landesvorstand beschloss 
außerdem die Erwartung, dass Wege ge-
funden werden, um im weiteren Planungs-
prozess den durch Bürgerentscheide 
oder Beschlüsse von Gemeindevertre-
tungen artikulierten Bürgerwillen zum Ob 
der Windkraft im jeweiligen Gemeindege-
biet auch künftig Geltung zu verschaffen.

Jörg Bülow

Bundesbauministerin Dr. Barbara Hen-
dricks hat Bürgermeister Michael Koch 
und der Rathausmitarbeiterin Birgit Boller, 
die federführend die Projektbeantragung 
begleitet hat, als Vertreter der Gemeinde 
Malente als ausgewählte Modellkom-
mune in Berlin gratuliert. Malente hatte 
sich mit 75 anderen Kleinstädten aus 
ganz Deutschland um die Teilnahme als 
Modellvorhaben am Forschungsfeld „Po-
tenziale von Kleinstädten in peripheren 
Lagen“ beworben. Als Modellvorhaben 
erhält Malente in den nächsten drei Jah-
ren finanzielle und fachliche Unterstüt-
zung für einen beteiligungsorientierten 
Zukunftsprozess.
Malentes Bürgermeister Michael Koch 
freute sich über die Jury-Entscheidung 
und sagte mit Blick auf die Schwerpunkt-
themen Tourismus, Gesundheit, Techno-
logie sowie Sport mit dem Geist von Ma-
lente: "Jetzt spielen wir in der Bundesliga."
Peripher gelegene Kleinstädte werden 
vielfach kaum beachtet und häufig un-
terschätzt. Dabei übernehmen Städte und 
Gemeinden wie Malente wichtige Funk-
tionen als Wohn- und Arbeitsstandorte, 
als Orte der Versorgung, Begegnung und 
Bildung. Aber sie stehen heute auch oft 
vor typischen Herausforderungen wie Ab-
wanderung, Leerstand und Versorgungs-
lücken, etwa bei der medizinischen Ver-
sorgung. In vielen dieser Städte wird es 
zunehmend schwieriger, wichtige Infra-
strukturen und Angebote dauerhaft zu 
sichern.

Gemeinde Malente als bundesweites 
Modellvorhaben ausgewählt

Bundesbauministerin Hendricks im Gespräch mit Bürgermeister Michael Koch 
und Birgit Boller

für ihre Entwicklung gezielt zu nutzen. 
Dabei leisten acht von einer unabhän-
gigen Jury ausgewählte Modellvorhaben 
Pionierarbeit. Leitfragen des Forschungs-
felds sind: Welche spezifischen Möglich-
keiten, welche Besonderheiten, welche 
Stärken haben Kleinstädte wie Malente? 
Was können die Städte tun, um diese Po-
tenziale zu erschließen und optimal aus-
zuschöpfen? Und inwieweit lassen sich 
die Erkenntnisse aus den Modellvorha-

Das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz, Bau und Reaktorsicherheit und 
das Bundesinstitut für Bau-, Stadt-, und 
Raumforschung haben daher im Rahmen 
des Programms Experimenteller Woh-

nungs- und Städtebau (ExWoSt) ein 
neues Forschungsfeld gestartet, um 
Handlungsspielräume und bisher unent-
deckte Entwicklungspotenziale peripher 
gelegener Kleinstädte auszuloten sowie 

ben auf andere peripher gelegene Klein-
städte übertragen? 
“Dabei sollen Bürgerinnen und Bürger, 
Bürgermeister, Stadtplaner, Verwaltun-
gen, die Privatwirtschaft sowie Vereine 
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und Verbände mitwirken. Ein besonderes 
Augenmerk werde auf die Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen gelegt", 
erläuterte Bürgermeister Michael Koch.
Malente wird sich mit sieben anderen 
Kleinstädten in Deutschland als Modell-
vorhaben an diesem Prozess beteiligen. 
Malente ist die einzige Kommune aus 
Norddeutschland in diesem Forschungs-
vorhaben. Die anderen Kommunen kom-
men u. a. aus Sachsen, Thüringen, Rhein-

land-Pfalz und Baden-Württemberg. 
Begleitet von einem Forschungsteam 
werden Politik, Verwaltung und Bürger-
schaft unterschiedliche Zukunftsszena-
rien der Stadtentwicklung diskutieren, um 
daraus wichtige Weichenstellungen für 
Malente abzuleiten. Die Unterstützung für 
Personal- und Sachmittel vor Ort beträgt 
50.000 Euro.
Bereits einen Tag nach der Juryentschei-
dung konnte Bürgermeister Michael Koch 

am Freitag den mehr als 100 Teilnehmern 
der Auftaktveranstaltung des For-
schungsfelds in Berlin die Ideen und An-
sätze aus Malente vorstellen. Die Ver-
anstaltung wurde vom Parlamentarischen 
Staatssekretär im Bundesbauministerium 
Florian Pronold eröffnet.
Weitere Informationen zum Projekt sind im 
Internet unter der Adresse www.exwost-
kleinstaedte.de abrufbar.

Bürgermeister Michael Koch

Der Hauptausschuss des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes hat am 16. 
Juni 2015 den Norderstedter Oberbürger-
meister Hans-Joachim Grote zum I. Vize-
präsidenten des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes gewählt. Herr Grote hat 

Nach der Wahl der neuen Verbandsspitze des DStGB (v.l.n.r.): Jochen von Allwörden 
(Städteverband Schleswig-Holstein), Roland Schäfer (Präsident des DStGB), 
Hans-Joachim Grote (I. Vizepräsident des DStGB), Jörg Bülow (Schleswig-Hol-
steinischer Gemeindetag).

Oberbürgermeister Grote zum 
I. Vizepräsidenten des DStGB gewählt

seine Amtszeit am 01.07.2015 angetre-
ten. Oberbürgermeister Grote ist Vorsit-
zender des Städtebundes Schleswig-
Holstein. Damit rückt nach dem damali-
gen Landesvorsitzenden des Schleswig-
Holsteinischen Gemeindetages Volker 

Dornquast (Vizepräsident des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes 2008/
2009) abermals ein schleswig-holsteini-
scher Bürgermeister an die Spitze des 
Dachverbandes von rund 11.000 Städten 
und Gemeinden in Deutschland. Der 
Schleswig-Holsteinische Gemeindetag 
hat die Kandidatur von Oberbürgermeis-
ter Grote unterstützt und gratuliert ihm 
herzlich zu dieser Wahl.
Oberbürgermeister Hans-Joachim Grote 
ist seit 1998 Bürgermeister von Norder-
stedt und seit Mai 2003 Vorsitzender des 
Städtebundes Schleswig-Holstein. Er ist 
außerdem seit November 2012 Vizepräsi-
dent des Rates der Gemeinden und Re-
gionen Europas (RGRE).
Zum Präsidenten des Deutschen Städte- 
und Gemeindebundes für die Amtszeit 
vom 01.07.2015 bis 31.12.2017 wurde 
Bürgermeister Roland Schäfer (Bergka-
men) gewählt. Herr Schäfer war bereits 
mehrfach Präsident des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes.
Im Rahmen dieser Hauptausschusssit-
zung des Deutschen Städte- und Ge-
meindebundes in Bonn wurde der lang-
jährige Präsident bzw. I. Vizepräsident des 
DStGB, Herr Christian Schramm (Ober-
bürgermeister der Stadt Bautzen), verab-
schiedet. Christian Schramm war seit 
2002 im 2 ½-jährlichen Wechsel Präsident 
bzw. I. Vizepräsident des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes und hat 
sich in dieser Zeit große Verdienste um die 
Interessenvertretung der Städte und Ge-
meinden in Deutschland erworben.

In diesem Jahr stehen zwei Themen im 
Fokus unserer Veranstaltung. Wir werden 
uns damit beschäftigen, wie die Kommu-
nalverwaltungen möglichst ohne großen 
eigenen Aufwand leistungsfähige und 
bürgerfreundliche Online-Services im 

KomFIT 2015 
E-Government in Schleswig-Holstein - bürgerfreundlich und sicher, 15.09.2015, 
Halle 400 in Kiel

Internet anbieten können, um damit ihre 
Effizienz weiter steigern zu können. Dabei 
darf natürlich auch die Sicherheit der 
Systeme nicht außer acht gelassen wer-
den. Wie der erfolgreiche Angriff auf die 
Zulassungsstellen in Hessen und Rhein-

land-Pfalz zeigt, geraten auch die Kom-
munen ins Visier der Hacker. Daher 
widmen wir uns im zweiten Schwerpunkt 
der Verbesserung der IT-Sicherheit, 
einschließlich den dabei hinderlichen 
menschlichen Schwächen, und präsen-
tieren Vorschläge wie sich die Kommunal-
verwaltungen in Schleswig-Holstein ge-
meinsam auf den Weg machen können, 
dauerhaft ein angemessenes und gleich-
mäßiges Sicherheitsniveau zu erreichen.
Neu in diesem Jahr haben wir eine Reihe 
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von Vorträgen unserer Premiumspon-
soren in das Programm aufgenommen. 
Diese Vorträge werden meist gemeinsam 
mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus 

Kommunalverwaltungen gestaltet. Da-
durch können Sie direkt von den Praxis-
erfahrungen Ihrer Kolleginnen und Kol-
legen profitieren. Sichern Sie sich schon 

jetzt Ihren Platz und nutzen Sie unser 
Formular für die Anmeldung per E-Mail 
über www.komfit.de

Fünf außerschulische Lernorte wurden 
am 28. Mai 2015 in Mölln von der Lan-
desregierung Schleswig-Holstein als Bil-
dungseinrichtung für Nachhaltigkeit aus-
gezeichnet. Mit dabei: der azv Südhol-
stein. Bereits zum zweiten Mal erhielt das 
Kommunalunternehmen das begehrte 
Zertifikat. 
„Die erneute Auszeichnung ist eine 
schöne Bestätigung unserer Arbeit“, so 
Ute Hagmaier, Referentin für Umwelt und 
Bildung beim azv Südholstein. Gemein-
sam mit Julia Weilbeer, Geschäfts-
bereichsleiterin Produktion, nahm sie die 
Urkunde entgegen. Umweltminister Ro-
bert Habeck überreichte die Zertifikate: 
„Der azv setzt die Prinzipien der Bildung 
für Nachhaltigkeit nicht nur in der Zusam-
menarbeit mit Schulen und Kindergärten 
um, sondern auch in der beruflichen Bil-
dung“, hob der Minister lobend hervor. 
Dabei geht das Unternehmen auch un-
gewöhnliche Wege: Als „Energiedetek-
tive“ sind die Auszubildenden auch schon 
mal in Kitas unterwegs und erklären den 
Kleinen, wie der Klimawandel funktioniert 
oder was es mit dem Wasserkreislauf auf 
sich hat. 
Das Zertifizierungsverfahren wird gemein-
sam vom Umwelt-, vom Bildungs- und 
vom Sozialministerium des Landes 
Schleswig-Holstein getragen. Eine Kom-
mission begutachtet die Arbeit der Be-
werber und prüft, ob die Bildungsange-
bote das Leitbild einer nachhaltigen, 
zukunftsfähigen Entwicklung unterstüt-
zen. Das pädagogische Konzept und 
dessen praktische Umsetzung sind na-

türlich Hauptkriterien der Prüfung, aber 
damit ist es nicht getan: Auch das Leitbild, 
die fachliche Qualifizierung, die begleiten-
de Öffentlichkeitsarbeit, die Verankerung 
des Bildungsthemas innerhalb des Unter-
nehmens oder der Organisation sowie 
das allgemeine Engagement der Bewer-
ber für ökologisches und sozialverträg-
liches Wirtschaften spielen eine Rolle. Der 

azv Südholstein konnte erneut in all die-
sen Bereichen überzeugen. Im Jahr 2010 
war das Unternehmen erstmals als Bil-
dungseinrichtung für Nachhaltigkeit aus-
gezeichnet worden.
Ursprünglich ein Konzept aus Schleswig-
Holstein, gibt es die Zertifizierung mittler-
weile außer in Bremen in allen norddeut-
schen Bundesländern. Seit dem ver-
gangenen Jahr firmiert daher auch die 
„Norddeutsche Partnerschaft zur Unter-
stützung der UN-Dekade Bildung für 
nachhaltige Entwicklung (NUN)“ als Her-
ausgeber der Urkunden. Das Zertifikat ist 
fünf Jahre gültig.

Stolze Preisträger mit Umweltminister Habeck (hinten, 4.v.r.). Der azv war mit 
Julia Weilbeer (hinten, 2.v.l.) und Ute Hagmaier (hinten, 3.v.l.) sowie den 
Auszubildenden Jörn Ladiges (hinten, 1.v.l.) und Christian Richelmann (vorn, 1.v.l.) 
vertreten. Foto: „azv/Augstein“

Ein Klärwerk macht Schule

Landesregierung zeichnet azv Südholstein aus

Gemeinden und ihre Feuerwehr

Frühzeitige und überall verfügbare War-
nungen vor Unwettern können Leben ret-

Kostenlos und werbefrei: Neue App 
des DWD warnt vor Wettergefahren

ten und Schäden vermeiden. Deshalb er-
weitert der Deutsche Wetterdienst (DWD) 

sein Informationsangebot bei Wetterge-
fahren um eine amtliche „WarnWetter-
App“ für Smartphones und Tablets. „Mit 
der WarnWetter-App des DWD kommen 
Unwetterwarnungen und Wetterinfos nun 
direkt auf das Smartphone oder das 
Tablet - ob Zuhause oder unterwegs, ob 
bei der Arbeit, beim Sport oder in der 



Freizeit. Mit den individuell konfigurier-
baren Warnelementen und Warnstufen 
lässt sich die App den individuellen Infor-
mationsbedürfnissen exakt anpassen“, 
betont zum Start des neuen Angebots 
Alexander Dobrindt, Bundesminister für 
Verkehr und digitale Infrastruktur, zu des-
sen Geschäftsbereich der DWD gehört. 
Zielgruppen der kostenlosen und werbe-
freien App des DWD sind die gesamte 
Bevölkerung in Deutschland, aber auch 
spezialisierte Nutzer wie Einsatzkräfte der 
Katastrophenhilfe. Die App ist unter dem 
Stichwort ‚WarnWetter' in den Stores von 
Google und Apple abrufbar. Nationale 
und lokale Wetter- und Unwetterinfor-
mationen auf einen Blick. Die Nutzer der 
neuen App des nationalen Wetterdienstes 
können aus einem so bisher nicht ver-
fügbaren meteorologischen Baukasten 
auswählen, wie sie gewarnt und über die 
Wetterentwicklung informiert werden wol-
len. Für einzelne Orte lassen sich Unwet-
terwarnungen nach Kriterien wie Stark-
regen oder Sturm auswählen. Aktuelle 

Satelliten- und Wetterradarfilme, Bewöl-
kungsvorhersagen oder animierte Tem-
peraturtrends bieten eine Fülle mete-
orologische Hintergründe zur aktuellen 
Warnsituation. Die Darstellungen können 
vom europaweiten Überblick bis zum 
regionalen Ausschnitt gezoomt werden. 
Ein Warnmonitor zeigt am Wetterverlauf 
interessierten Nutzern die vorhergesag-
ten Zugbahnen gefährlicher Gewitter-
zellen oder auch die Ausbreitung von 
Schneefallgebieten. Die WarnWetter-App 
ermöglicht mehrere Orte festzulegen, für 
die man gesondert und aktiv gewarnt 
werden möchte. Einzelne Wetterphä-
nomene und Warnstufen lassen sich ein-
stellen. Zusätzlich zeigen eine Prognose 
und ein Warntrend den möglichen wei-
teren Verlauf der Wetter- und Warnlage an. 
Verändert sich die Gefahrenlage deutlich, 
meldet sich über eine zuschaltbare Alar-
mierungsfunktion das Smartphone. Bei 
überregionalen Unwetterlagen bietet die 
App weitere Information per Video. Er-
gänzende Verkehrsinformationen aus 

Google sind auf Wunsch in Android zu-
schaltbar. 
Für eine Abschätzung der aktuellen Warn-
lage ist oft die Betrachtung eines größeren 
zeitlichen und räumlichen Zusammen-
hangs sinnvoll. Die App unterstützt dies 
durch hoch aufgelöste Bilder und Filme 
des DWD-Wetterradars, des Wetter-
satelliten METEOSAT sowie Modellvor-
hersagen für die wichtigsten warnrelevan-
ten Ereignisse wie Sturm, Dauer- oder 
Starkniederschläge. Die Grafiken und 
Animationen können zum Beispiel durch 
einblendbare Legenden und detaillierte 
Erläuterungen der Warnlage ergänzt 
werden. Alle Anwendungen werden über 
Informationsseiten erläutert. 
Ein Video, in dem die WarnWetter-App 
vorgestellt wird, finden Sie im YouTube-
Kanal des Deutschen Wetterdienstes 
unter http:// www.youtube.com/dwd
derwetterdienst. 

aus: Newsletter des LFV

Die Gemeinde SH 7+8/2015 209

1. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
für Hochbaumaßnahmen: 
Kostenfreies Excel-Tool
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen (WU) 
sind in der Regel die maßgebliche Grund-
lage für den Vergleich von Beschaffungs-
varianten einer Hochbaumaßnahme. 
Entscheider der öffentlichen Hand kön-
nen mithilfe des im April 2015 veröffent-
lichten, kostenfreien Rechenmodells für 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in der 
Version 2.0 nun standardisiert und trans-
parent die Alternativen Miete, Kauf, Lea-
sing, Mietkauf sowie Öffentlich-Private-
Partnerschaften (ÖPP) mit der Eigenreali-
sierung vergleichen.
Das im Auftrag des Bundesministeriums 
der Finanzen (BMF) erstmals 2012 ent-
wickelte Standardmodell für Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen wurde für die 
öffentliche Hand entwickelt, um die 
Standardisierung und Vergleichbarkeit 
von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
voranzutreiben. Das Excel-Tool mit ein-
sehbaren Berechnungswegen wird hier-
für kostenfrei an Anwender der öffent-
lichen Hand wie auch andere Interessierte 
und Nutzer abgegeben. Das Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung-Tool 2.0 ist kosten-
frei gegen eine unterschriebene Lizenz-
vereinbarung zu beziehen. Das Tool kann 
darüber hinaus auch auf besondere 
Erfordernisse (z. B. bundeslandspezi-
fisch) angepasst werden. 

Mitteilungen des DStGB

Mehr Informationen erhalten Sie unter: 
www.partnerschaften-deutschland.de 
(Rubriken: Grundlagenarbeit / Standardi-
sierung)

2. Hinweispapier der Nieder-
sächsischen Landeskartellbehörde 
zur Konzessionsvergabe 
Die Niedersächsische Landeskartellbe-
hörde hat ihren Leitfaden „Hinweise zur 
Durchführung eines wettbewerblichen 
Konzessionsvergabeverfahrens nach 
§ 46 EnWG“ aktualisiert. Das Hinweispa-
pier dient der Anwendung und Auslegung 
des § 46 Energiewirtschaftsgesetzes für 
bevorstehende, laufende und abge-
schlossene Konzessionsvergabeverfah-
ren im Bereich der Strom- und Gasnetze. 
Damit soll vor dem Hintergrund der 
lückenhaft gesetzlichen Regelungen so-
wie zahlreicher Behörden- und Gerichts-
entscheidungen, die sich mit deren Aus-
legung auseinandergesetzt haben, mehr 
Rechtssicherheit für Kommunen und 
kommunale Unternehmen geschaffen 
und Kartell- und Wettbewerbsrechts-
verstöße vermieden werden.
Der Leitfaden beinhaltet Ausführungen 
und Hinweise zur Anwendung der für die 
Konzessionsvergabe im Strom- und Gas-
bereich einschlägigen Vorschriften des 
§ 46 Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG). 
Er ist rechtlich unverbindlich und soll als 

Orientierungshilfe und Arbeitserleichte-
rung für die mit der Durchführung von 
Konzessionsverfahren befassten Ge-
meinden dienen. Darin berücksichtigt 
wird die aktuelle Rechts- und Entschei-
dungspraxis des Bundesgerichtshofs 
und der Oberlandes- und Oberverwal-
tungsgerichte sowie der Bundeskartell-
behörde zu den Anforderungen an die 
gemeindliche Konzessionsvergabe. 
Die Textbausteine für den Inhalt eines 
(Muster-) Konzessionsvertrages hat der 
Niedersächsische Städte- und Gemein-
debund erarbeitet und bereitgestellt. Der 
neue Leitfaden ist auf der Internetseite 
des Niedersächsischen Ministeriums für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr unter 
www.mw.niedersachsen.de (Rubriken: 
Themen / Aufsicht und Recht / Wettbe
werbs- und Energiekartellrecht, Landes
kartellbehörde) abrufbar.

3. Verbessertes Förderangebot 
der KfW
Mit dem 01.10.2015 wird die bereits be-
stehende Förderung der KfW für die 
energetische Sanierung von Gebäuden 
der kommunalen und sozialen Infra-
struktur in den Programmen IKK und IKU - 
Energieeffizient Sanieren (Programme 
218 und 219) nun aktuell verbessert an-
geboten. Kommunen, kommunale und 
soziale Unternehmen profitieren von 

Quelle: DStGB aktuell



niedrigen Zinsen und Tilgungszuschüs-
sen von bis zu 17,5 Prozent, wenn sie ihre 
Gebäude auf das Niveau eines KfW-Effi-
zienzhauses sanieren oder Einzelmaß-
nahmen umsetzen. 
Neu ab 1. Oktober 2015: Auch energie-
effiziente Neubauten können über die KfW 
gefördert werden. Dafür werden die Pro-
grammvarianten 217 und 220 zur Verfü-
gung stehen. Die ab Oktober gültigen 
Merkblätter und die Anlage Technische 
Mindestanforderungen stehen im Down-
loadcenter unter www.kfw.de zur Ver-
fügung.

4. Förderaufruf des BMUB für 
innovative Klimaschutz-projekte
Das Bundesumweltministerium hat den 
neuen „Förderaufruf für innovative Klima-
schutzprojekte mit bundesweiter Aus-
strahlung“ veröffentlicht. Die Projekte 
sollen insbesondere einen Beitrag zur 
Erreichung des deutschen Klimaziels für 
2020 leisten und damit die Umsetzung 
des Aktionsprogramms Klimaschutz un-
terstützen. Mit der Nationalen Klima-

schutzinitiative initiiert und fördert das 
Bundesumweltministerium seit 2008 zahl-
reiche Projekte, die einen Beitrag zur 
Senkung der Treibhausgasemissionen 
leisten. Ihre Programme und Projekte 
decken ein breites Spektrum an Klima-
schutzaktivitäten ab: Von der Entwicklung 
langfristiger Strategien bis hin zu kon-
kreten Hilfestellungen und investiven För-
dermaßnahmen. Der Förderaufruf richtet 
sich an Kommunen, aber auch an Ver-
braucher. Gefördert werden Projekte der 
Beratung und Information, zum Kapa-
zitätsaufbau und Erfahrungsaustausch, 
zur Vernetzung, Aus- und Fortbildung 
sowie zur Qualifizierung. Projektskizzen 
können bis zum 30. September 2015 beim 
Projektträger Jülich eingereicht werden. 
Vorgesehen ist ein zweistufiges Bewer-
tungsverfahren. Die ausgewählten Pro-
jekte können voraussichtlich ab Herbst 
2016 starten.
Der Förderaufruf und weitere Informatio-
nen sind unter www.klimaschutz.de 
und
www.ptj.de/klimaschutzinitiative 
zu finden.

5. Elektronische Rechnungsstellung in 
der öffentlichen Verwaltung rückt näher
Die EU-Richtlinie 2014/55/EU über die 
elektronische Rechnungsstellung sieht 
vor, dass alle öffentlichen Auftraggeber 
bis zum Jahr 2018 elektronische Rech-
nungen annehmen und verarbeiten kön-
nen. Durch die Übermittlung strukturierter 
elektronischer Daten soll die Rechnungs-
bearbeitung schneller, sicherer und wirt-
schaftlicher erfolgen. Es gibt hierfür nun 
ein komplett ausgearbeitetes einheitli-
ches Datenformat, das als ZUGFeRD 1.0 
bezeichnet wird. Damit die elektronische 
Rechnung eingesetzt und wirksam wer-
den kann, sind vom Anwender Vorberei-
tungen bezüglich der Arbeitsabläufe zu 
treffen. Dies bezieht sich auf rechtliche 
Rahmenbedingungen, Geschäftsordnun-
gen, Prozessgestaltung oder Zuständig-
keiten. Der DStGB hält es für wichtig, dass 
kommunale Verwaltungen sich frühzeitig 
mit den hierfür anstehenden Vorberei-
tungen befassen. Umso früher können sie 
dann auch von dem hierdurch ermögli-
chten geringeren Verfahrensaufwand 
profitieren.

Personalnachrichten

Seit dem 1. Mai 2015 ist Jörg Weber neuer 
Bürgermeister von Fehmarn (Kreis Ost-
holstein). In einer Stichwahl konnte der 
SPD-Kandidat 63,1 Prozent der abge-
gebenen Stimmen für sich gewinnen. Sein 
parteiloser Konkurrent Gunnar Mehnert 
erhielt 36,9 Prozent der abgegebenen 
Stimmen. Die Wahlbeteiligung lag nach 
Angaben der Stadt Fehmarn bei 52,3 
Prozent. Zur Stimmabgabe waren rund 
11.000 Wählerinnen und Wähler aufge-
rufen. Die beiden Kandidaten hatten im 

Jörg Weber ist Fehmarns 
neuer Bürgermeister

ersten Wahlgang die meisten Stimmen 
der fünf Bewerber erhalten, die sich um 
das Bürgermeisteramt beworben hatten.
Der 47-jährige Einzelhandelskaufmann 
löst seinen Amtsvorgänger Otto-Uwe 
Schmiedt ab, der nach zwölf Amtsjahren 
in den Ruhestand geht. Damit ist Weber 
als zweiter direkt gewählter Bürgermeister 
der Stadt Fehmarn für die Belange der 
gesamten Insel zuständig.
Der SHGT gratuliert auch auf diesem 
Wege herzlich zur Wahl und wünscht dem 
neuen Amtsinhaber viel Erfolg.

Der Schleswig-Holsteinische Landtag hat 
am 15.07.2015 Marit Hansen zur neuen 
Landesbeauftragten für Datenschutz ge-
wählt. Marit Hansen war seit 2008 die 
Stellvertreterin von Dr. Thilo Weichert, der 
über zwei Amtsperioden das Amt des 
Landesbeauftragten für Datenschutz 
ausgefüllt hat.
Mit Marit Hansen wird das erste Mal in 
Deutschland eine Informatikerin Daten-
schutzbeauftragte. Nach ihrem Studium 
an der Christian-Albrechts-Universität zu 

Marit Hansen ist Schleswig-Holsteins 
neue Landesdatenschutzbeauftragte 

Marit Hansen zur neuen Landes-
beauftragten für Datenschutz gewählt

Kiel spezialisierte sich die 46-Jährige auf 
Datenschutz. Zu ihren Schwerpunkten im 
ULD gehört die Konzeption und Gestal-
tung von rechtskonformen und technisch 
realisierbaren Lösungen. Seit 20 Jahren 
arbeitet die gebürtige Schleswig-Hol-
steinerin an der Schnittstelle von Jura und 
Informatik mit dem Ziel, Datenschutz 
handhabbar zu machen und von Anfang 
an in die Systeme einzubauen.
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Amtsvorgänger Roman Hoppe gratuliert Ute Hauschild zur Wahl

Ute Hauschild ist neue 
Bürgermeisterin in Molfsee
Die Kielerin Ute Hauschild ist neue Bür-
germeisterin der Gemeinde Molfsee. Die 
bisherige Bauamtsleiterin der Gemeinde-
verwaltung hatte in der Stichwahl gegen 
ihren Konkurrenten Thiemo Lüeße deut-
lich vorne gelegen: Die 45-Jährige 
Diplom-Verwaltungswirtin erhielt 54,9 Pro-
zent der Stimmen, 1289 Wähler votierten 
für sie. 
Ihr Konkurrent Thiemo Lüeße, der SPD-
Kandidat, der von der Unabhängigen 
Wählergemeinschaft Molfsee (UWM) und 
den Grünen unterstützt wurde, kam auf 
45,1 Prozent der Stimmen. Noch in der 
ersten Runde hatte er ganz knapp vorn 
gelegen. Bei der Stichwahl waren 4106 
Wahlberechtigte aufgefordert, zur Wahl-
urne zu gehen, die Wahlbeteiligung lag 
bei 57,5 Prozent.
Ute Hauschild war als Kandidatin der 
CDU angetreten, hatte allerdings immer 
betont, dass sie eine unabhängige Kan-
didatin sei. „Ich bin überglücklich über 
das Ergebnis und danke den Molfseern, 
dass sie auch ein zweites Mal zur Wahl 

gegangen sind“, sagte die strahlende 
Siegerin am Wahlabend. Am 19.03.2015 
wurde die neue Bürgermeisterin in ihr Amt 
eingeführt. Sie ist als Nachfolgerin von 
Roman Hoppe gleichzeitig auch die lei-

tende Verwaltungsbeamtin der Amtsver-
waltung.
Der SHGT gratuliert auch auf diesem 
Wege herzlich zur Wahl und wünscht der 
neuen Amtsinhaberin viel Erfolg.

Buchbesprechungen
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Praxis der Kommunalverwaltung 
Landesausgabe Schleswig-Holstein
Ratgeber für die tägliche Arbeit aller Kom-
munalpolitiker und der Bediensteten in 
Gemeinden, Städten und Landkreisen
(Loseblattsammlung incl. 3 Online-
Zugänge / auch auf DVD-ROM erhältlich)

475. Nachlieferung, 
Preis  € 69,90
KOMMUNAL- UND SCHUL-VERLAG
65026 Wiesbaden | Postfach 3629  
Telefon (0611) 8 80 86-10  
Telefax (0611) 8 80 86 77
www.kommunalpraxis.de  
e-mail: info@kommunalpraxis.de

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) 
Lieferung enthält:
A 8 - Der Bundesstaat nach den Födera-
lismusreformen 
Von Prof. Dr. jur. Hans-Günter Henneke 
Die Darstellung wurde überarbeitet und 
an die aktuelle Rechtslage und die ver-
fassungsrechtlichen Neuregelung der 
SGB II-Organisation angepasst. 
F 3 - Verordnung über die bauliche 
Nutzung der Grundstücke (Baunutzungs-
verordnung - BauNVO)
Von Gustav-Adolf Stange 
Die Überarbeitung der Kommentierung zu 
BauNVO berücksichtigt aktuelle Gerichts-
entscheidungen sowie einschlägiges 

Schrifttum. Des Weiteren wurden die letz-
ten Änderungen in die Erläuterung der 
Vorschriften zur Baunutzungsverordnung 
aufgenommen.

476. Nachlieferung,
 Preis € 69,90

Die vorliegende 476. Lieferung enthält:
A 17 – Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO)
Mit dieser Überarbeitung wurde neben 
der Aktualisierung des Gesetzestextes  
die Überarbeitung der Kommentierung zu 
§ 47 VwGO eingefügt.
B 10 SH – Landesverordnung über die 
Kassenführung der Gemeinden nach den 
Grundsätzen der kameralen Buchführung 
und der Sonderkassen 
Von Bernhard Schmaal 
Der Beitrag wurde überarbeitet und auf 
die Grundsätze der Gemeindekassenver-
ordnung-Kameral wegen des Wahlrechts 
in Schleswig-Holstein umgestellt.
D 3 – Kommunales Energierecht
Von Prof. Dr. jur. Hans-Günter Henneke 
und Dr. Klaus Ritgen 
Die der überabeitete Beitrag, der ange-
sichts zahlreicher Gesetzesänderungen 
im Zuge der Energiewende grundlegend 
überarbeitet wurde, stellt die vielfältigen 
(rechtlichen) Instrumente vor, die den 
Kommunen zur Bewältigung ihrer wichti-

gen Aufgabenstellung im Handlungsfeld 
„Energie“ zur Verfügung stehen. 
D 15 – Gesetz zur Intensivierung der Be-
kämpfung der Schwarzarbeit und illega-
len Beschäftigung 
Von Dr. Manfred Miller
Mit der letzten Änderung des Gesetzes 
wurden die Kommentierungen zu den §§ 6 
a (Übermittlung personenbezogener Da-
ten an Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union), 10 a (Beschäftigung von Aus-
ländern ohne Aufenthaltstitel, die Opfer 
von Menschenhandel sind), 11 (Erwerbs-
tätigkeit von Ausländern ohne Genehmi-
gung oder ohne Aufenthaltstitel in 
größerem Umfang oder von minderjäh-
rigen Ausländern) und 16 (Zentrale Da-
tenbank) überarbeitet.
E 1 SH – Der kommunale Finanzausgleich 
in Schleswig-Holstein 
Von Christiane Maas 
Der Beitrag wurde mit Stand 2013 
fortgeschrieben. Sobald das reformierte 
FAG in Kraft tritt (voraussichtlich Haus-
haltsjahr 2015) wird der Beitrag komplett 
neu gefasst.
H 1 SH – Gesetz zur Ausführung des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
(AG-SGB XII)
Von Mechthild Strobach M.A.
Mit dieser Lieferung wurden die Erläute-
rungen zum AG-SGB XII auf den aktuellen 
Stand gebracht.
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477. Nachlieferung, 
Preis € 69,90

A 20 - Gesetz über Ordnungswidrigkeiten
Von Georg Köberl, Sabine Effner und Karl 
Schuff
Die Kommentierung der §§ 105 bis 133 
OWiG wurde überarbeitet und neue 
Rechtsprechung und Literatur berück-
sichtigt. Auch der Text im Zusammenhang 
wurde auf den neuesten Stand gebracht.
B 1 SH - Gemeindeordnung für Schles-
wig-Holstein (Gemeindeordnung - GO -)
Mit dieser Lieferung wurde die Kommen-
tierung zu den §§ 14 (Gebietsänderung), 
27 (Aufgaben der Gemeindevertretung), 
28 (Vorbehaltene Entscheidungen), 32 
(Rechte und Pflichten), 32 a (Fraktionen), 
33 (Vorsitz), 34 (Einberufung, Geschäfts-
ordnung), 35 (Öffentlichkeit der Sitzun-
gen), 39 (Beschlussfassung), 40 (Wahlen 
durch die Gemeindevertretung), 45 (Auf-
gaben und Einrichtung der Ausschüsse), 
45 a (Ortsteile) und 45 b (Ortsteilverfas-
sung) GO überarbeitet.
B 3 SH - Kreisordnung für Schleswig-Hol-
stein (Kreisordnung - KrO -)
Die Kommentierungen zu den §§ 16 a 
(Unterrichtung der Einwohnerinnen und 
Einwohner), 16 b (Einwohnerfragestunde, 
Anhörung), 16 c (Hilfe bei Verwaltungsan-
gelegenheiten), 16 d (Anregungen und 
Beschwerden), 16 e (Einwohnerantrag), 
16 f (Bürgerentscheid, Bürgerbegehren) 
und 16 g (Verwaltungshilfe) KrO wurden 
neu gefasst, die Kommentierungen  zu 
den §§ 22, 23, 27, 27 a, 28, 29, 30, 35, 40, 
40 b KrO aus dem Sechsten Teil (Ver-
waltung des Kreises) wurden mit dieser 
Lieferung überarbeitet.

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) 
Lieferung enthält:

Handbuch des 
Feuerbestattungswesens 
hrsg. von Professor Dr. Dr. Tade M. Spran-
ger, Frank Pasic, und Michael Kriebel, 
Richard Boorberg Verlag GmbH & Co 
KG; bestellung@boorberg.de; 
www.boorberg.de , 2014, 408 Seiten,
€ 89,– , ISBN 978-3-415-05135-5 

Das Feuerbestattungswesen wurde in 
Deutschland erstmals vor achtzig Jahren 
gesetzlich ausgestaltet. Das Feuerbestat-
tungsgesetz und die hierzu erlassene 
Durchführungsverordnung prägten in den 
folgenden Jahrzehnten maßgeblich die 

Prof. Dr. Gunnar Schwarting
Kommunales Kreditwesen
Haushaltsrechtliche Grundlagen-Schul-
denmanagement, Schuldenbremsen und 
Entschuldungshilfen
Erich Schmidt Verlag, 4., neu bearbeitete 
Auflage 2014, 270 Seiten, fester Einband, 
€ 54,00

Hochaktuelles Wissen für modernes 
kommunales Finanzmanagement
Kommunale Kreditfinanzierung hat nach 
wie vor eine außerordentliche Bedeutung 
als Beitrag für die kommunale Investi-
tionstätigkeit. Seit Erscheinen der Vorauf-
lage im Jahr 2008 hat sich jedoch vieles 
gewandelt: Neue Regelungsvorschriften 
der internationalen Bankenaufsicht haben 
den herkömmlichen Kommunalkredit ver-
ändert. Ebenso die Einführung nationaler 
und internationaler Schuldenbremsen. 
Zudem hat der rasante Anstieg der Liqui-
ditätskredite in vielen Kommunen zu er-
heblichen Verwerfungen innerhalb des 

kommunalen Sektors geführt. Derivatge-
schäfte – vor 10 Jahren noch als interes-
sante Möglichkeit des Zins- und Schul-
denmanagements angesehen – werden 
inzwischen weitaus kritischer beurteilt. In 
nahezu allen Ländern hat sich zudem die 
Doppik etabliert. 
Prof. Dr. Gunnar Schwarting trägt allen 
vorgenannten Veränderungen mit der nun 
vorliegenden Neuauflage gebührend 
Rechnung. Sein Standardwerk stellt alle 
rechtlichen und praktischen Grundlagen 
der Kreditfinanzierung zusammen. Darü-
ber hinaus sind nun auch wichtige neue 
Instrumente, die zu einem modernen 
Finanzmanagement gehören, enthalten. 
Der bewährte Aufbau wurde aus gutem 
Grund beibehalten. Im Anhang sind die  
Krediterlasse aus Schleswig-Holstein und 
Thüringen belassen worden. Ersterer wur-
de im September 2013 neu gefasst. Es 
dürfte damit der aktuellste im Bundes-
gebiet sein. Der Thüringer Erlass ist nicht 
nur der ausführlichste, sondern befasst 
sich auch sehr intensiv mit dem Einsatz 
von Derivaten. Alle übrigen Anhänge wur-
den im Hinblick auf die Aktualisierung und 
der Darstellung geändert. 

Basiswissen Vergabrecht
Ein Leitfaden für Ausbildung und Praxis
Stephan Rechten, Dr. Marc Röbke
Bundesanzeiger Verlag, Köln, 
erschienen 2014, ca. 248 Seiten, 
Softcover, ISBN: 978-3-8462-0012-4
€ 24,80 inkl. MwSt.

Der Leitfaden wendet sich an Personen, 
die sich erstmals mit dem Vergaberecht 
befassen oder einen kompakten Über-
blick über die Materie erhalten wollen. Der 
Leser wird praxisnah und allgemein ver-
ständlich in die Grundlagen und Funktions-
weisen des Vergaberechts eingeführt. 
Zusammenhänge und Verfahrensabläufe 
werden anhand von Grafiken und Ablauf-
schemata veranschaulicht. Das Kapitel 
„Service“ enthält Informationen wie z.B. die 
Adressen der Nachprüfungsinstanzen und 
der Auftragsberatungsstellen sowie Hin-
weise zu Checklisten und zu weiterführen-
den Auskünften im Internet rund um das 
Thema der öffentlichen Auftragsvergabe.
Aus dem Inhalt
• Grundlagen des Vergaberechts
• Subjektiver und objektiver Anwendungs- 

bereich
• Schwellenwerte und Wertgrenzen
• Grundsätze des Vergabeverfahrens
• Verfahrensarten
• Ablauf eines Vergabeverfahrens
• Besonderheiten der elektronischen 

Vergabe
• Abschluss des Vergabeverfahrens 

Dokumentation
• Rechtsschutz oberhalb und unterhalb 

der Schwellenwerte
•  Sonstige Rechtsschutzmöglichkeiten

Klaus-Dieter Dehn
Grundlagen des 
Kommunalverfassungsrechts in 
Schleswig-Holstein
Grundriss für die Aus- und Fortbildung
12. Auflage 2014, EUR 29,99 
Kohlhammer Verlag

Die 12. Auflage dieses Grundrisses stellt 
in knapper und verständlicher Form die 
einschlägigen Vorschriften des Kommu-
nalverfassungsrechts Schleswig-Holstein 
dar. Der Leitfaden enthält zahlreiche prak-
tische Beispiele und Schaubilder, welche 
die Materie in besonderer Weise anschau-
lich machen. Das Werk wendet sich nicht 
nur an Lernende an Fach- und Hochschu-
len, sondern stellt auch für die ehrenamt-
lich in der Kommunalpolitik Tätigen eine 
nützliche Hilfe für die tägliche Arbeit dar.

Kremierung Verstorbener. In den letzten 
zwanzig Jahren sind die Landesgesetz-
geber dazu übergegangen, das ehemali-
ge Reichsgesetz durch spezifische lan-
desrechtliche Vorgaben abzulösen. Hier-
bei zeigen sich teils erhebliche Unter-
schiede, z.B. bei den Regelungen 
- zum Erfordernis einer zweiten Leichen-

schau vor Kremierung, 
- zum Umgang mit Tot- oder Fehlgebore-

nen im Feuerbestattungswesen oder 
- zur Ausstreuung von Totenaschen in 

Deutschland. 
Praktiker und Wissenschaftler gehen so-
wohl grundlegenden Fragen der Feuerbe-
stattungskultur sowie speziellen rechtli-
chen und technischen Aspekten nach. 
Das Buch liefert einen umfassenden 
Überblick über 
- die Grundlagen des Feuerbestattungs-

wesens, 
- das Recht der Feuerbestattung, 
- die Beisetzung der Totenasche und 
- den Schutz der Verstorbenen. 
Der umfangreiche Anhang beinhaltet die 
verschiedenen landesrechtlichen Rege-
lungen.




